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ANLAGE 1

Geschäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft

In der Fassung des Übernahmebeschlusses vom 28. Juni 2007, geändert am 19. September 2007 und am 29. August 2009

Geltende Fassung  n mit UnterstreichungenInhaltliche Änderunge  
 

 I.  Abgeordn Die eten bgeordneten  I. Die A
§ 1  § 1  

Teilnahme an den Sitzungen Teilnahme an den Sitzungen 
  

(1) Die Abgeordneten sind verpflichtet, an den Sitz gen der (1) Die Abgeordneten sind verpflichtet, an den Sitzungen der un
Bürgerschaft teilzunehmen. Bürgerschaft teilzunehmen. 
  
(2) Über die Anwesenheit der Abgeordneten in den Sitzungen wird 

 
(2) Über die Anwesenheit der Abgeordneten in

ein Verzeichnis geführt. Die Namen der ohne und mit Entschuldigung
Abwesenden werden in den Verhandlungsbericht aufgenommen. 

 den Sitzungen wird 
ein Verzeichnis geführt. Die Namen der ohne und mit 
Entschuldigung Abwesenden werden in den Verhandlungsbericht 
aufgenommen. 

  
  

§ 2 § 2 
Fehlen, Urlaub Fehlen, Urlaub 

  
(1) Wer aus dringenden Gründen verhindert ist, an ein
teilzunehmen, hat dies dem Präsidenten möglichst frü
Sitzungsbeginn schriftlich mitzuteilen. 

er Sitzung 
hzeitig vor 

(1) Wer aus dringenden Gründen verhindert is
teilzunehmen, hat dies der Präsidentin ode
möglichst frühzeitig vor Sitzungsbeginn schrift

t, an einer Sitzung 
r dem Präsidenten 

lich mitzuteilen. 
  
(2) Urlaub für mehr als sechs Wochen ist vom Vorstand zu 
genehmigen. Der Vorstand kann dieses Recht auf den Präsidenten 
übertragen. Die Beurlaubung ist der Bürgerschaft mitzuteilen. 

(2) Urlaub für mehr als sechs Wochen ist vom Vorstand zu 
genehmigen. Der Vorstand kann dieses Recht auf die Präsidentin 
oder den en übertragen. Die Beurlaubung ist der 
Bürgerschaft mitzuteilen. 

Präsident

  
  

§ 3 § 3 
Ausweise Ausweise 

  
Die Abgeordneten erhalten für die Dauer der Wahlperiode einen von 
dem Präsidenten unterzeichneten Ausweis, der im Eigentum der 

Die Abgeordneten erhalten für die Dauer der Wahlperiode einen 
von der Präsidentin oder von dem Präsidenten unterzeichneten 
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Bürgerschaft bleibt und bei Ausscheiden aus der Bü
zurückzuge

rgerschaft Ausweis, der im Eigentum der Bürgersch
Ausscheiden aus der Bürgerschaft ben ist. 

aft bleibt und bei 
zurückzugeben ist. 

  
  

§ 4 § 4 
Plätze der Abgeordneten Plätze der Abgeordneten 

  
Die Plätze der Abgeordneten bestimmt der Vorstand. Die Plätze der Abgeordneten bestimmt der Vorstand. 
  
  

§ 4a § 4a 
Akteneinsicht Akteneinsicht 

  
(1) Die Abgeordneten sind berechtigt, alle Akten einzusehe
in der Verwahrung der Bürgerschaft oder ei
parlamentarischen Ausschüsse befinden. Ausgenom
Verschlusssachen. Die Einsicht in Personalakten, Unte
Untersuchungsausschüsse, Unterlagen über Gegenständ
§15 vertraulich sind oder deren vertrauliche Behandlung 
Vorstand oder einen 

n, die sich 
nes ihrer 
men sind 
rlagen der 
e, die nach 
durch den 

(1) Die Abgeordneten sind berechtigt, alle Akt
sich in der Verwahrung der Bürgerschaft 
parlamentarischen Ausschüsse befinden. A
Verschlusssachen. Die Einsicht in Personalak
Untersuchungsausschüsse, Unterlagen über 
nach §15 vertraulich sind oder deren vertra

Ausschuss beschlossen worden ist, und 
 

en einzusehen, die 
oder eines ihrer 

usgenommen sind 
ten, Unterlagen der 
Gegenstände, die 
uliche Behandlung 

durch den Vorstand oder einen Ausschuss beschlossen worden ist, 
r einem Ausschuss 

Zustimmung des 
ses. 

Unterlagen, die der Bürgerschaft oder einem Ausschuss
zugegangen sind, bedarf der Zustimmung des Verfass
Geschäftsordnungsausschusses. 

vertraulich 
ungs- und 

und Unterlagen, die der Bürgerschaft ode
vertraulich zugegangen sind, bedarf der 
Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschus

  
(2) Die Einsichtnahme in persönliche Akten und Abrechn
bei der Bürgerschaft über Abgeordnete gefüh

ungen, die 
rt werden, ist nur den 

(2) Die Einsichtnahme in persönliche Akten und Ab
bei der Bürgerschaft übe

betreffenden Abgeordneten gestattet. Andere Person
solche Unterlagen nur mit Genehmigung des Verfass
Geschäftsordnungsausschusses und der betreffenden Abg
- auch nach deren Ausscheiden - einsehen. 

e

rechnungen, die 
r Abgeordnete geführt werden, ist nur den 

e Personen können 
s Verfassungs- und 
der betreffenden 

 einsehen. 

n können 
ungs- und 
eordneten 

betreffenden Abgeordneten gestattet. Ander
solche Unterlagen nur mit Genehmigung de
Geschäftsordnungsausschusses und 
Abgeordneten - auch nach deren Ausscheiden -

  
(3) Zum Gebrauch außerhalb des Hauses der Bürgerscha  
Akten nur an die Vorsitzenden sowie die Berichterstatter der 
Ausschüsse für ihre Arbeit, im Vertretungsfalle an deren 
Stellvertreter, abgegeben. Der Verfassungs- und 
Geschäftsordnungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Zum Gebrauch außerhalb des Hauses der Bürgerschaft werden 
Akten nur an zenden sowie die Berichterstatterinnen und 
Berichterstatter der Ausschüsse für ihre Arbeit, im Vertretungsfalle 
an deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter, abgegeben. Der 
Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss kann Ausnahmen 
zulassen. 

ft werden
 die Vorsit

§ 5 § 5 
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Geheimhaltungspflicht Geheimhaltungspflicht 
  
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, alle ihnen in ihrer Eige
Abgeordnete bekannt werdenden vertraulichen Sc
Drucksachen, Verhandlungen der Ausschüsse, der De

nschaft als 
hriftstücke, 
putationen 

(1) Die Mitglieder der Bürgerschaft sind verpflic
ihrer Eigenschaft als Abgeordnete bek
vertraulichen Schriftstücke, Drucksachen, 

und Behörden geheim zu halten. 

htet, alle ihnen in 
annt werdenden 

Verhandlungen der 
Ausschüsse, der Deputationen und Behörden geheim zu halten. 

  
(2) Über die nicht öffentlichen vertraulichen Verhandlunge
Mitglied der Bürgerschaft zur Verschwiegenheit verpflich
nicht die Verpflichtung von der Bürgerschaft für die Verh
oder für die gefassten Beschlüsse aufgehoben ist. Die Ve
zur Verschwiegenheit besteht nicht gegenüber anderen 
der Bürgerschaft, die der vertraulichen

n ist jedes 
tet, sofern 
andlungen 
rpflichtung 
Mitgliedern 

 

(2) Über die nicht öffentlichen vertraulichen 
jedes Mitglied der Bürgerschaft zur Verschwie
sofern nicht die Verpflichtung von der B
Verhandlungen oder für die gefassten Beschlü
Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit beste
anderen Mitgliedern de Verhandlung nicht

beigewohnt haben; jedoch haben auch diese Mitglieder e Pflicht, 

Verhandlungen ist 
genheit verpflichtet, 

ürgerschaft für die 
sse aufgehoben ist. 
ht nicht gegenüber 

r Bürgerschaft, die der vertraulichen 
Verhandlung nicht beigewohnt haben; jedoch haben auch diese 

ren. 
di

die Vertraulichkeit zu wahren. Mitglieder die Pflicht, die Vertraulichkeit zu wah
  
(3) Vor der Beratung eines Gegenstandes in vertraulich
hat der Präsident sämtliche Mitglieder der Bürgerschaft auf die 
Verpflichtung zur Geheimhaltung besonders hinzuweisen. 

Sitzung 
hat die Präsidentin oder der Präsident sämtliche Mitglieder der 
Bürgerschaft auf die Verpflichtung zur Geheimhaltung besonders 
hinzuweisen. 

er Sitzung (3) Vor der Beratung eines Gegenstandes in vertraulicher 

  
  

§ 6  § 6  
(Leerparagraph) (Leerparagraph) 

  
  

II. Die Fraktionen II. Die Fraktionen 
  
  

§ 7 § 7 
  
(1) Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens fünf 

ngehören 
(1) Fraktionen sind Vereinigungen von 
Abgeordneten der Bürgerschaft, die derselbenAbgeordneten der Bürgerschaft, die derselben Partei a

oder von derselben Partei als Wahlbewerber aufgestellt worden sind. 
Ein Abgeordneter kann nur einer Fraktion angehören. Schließen sich 
Mitglieder der Bürgerschaft abweichend von Satz 1 zusammen, 
bedarf die Anerkennung als Fraktion der Zustimmung der 
Bürgerschaft. 

mindestens fünf 
 Partei angehören 

oder von derselben Partei als Wahlbewerberinnen oder 
Wahlbewerber aufgestellt worden sind. Ein Mitglied der 
Bürgerschaft kann nur einer Fraktion angehören. Schließen sich 
Mitglieder der Bürgerschaft abweichend von Satz 1 zusammen, 
bedarf die Anerkennung als Fraktion der Zustimmung der 
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Bürgerschaft. 
  
(2) Fraktionen, deren Mitglieder vorwiegend einer Partei o
angehören, die im Bundestag oder in mehreren Landtage
ist, führen den Namen ihrer Partei oder Gruppe. Sonstige 
müssen sich mit einem Namen bezeichnen, aus dem die 
Ziele oder die berufliche oder soziale Struktur ihrer Anh
klar erkennb

der Gruppe 
n vertreten 
Fraktionen 
politischen 
ngerschaft 

 gegenüber anderen 

(2) Fraktionen, deren Mitglieder vorwiegend 
Gruppe angehören, die im Bundestag oder in 
vertreten ist, führen den Namen ihrer Partei od
Fraktionen müssen sich mit einem Namen be
die politischen Ziele oder die berufliche oder soziale Struktur ihrer
Anhängerschaft klar erkennbar sind

ä
ar sind und der eine Unterscheidung

einer Partei oder 
mehreren Landtagen 
er Gruppe. Sonstige 
zeichnen, aus dem 

 
 und der eine Unterscheidung 

Fraktionen bedeutet. gegenüber anderen Fraktionen bedeutet. 
  
(3) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
der Vorsitzenden, Mitglieder und Hospitanten sind dem Vo
Bürgerschaft schriftlich mitzuteilen. Der Vorstand hat di
einer Bezeichnung zu untersagen, die den Bestimmu
Absatzes 2

die Namen 
rstand der 

e Führung 
ngen des 

ng der Bezeichnung 

(3) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnun
der Vorsitzenden, Mitglieder und Hospitanten
der Bürgerschaft schriftlich mitzuteilen. Der 
Führung einer Bezeichnung zu untersagen, die 
des Absatz widerspricht. Er kann die Abkürzu

g sowie die Namen 
 sind dem Vorstand 

Vorstand hat die 
den Bestimmungen 

es 2 widerspricht. Er kann die Abkürzung der 
ngsbuchstaben der festlegen, die aus den Anfangsbuchstaben der Be

bestehen soll. 
zeichnung Bezeichnung festlegen, die aus den Anfa

Bezeichnung bestehen soll. 
  
(4) Der Fraktionsvorsitzende oder sein Stellvertreter ka n für die (4) Die Fraktionsvorsitzende oder der Fraktionsvorsitzende kann für 

 für die jeweilige 
n

Fraktion zeichnen.  die Fraktion zeichnen. Dies gilt auch
Stellvertretung. 

  
(5) Schlie eordnete zusa men, so 
bilden sie en sinngemäß. 

( fünf Abgeordnete zusammen, so 
 1 bis 4 gelten sinngemäß. 

ßen sich weniger als fünf Abg
eine Gruppe. Die Absätze 1 bis 4 gelt

m 5) Schließen sich weniger als 
bilden sie eine Gruppe. Die Absätze

  
  

III. Der Vorstand der Bürgerschaft III. Der Vorstand der Bürgerschaft 
  
  

§ 8 § 8 
Zusammensetzung des Vorstandes Zusammensetzung des Vorstandes 

  
(1) Die Bürgerschaft wählt für ihre Wahlperiode ihren Präsidenten, (1) Die Bürgerschaft wählt für ihre Wahlperiod
die Vizepräsidenten sowie die Schriftführer. Sie bilden den Vorstand. 

e ihre Präsidentin 
oder ihren Präsidenten, die Vizepräsidentinnen oder 
Vizepräsidenten sowie die Schriftführerinnen und Schriftführer. Sie 
bilden den Vorstand. 

  
(2) Bei der Zusammensetzung des Vorstandes sind in der Regel die (2) Bei der Zusammensetzung des Vorstandes sind in der Regel 
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Fraktionen der Bürgerschaft nach ihrer Stärke zu berüc
Ändert sich während der Wahlperiode die Zusammens
Fraktionen, so sind auf Antrag einer Fraktion Neuwahl
Stellen des Vorstandes vorzunehmen, die von der 
betroffen werden. 

ksichtigen. 
etzung der 
en für die 
Änderung 

die Fraktionen der Bürgerschaft nach 
berücksichtigen. Ändert sich während der 
Zusammensetzung der Fraktionen, so sind 
Fraktion Neuwahlen für die Stellen des Vorst
die von der Änderung betroffen werden. 

ihrer Stärke zu 
Wahlperiode die 
auf Antrag einer 

andes vorzunehmen, 

  
  

§ 9 § 9 
Wahl des Vorstandes Wahl des Vorstandes 

  
(1) Der Vorstand wird von der Bürgerschaft in der durch
der Landesverfassung bestimmten Reihenfolge in der erst
für die Dauer der Wahlperiode gewählt. Solange sich kein
Stimmenmehrheit ergibt, ist die Wahl zu wiederholen 

 Artikel 86 
en Sitzung 
e absolute 
und dabei 

/der die 

(1) Der Vorstand wird von der Bürgerschaft in 
der Landesverfassung bestimmten Reihenf
Sitzung für die Dauer der Wahlperiode gewählt
absolute Stimmenmehrheit ergibt, ist die Wahl 

jedes Mal diejenige oder derjenige auszuscheiden, die
t e

der durch Artikel 86 
olge in der ersten 
. Solange sich keine 
zu wiederholen und 

dabei jedes Mal diejenige oder derjenige auszuscheiden, die oder 
ei Stimmengleichheit wenigsten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichhei

das Los. 
ntscheidet der die wenigsten Stimmen erhalten hat. B

entscheidet das Los. 
  
(2) Beim Ausscheiden eines Mitgliedes findet eine Ersatzwahl statt. (2) Beim Ausscheiden eines Mitgliedes findet eine Ersatzwahl statt. 
  
(3) Das Ergebn nat mitgeteilt. (3) D rd dem Senat mitgeteilt. is der Wa rd dem Sehl wi as Ergeb er Wahl winis d
  
  

§ 10 § 10 
Aufgaben des Vorstandes Aufgaben des Vorstandes 

  
(1) Außer den ihm durch die Verfassung und die 
zugewiesenen anderen Aufgaben obliegt dem Vorstand, 

Geschä und die Geschäftsordnung ftsordnung (1) Außer den ihm durch die Verfassung 
zugewiesenen anderen Aufgaben obliegt dem Vorstand, 

  
a) die Versammlungen der Bürgerschaft einzuberufe
Tagesordnung festzustelle

n und die a) die Versammlungen der Bürgerschaft ei
Tagesordnung festzustellen,  n,  

nzuberufen und die 

b) jährlich einen Haushaltsplan der Bürgerschaft aufzustellen b) jährlich einen Haushaltsplan der Bürgerschaft aufzustellen. . 
  
(2) Soweit nicht die Landesverfassung bestimmte Aufgaben dem 
Präsidenten oder den Stellvertretern zuweist, legt der Vorstand die 
Verteilung seiner Aufgaben fest. 

(2) Soweit nicht die Landesverfassung bestimmte Aufgaben der 
Präsidentin oder dem Präsidenten oder den Stellvertreterinnen und 
Stellvertretern zuweist, legt der Vorstand die Verteilung seiner 
Aufgaben fest. 

§ 11 § 11 
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Beratungen des Vorstandes  des Vorstandes Beratungen
  
(1) Der Präsident beruft den Vorstand ein und leitet die B
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hä
Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit 
Mehrheit gefasst. B

eratungen. 
lfte seiner 
einfacher 

imme des 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident beruft de
leitet die Beratungen. Der Vorstand ist be
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an
Beschlüsse werden mit einfacher Mehr
Stimmenglei

ei Stimmengleichheit gibt die St
Präsidenten den Ausschlag. 

n Vorstand ein und 
schlussfähig, wenn 

wesend ist. Die 
heit gefasst. Bei 

chheit gibt die Stimme der Präsidentin oder des 
Präsidenten den Ausschlag. 

  
(2) Über jede Sitzung des Vorstandes wird eine N
angefertigt, welche die Namen der Anwesenden, den wesentlichen

iederschrift 
 

(2) Über jede Sitzung des Vorstandes wird
angefertigt, welche die Namen der Anwesenden, den wese

Inhalt des Verhandlungsverlaufs und die Beschlüsse enthalten muss. 

 eine Niederschrift 
ntlichen 

Inhalt des Verhandlungsverlaufs und die Beschlüsse enthalten 
muss. 

  
  

§ 12 § 12 
Aufgaben des Präsidenten Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten 

  
(1) Der Präsident eröffnet, leitet und schließt die Beratunge , leitet und schließt n. (1) Die Präsidentin oder der Präsident eröffnet

die Beratungen. 
  
(2) Ihm obliegt die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnu
in der Versammlung selbst als auch unter den Zuhörern

g der Ruhe und 
 Versammlung selbst als auch unter den 

ch die Zuhörerinnen 
 oder der Präsident 

ng sowohl 
 Wird die 

(2) Ihr oder ihm obliegt die Aufrechterhaltun
Ordnung sowohl in der.

Ruhe durch die Zuhörer gestört, so kann der Präs
Entfernung veranlassen. 

ident ihre Zuhörerinnen und Zuhörern. Wird die Ruhe dur
oder Zuhörer gestört, so kann die Präsidentin
ihre Entfernung veranlassen. 

  
(3) An der Aussprache in den Versammlungen der B
nimmt der 

ürgerschaft 
 

(3) An der Aussprache in den Versammlunge
nimmt die PräsidentinPräsident, solange er den Vorsitz führt, außer durch

u

n der Bürgerschaft 
 oder der Präsident, solange der Vorsitz 

hen, nicht teil. Bei 
r Erledigung des 

eine Vizepräsidentin 

Erläuterung von Tatsachen, nicht teil. Will er sich a
beteiligen, so hat er bis zur Erledig
Verhandlungsgegenstandes der Vorsitz an einen Vizep
abzugeben. 

ls Redner 
ng des 
räsidenten 

geführt wird, außer durch Erläuterung von Tatsac
Beteiligung an der Debatte, ist bis zu
Verhandlungsgegenstandes der Vorsitz an 
oder einen Vizepräsidenten abzugeben. 

  
(4) Der Präsident leitet die Verwaltungsgeschäfte der Bürgerschaft. 
Er verfügt über die Einnahmen und Ausgaben der Bürgerschaft nach 
Maßgabe des Haushalts und vertritt die Freie Hansestadt Bremen in 
allen Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten der Bürgerschaft. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident leitet die 
Verwaltungsgeschäfte der Bürgerschaft. Sie oder er verfügt über 
die Einnahmen und Ausgaben der Bürgerschaft nach Maßgabe des 
Haushalts und vertritt die Freie Hansestadt Bremen in allen 
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Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten der Bürgerschaft. 
  
(5) Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt
der Bürgerschaft benutzten Räumen aus. Eine Durchsu
Beschlagnahme darf in den Räumen der Bürgerschaft nu

 in den von 
hung oder 
 mit seiner 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident übt da
Polizeigewalt in den von der Bürgerschaft ben
Eine Durchsuchung oder Beschlagnahme darf 

c
r

Zustimmung vorgenommen werden. 

s Hausrecht und die 
utzten Räumen aus. 
in den Räumen der 

Bürgerschaft nur mit ihrer oder seiner Zustimmung vorgenommen 
werden. 

  
  

§ 13 § 13 
Aufgaben der Vizepräsidenten Aufgaben der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten 

  
Die Vizepräsidenten vertreten den Präsidenten
Wechsel. Sie unterstützen ihn in seiner Amtsführung. 

und -präsidenten vertreten die Präsidentin 
oder den Präsidenten in regelmäßigem Wechsel. Sie unterstützen 
sie oder ihn in seiner Amtsführung. 

 in regelmäßigem Die Vizepräsidentinnen 

  
  

§ 14 § 14 
Aufgaben der Schriftführer Schriftführer Aufgaben der Schriftführerinnen und 

  
Die Schriftführer wechseln einander in ihre
nötigenfalls vertreten sie den Vizepräsidenten. 

Die Schriftführerinnen oder Schriftführer wechseln einander in ihrer 
Amtsführung ab, nötigenfalls vertreten sie die Vizepräsidentinnen 
oder

r Amtsführung ab, 

 Vizepräsidenten. 
  
  

§ 15 § 15 
Verschwiegenheitspflicht Verschwiegenheitspflicht 

  
Die Mitglieder des Vorstandes sind zur Verschwiegenheit über die 
dem Vorstand vertraulich zugegangenen Mitteilungen verpflichtet. 

Die Mitglieder des Vorstandes sind zur Verschwiegenheit über die 
dem Vorstand vertraulich zugegangenen Mitteilungen verpflichtet. 
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IV. Die Vorbereitung der Sitzung IV. Die Vorbereitung der Sitzung 

  
§ 16 § 16 

Einberufung Einberufung 
  

(1) Die ordentlichen Sitzungen der Bürgerschaft finden n
st

ach Bedarf 
 ein Monat 

(1) Die ordentlichen Sitzungen der Bürgerschaf
statt. Die Zeitabstände sollen in der Regel att. Die Zeitabstände sollen in der Regel nicht länger als

sein. 

t finden nach Bedarf 
nicht länger als ein 

Monat sein. Die ordentlichen Sitzungen der Bürgerschaft (Landtag) 
finden in der Regel an zwei aufeinander folgenden Tagen statt. In 
Bezug auf die Fristen für Fragen in der Fragestunde oder die 
Beantragung einer Aktuellen Stunde gelten sie als eine ordentliche 
Sitzung. 

  
(2) Der Vorstand hat eine außerordentliche Ve at eine außerordentliche Versammlung rsammlung (2) Der Vorstand h
einzuberufen,  einzuberufen,  
  
a) wenn die Bürgerschaft es beschließt,  a) wenn die Bürgerschaft es beschließt,  
b) wenn der Senat es unter Mitteilung des zu Mitteilung des zu beratenden beratenden b) wenn der Senat es unter 
Gegenstandes für erforderlich hält oder  Gegenstandes für erforderlich hält oder  
c) wenn wenigstens ein Viertel der gesetzlichen Mitglied
Bürgerschaft schriftlich darauf anträgt.  

erzahl der c) wenn wenigstens ein Viertel der gesetzlich
Bürgerschaft schriftlich darauf anträgt.  

en Mitgliederzahl der 

Die außerordentliche Versammlung findet unverzüglich, ätestens 
jedoch zwei Wochen nach dem Eingang des 
Vorstand kann mit Zus ung des Senats beziehungsweise der 
Antragsteller einen anderen Zeitpunkt beschließen. 

Die außerordentliche Versammlung findet unverzüglich, spätestens 
jedoch zwei Wochen nach dem Eingang des Begehrens, statt. Der 
Vorstand kann Zustimmung des Senats bzw. der Antragsteller 

inen anderen Zeitpunkt beschließen.  

 sp
Begehrens, statt. Der 

timm  mit 
und Antragstellerinnen e

 ( 
  

§ 17 § 17 
Ladungen Ladungen 

  
(1) Der Präsident erlässt die Ladungen zu den Versammlungen. (1) Die Präsidentin oder der Präsident erlässt die Ladungen zu den 

Versammlungen. 
  
(2) Die Ladungen zu den Versammlungen der Bürgerschaft werden 
tunlichst schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung an jedes 
Mitglied besonders erlassen, und zwar in der Regel eine Woche, in 

(2) Die Ladungen zu den Versammlungen der Bürgerschaft werden 
tunlichst schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung an jedes 
Mitglied besonders erlassen, und zwar in der Regel eine Woche, in 
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Ausnahmefällen mindestens zwei Tage vor der Versammlung. Ausnahmefällen mindestens zwei Tage vor der Versammlung. 
  
(3) Dem Senat sind Zeit und Tagesordnu
Bürgerschaftssitzung rechtzeitig

ng jeder (3) Dem Senat sind Zeit und Tagesordnun
Bürgerschaftssitzung re mitzuteilen. 

g jeder 
chtzeitig mitzuteilen. 

  
  

§ 18 § 18 
Tagesordnung Tagesordnung 

  
(1) Auf die Tagesordnung sind zu bringen alle vor der S
Vorstandes,

itzung des 
chriftlich 

(1) Auf die Tagesordnung sind zu bringen alle
 in der die Versammlung anberaumt wird, s
nen 

 vor der Sitzung des 
Vorstandes, in der die Versammlung anberaumt wird, schriftlich 
eingegangenen eingegange

  
a) Anträge, a) Anträge, 
b) Groß

n
en Anfragen von Abgeordneten, soweit
 vor der Sitzung der Bürgerschaft dem Senat zuge

b) Großen Anfragen von Abgeordneten, soweit sie mindestens drei 
Wochen vor der Sitzung der Bürgerschaft dem Senat zugeleitet 
sind, 

 sie mindestens drei 
Woche leitet sind, 

c) Berichte, c) Berichte, 
d) Wahlen. d) Wahlen. 
  
(2) Die Reihenfolge bestimmt der Vorstand, und zwar in der Regel (2) Die Reihenfolge bestimmt der Vorstand, und 
nach der Zeit des Eingangs. Tagesordnung

zwar in der Regel 
nach der Zeit des Eingangs. Tagesordnungspunkte, die in der 

n, werden in der 
 Stunde 

behandelt. 

spunkte, die in der 
Sitzung der Bürgerschaft nicht behandelt wurden, wer
Regel in der nächsten Sitzung nach der Aktuellen Stunde 

den in der 
behandelt. 

Sitzung der Bürgerschaft nicht behandelt wurde
Regel in der nächsten Sitzung nach der Aktuellen

  
(3) Die Bürgerschaft kan  die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte nn die Reihenfolge der n
ändern. 

(3) Die Bürgerschaft ka
Tagesordnungspunkte ändern. 

  
  

§ 19 § 19 
Absetzung von Gegenständen von der Tagesordnung Absetzung von Gegenständen von der Tagesordnung 

  
(1) Die Bürgerschaft kann Verhandlungsgegenstände für eine oder 
mehrere Sitzungen von der Tagesordnung absetzen. 

(1) Die Bürgerschaft kann Verhandlungsgegenstände für eine oder 
mehrere Sitzungen von der Tagesordnung absetzen. 

  
(2) Tagesordnungspunkte, die von Abgeordneten eingebracht 
werden, können nur mit Zustimmung der Antragstellerinnen und 

(2) Tagesordnungspunkte, die von Abgeordneten eingebracht 
werden, können nur mit Zustimmung der Antragstellerinnen und 
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Antragsteller wieder abgesetzt werden. r wieder abgesetzt werden. Antragstelle
  
  

§ 20 § 20 
Verbindung von Tagesordnungspunkten Verbindung von Tagesordnungspunkten 

  
Die Bürgerschaft kann beschließen, mehrere Tagesordnu
gemeinsam zu beraten. Das gilt nicht,

ngspunkte 
 

Die Bürgerschaft kann besch
Tagesordnungspunkte gemeinsam zu wenn Abgeordnete

Antragsteller sind und sie der Verbindung widersprechen. 

ließen, mehrere 
 beraten. Das gilt nicht, wenn 

die antragstellenden Abgeordneten der Verbindung widersprechen. 
  
  

§ 21 § 21 
Spätere Eingänge Spätere Eingänge 

  
Alle späteren oder sonst nicht auf die Tagesordnung zu 
Eingänge sind, soweit sie spätestens eine Stunde 
festgesetzten Beginn der Sitzung dem Präsidenten der B
zugegangen sind, in der Versammlung selbst vor B
Beratungen anzuzeigen. Die Bürgerschaft kann beschließ

setzenden 
vor dem 

ürgerschaft 
eginn der 
en, solche 

 Anträge 

Alle späteren oder sonst nicht auf die Tagesord
Eingänge sind, soweit sie spätestens eine

Eingänge, bei denen es sich als um dringlich bezeichnete
handelt, nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. Sie kommen, 
sofern die Bürgerschaft s anderes beschließt, an das Ende der 
Tagesordnung. 

nung zu setzenden 
 Stunde vor dem 

nicht

festgesetzten Beginn des Sitzungstages der P
Präsidenten der Bürgerschaft zugegang
Versammlung selbst vor Beginn der Beratung
Bürgerschaf

räsidentin oder dem 
en sind, in der 
en anzuzeigen. Die 

t kann beschließen, solche Eingänge, bei denen es 
sich als um dringlich bezeichnete Anträge handelt, nachträglich auf 
die Tagesor tzen. Sie kommen, sofern die Bürgerschaft 
nicht  das Ende der Tagesordnung. 

dnung zu se
s anderes beschließt, an

  
  

§ 22 § 22 
Erklärungen des Senats  n des Senats  Erklärunge

  
(1) Der Senat kann aus besonderen Anlässen jederzeit 
dass seinem Vertreter außerhalb der Tageso

verlangen, 
s Wort zu 

(1) Der Senat kann aus besonderen Anlässen 
dass seiner Vertreterin oder seinem Vertrerdnung da

einer Erklärung erteilt wird. 

jederzeit verlangen, 
ter außerhalb der 

Tagesordnung das Wort zu einer Erklärung erteilt wird. 
  
(2) Die Absicht einer Erklärung ist dem Präsidenten der Bürgerschaft (2) Die Absicht einer Erklärung ist der Präsidentin o
bis drei Arbeitstage, 9 Uhr, vor der Sitzung mitzuteilen. 

der dem 
Präsidenten der Bürgerschaft bis drei Arbeitstage, 9 Uhr, vor der 
Sitzung mitzuteilen. 

  
(3) Hinsichtlich der näheren Einzelheiten der Beratung betreffend 
zeitliche Lage und Redezeiten führt der Präsident der Bürgerschaft 

(3) Hinsichtlich der näheren Einzelheiten der Beratung betreffend 
zeitliche Lage und Redezeiten führt die Präsidentin oder der 
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eine interfraktionelle Verständigung herbei. elle Verständigung 
herbei. 
Präsident der Bürgerschaft eine interfraktion

  
(4) Anträge zur Sache können nicht gestellt werden. gestellt werden. (4) Anträge zur Sache können nicht 
  

§ 23 § 23 
Öffentlichkeit der Sitzungen Öffentlichkeit der Sitzungen 

  
(1) Die Sitzungen der Bürgerschaft sind öffentlich. (1) Die Sitzungen der Bürgerschaft sind öffentlich. 
  
(2) Auf Antrag von einem Drittel der Mitglieder der Bürger
auf Antrag des Senats kann die Öffentlichk

schaft oder 
telmehrheit 

 werden. Über den 

(2) Auf Antrag von einem Drittel der Mitglieder d
oder auf Antrag des Senats kann die eit mit Zweidrit

der anwesenden Abgeordneten ausgeschlossen
Antrag wird in nichtöffentlicher Sitzung entschieden. 

er Bürgerschaft 
Öffentlichkeit mit 

Zweidrittelmehrheit der anwesenden Abgeordneten 
ausgeschlossen werden. Über den Antrag wird in nichtöffentlicher 
Sitzung entschieden. 

  
  

V. Der Ablauf der Verhandlung  Der Ablauf der Verhandlung V.
  
  

§ 24 § 24 
Eröffnung der Sitzung Eröffnung der Sitzung 

  
Der Präsident eröffnet die Sitzung. Nach Mitteilu
gegebenenfalls einer Beschlussfassung zu diesen werden die 
einzelnen Gegenstände verhandelt. 

Die Präsidentin oder der Präsident eröffnet die Sitzung. Nach 
Mitteilung der Eingänge und gegebenenfalls einer 
Beschlussfass zu diesen werden die einzelnen Gegenstände 

ng der Eingänge und 

ung 
verhandelt. 

  
  

§ 25 § 25 
Unterbrechung und Schließung der Sitzung ießung der Sitzung Unterbrechung und Schl

  
Der Präsident bestimmt, ob die Sitzung unterbrochen werden soll 
und wann sie wieder beginnt. Den Schluss der Sitzung bestimmt er 
im Einvernehmen mit der Bürgerschaft, sofern die Tagesordnung 
nicht erledigt ist. 

Die Präsidentin oder der Präsident bestimmt, ob die Sitzung 
unterbrochen werden soll und wann sie wieder beginnt. Den 
Schluss der Sitzung bestimmt sie oder er im Einvernehmen mit der 
Bürgerschaft, sofern die Tagesordnung nicht erledigt ist. 
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§ 26 § 26 
Anwesenheit von Senatsvertretern it von Senatsvertretern Anwesenhe

  
(1) Die Bürgerschaft und ihre Ausschüsse können bei
Verhandlungsgegenstände

 einzelnen 
rinnen und 

(1) Die Bürgerschaft und ihre Ausschüsse kö
Verhandlungsgegensn die Anwesenheit von Vertrete

Vertretern des Senats verlangen. 

nnen bei einzelnen 
tänden die Anwesenheit von Vertreterinnen 

und Vertretern des Senats verlangen. 
  
(2) Die Mitglieder des Senats und die vom Senat bestellte
haben zu den Sitzungen der Bürgerschaft un

n Vertreter 
usschüsse 

(2) Die Mitglieder des Senats und die vom
Vertreterinnen und Vertreter haben zu d
Bürgerschaf

d ihrer A
Zutritt. Das gilt nicht für Untersuchungsausschüsse. 

 Senat bestellten 
en Sitzungen der 

t und ihrer Ausschüsse Zutritt. Das gilt nicht für 
Untersuchungsausschüsse. 

  
  

§ 27 § 27 
Berichterstattung von Ausschüssen und Deputationen Berichterstattung von Ausschüssen und Deputationen 

  
Bei Beratungsgegenständen, mit denen sich vor der Be
Bürgerschaft ein Ausschuss oder eine Deputation befas
zu Beginn der Beratung einem von dem Ausschuss 
Deputation bestimmten Mitglied das Wort zur Beric
erteilt. Bei Abgabe eines Ausschuss- oder De

ratung der 
t hat, wird 
oder der 

terstattung 
richts kann 

Bei Beratungsgegenständen, mit denen sich v
Bürgerschaft ein Ausschuss oder eine Deputati
zu Beginn der Beratung einem von dem A
Deputation bestimmten Mitglied das Wort zu
erteilt. Bei Abgabe eines Ausschu

s

h
putationsbe

die Minderheit einen Minderheitsbericht erstatt  
dass ihre Gegengründe gegen den Beschluss der Mehrheit oder ihre 
abweichenden Anträge in dem Bericht mitgeteilt werden. 

or der Beratung der 
on befasst hat, wird 
usschuss oder der 
r Berichterstattung 

ss- oder Deputationsberichts 
kann die Minderheit einen Minderheitsbericht erstatten oder 
verlangen, dass ihre Gegengründe gegen den Beschluss der 
Mehrheit oder ihre abweichenden Anträge in dem Bericht mitgeteilt 

en oder verlangen,

werden. 
  
  

§ 28 § 28 
Hinzuziehung von Sachverständigen Hinzuziehung von Sachverständigen 

  
Die Bürgerschaft kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten 
Sachverständige hinzuziehen und während der Beratung hören. 

Die Bürgerschaft kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten 
Sachverständige hinzuziehen und während der Beratung hören. 
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VI. Die Vorlagen VI. Die Vorlagen 

  
  

§ 29 § 29 
Anfragen Anfragen 

  
(1) Mitglieder der Bürgerschaft können in Fraktionsstär
Senat Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten richten
Senat binnen drei Wochen schriftlich zu beantworten sind;
kann die Antwort in der darauf folgenden Sitzung der Bü
mündlich wiederholen. Auf die Antwort des Senats e
Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bürger
Fraktionsstärke verlangen (Gro

ke an den 
, die vom 
 der Senat 
rgerschaft 

rfolgt eine 
schaft in 
chaft kann 
n nicht die 

(1) Mitglieder der Bürgerschaft können in Fra

ße Anfragen). Die Bürgers
Aussprachen auf die folgende Sitzung verschieben, wen
Mehrheit der Fragesteller widerspricht. 

ktionsstärke an den 
Senat Große Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten richten, die 
vom Senat binnen fünf Wochen schriftlich zu beantworten sind. Auf 
besonders begründeten Antrag der Fragestellerinnen und 
Fragesteller hat der Senat die Antwort binnen drei Wochen 
schriftlich zu erteilen. Der Senat kann die An
folgenden Sitzung der Bürgerschaft mündlich 
Antwort des Senats erfolgt eine Aussprache, w
der Bürgerschaft in Fraktionsstärke

twort in der darauf- 
wiederholen. Auf die 

enn dies Mitglieder 
 verlangen. Die Bürgerschaft 

kann Aussprachen auf die folgende Sitzung verschieben, wenn 
 und Fragesteller nicht die Mehrheit der Fragestellerinnen

widerspricht. 
  
(2) Mitglieder der Bürgerschaft können in Fraktionsstär
Senat Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten richten, 
drei Wochen schriftlich vom Senat zu beantworten sind (Kleine

tionsstärke an den ke an den 
die binnen 

 

(2) Mitglieder der Bürgerschaft können in Frak

Anfragen). 

Senat Kleine Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten richten, die 
binnen fünf Wochen schriftlich vom Senat zu beantworten sind. Auf 
besonders begründeten Antrag der Fragestellerinnen und 
Fragesteller hat der Senat die Antwort binnen drei Wochen 
schriftlich zu erteilen. 

  
(3) Große und Kleine Anfragen können mit einer kurzen s
Begründung versehen werden. 

chriftlichen (3) Große und Kleine Anfragen können
schriftlichen Begründung versehen werden. 

 mit einer kurzen 

  
(4) Dem Senat ist vom Präsidenten der Bürgerschaft au
begründeten Antrag die Frist zur Beantwort

f schriftlich 
ung der Anfragen zu 

(4) Dem Senat ist von der Präsidentin oder
Bürgerschaft auf schriftlich begrü

verlängern, wenn nicht die Mehrheit der Fragesteller widerspricht. 

 vom Präsidenten der 
ndeten Antrag die Frist zur 

Beantwortung der Anfragen zu verlängern, wenn nicht die Mehrheit 
der Fragestellerinnen und Fragesteller widerspricht. 

  
(5) Antwortet der Senat innerhalb der Fristen (Absätze 1, 2 und 4) 
nicht, so kann die Mehrheit der Fragesteller nach Behandlung der 

(5) Antwortet der Senat innerhalb der Fristen (Absätze 1, 2 und 4) 
nicht, so kann die Mehrheit der Fragestellerinnen und Fragesteller 



—
18

—

Großen Anfragen (§ 18 Abs. 1 Buchstabe b) eine A
verlangen. 

ussprache nach Behandlung der Großen Anfragen (§18 
eine Ausspra

Abs. 1 Buchstabe b) 
che verlangen. 

  
  

§ 30 § 30 
Anfragen in der Fragestunde Anfragen in der Fragestunde 

  
(1) Im Rahmen einer Fragestunde kann jeder Abgeo
Beginn jeder ordentlichen Sitzung der Bürgerschaft an 
mündliche Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten ri
Anfragen müssen kurz gefasst sein und dürfen bis
Unterfragen enthalten. Sie sind spätestens am vierten A
vor der Sitzung bis 12 Uhr bei dem 

rdnete zu 
den Senat 
chten. Die 
 zu zwei 
rbeitstage 

ürgerschaft 
die den 

Präsidenten der B
einzureichen. Der Präsident weist Fragen zurück, 
Vorschriften dieses Absatzes nicht entsprechen. 

(1) Im Rahmen einer Fragestunde kann jedes Mitglied der 
Bürgerschaft zu Beginn jeder ordentlichen Sitzu
an den Senat mündliche Anfragen in öffentliche
richten. Die Anfragen müssen kurz gefasst sei
zwei Unterfragen enthalten. Sie sind spät

ng der Bürgerschaft 
n Angelegenheiten 

n und dürfen bis zu 
estens am vierten 

Arbeitstag vor der ordentlichen Sitzung bis 12 Uhr 
Präsidentin oder dem 

bei der 
Präsidenten einzureichen. Die Präsidentin 

e den Vorschriften oder der Präsident weist Fragen zurück, di
dieses Absatzes nicht entsprechen. 

  
(2) Der Präsident der Bürgerschaft bestimmt, in welcher R
die Anfragen aufgerufen werden. 

eihenfolge (2) Die Fragen werden nach der Reihenfolge ihres Eingangs 
behandelt. 

  
(3) Eine Begründung der Anfrage sowie eine Aussprach
Antwort findet nicht statt. Es können jedoch Zusatzfrag
werden. Sie müssen mit der Hauptfrage oder deren 

e über die 
en gestellt 
twortung in 

(3) Eine Begründung der Anfrage sowie eine A
Antwort findet nicht statt. Es können jedoch Z
werden. Sie müssen mit der Hauptfrage oder deBean

unmittelbarem Zusammenhang stehen. Fe
b

Fragerechts dar, so weist der Präsident die Zusatzfrage zu

ussprache über die 
usatzfragen gestellt 

ren Beantwortung 
in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Fehlt der unmittelbare 

en Missbrauch des 
ragerechts dar, so weist die Präsidentin oder der Präsident die 

Zusatzfrage zurück. 

hlt der unmittelbare 
Zusammenhang oder stellt die Zusatzfrage einen Miss rauch des 

rück. 
Zusammenhang oder stellt die Zusatzfrage ein
F

  
(4) Die Fragestunde soll in der Regel 60 Minuten nicht überschreiten. (4) Die Fragestunde soll in der Regel 60 Minuten nicht 

überschreiten. 
  
(5) Anfragen und Zusatzfragen, die in der Fragestunde nicht 
beantwortet werden können, beantwortet der Senat schriftlich. 

(5) Anfragen und Zusatzfragen, die in der Fragestunde nicht 
beantwortet werden können, beantwortet der Senat schriftlich. 
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§ 30a § 30a 

Aktuelle Stunde Aktuelle Stunde 
  
(1) In jeder ordentlichen Sitzung der Bürgerschaft findet 
einer Fraktion oder Gruppe über Angelegenheiten von al
aktuellen Interesse eine

auf Antrag 
lgemeinem 

bestimmt 

(1) In jeder ordentlichen Sitzung der Bürgersch
einer Fraktion oder Gruppe über Angelegenheite
aktuellen Int Kurzdebatte (Aktuelle Stunde) zu 

aft findet auf Antrag 
n von allgemeinem 

eresse eine Kurzdebatte (Aktuelle Stunde) zu bestimmt 
bezeichneten Themen statt. bezeichneten Themen statt. 
  
(2) Der Antrag muss bis zwei Arbeitstage, 9 Uhr, vor d
beim Präsidente

er Sitzung 
Hält der 

(2) Der Antrag muss bis zwei Arbeitstage, 9 
bei der Präsidentin oder beim Präsidenten dern der Bürgerschaft gestellt werden. 

Präsident den Antrag für unzulässig, so entscheidet die B gerschaft 

Uhr, vor der Sitzung 
 Bürgerschaft gestellt 

werden. Hält die Präsidentin oder der Präsident den Antrag für 
Beginn der Sitzung. 

ür
zu Beginn der Sitzung. unzulässig, so entscheidet die Bürgerschaft zu 
  
(3) Die Aktuelle Stunde findet unmittelbar nach der Fr
statt. Jede Fraktion oder Gruppe kann nur ein Thema 
Werden mehrere Anträge zu unters

agestunde 
benennen. 
gestellt, so 

 

(3) Die Aktuelle Stunde findet unmittelbar na
statt. Jede Fraktion oder Gruppe kann nur ein
Werden mehrere Anträge zu unterschiedlichen Tchiedlichen Themen 

entscheidet die Reihenfolge des Eingangs. Die Reihenfolge kann
durch Beschluss der Bürgerschaft geändert werden, wenn die 

ch der Fragestunde 
 Thema benennen. 
hemen gestellt, so 

entscheidet die Reihenfolge des Eingangs. Die Reihenfolge kann 
durch Beschluss der Bürgerschaft geändert werden, wenn die 

n und Antragsteller nicht Mehrheit der Antragsteller nicht widerspricht. Mehrheit der Antragstellerinne
widerspricht. 

  
(4) Anträge, die nicht besprochen worden sind, gelten als erledigt. (4) Anträge, die nicht besprochen worden sind, gelten als erledigt. 
  
(5) Die Redezeit pro Thema und Fraktion oder Gruppe 
den ersten Redner bis zu zehn Minuten und einen weiter
bis zu fünf Minuten. Insgesamt darf die Redezeit pro Fr
Gruppe auch bei mehreren Themen fü

beträgt für 
en Redner 

aktion oder 
uten nicht 
ertreter im 
 kann jede 

(5) Die Redezeit pro Thema und Fraktion ode
den ersten Redebeitrag bis zu zehn Minuten un

nfzehn Min
überschreiten. Nehmen Mitglieder des Senats oder ihre V
Amt mehr als fünfzehn Minuten Redezeit in Anspruch, so
Fraktion oder Gruppe den über fünfzehn Minuten hinausgehenden 
Zeitanteil ebenfalls als weitere Redezeit beanspruchen. 

r Gruppe beträgt für 
d für einen weiteren 

Redebeitrag bis zu fünf Minuten. Insgesamt darf die Redezeit pro 
Fraktion oder Gruppe fünfzehn Minuten nicht überschreiten. 
Werden weitere Themen in der Aktuellen Stunde behandelt, erhöht 
sich die Redezeit pro Fraktion für jedes Thema um zehn Minuten. 
Nehmen Mitglieder des Senats oder ihre Vertreterinnen oder 
Vertreter im Amt mehr Redezeit, als einer Fraktion oder Gruppe 
insgesamt zustände, in Anspruch, so kann jede Fraktion oder 
Gruppe den ihr zustehenden Zeitanteil ebenfalls als weitere 
Redezeit beanspruchen. 
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(6) Das Verlesen von Erklärungen und Reden ist unzulässig. (6) Das Verlesen von Erklärungen und Reden ist unzulässig. 
  
(7) Als erster Redner erhalten die Antragsteller das 
Präsident kann im übrigen das Wort abweichend 
Reihenfolge der Wortmeldungen erte

Wort. Der 
von der 

(7) Als erste Rednerin oder erster Redner erha
das Wort. Die Präsidentin oder der Präsident 
Wort abweichend von der Reihenfolge der Wortmeldungen ertilen. 

lten die Antragsteller 
kann im Übrigen das 

eilen. 
  
(8) Anträge zur Sache können nicht gestellt werden. (8) Anträge zur Sache können nicht gestellt werden. 
  
  

§ 31 § 31 
Anträge Anträge 

  
(1) Anträge können von Mitgliedern der Bürgerschaft 
Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen von Artikel 87 A
Landesverfassung und vom Senat gestellt wer

oder von 
bs. 2 der 

den. Sie müssen im 
en. Sie 

(1) Anträge können von Mitgliedern der Bü
Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen von Ar
Landesverfassung und vom Senat gestellt werd

verfassungsmäßigen Wirkungskreis der Bürgerschaft 

rgerschaft oder von 
tikel 87 Abs. 2 der 
en. Sie müssen im 

verfassungsmäßigen Wirkungskreis der Bürgerschaft liegen. Sie 
gründung versehen 

lieg
können mit einer kurzen schriftlichen Begründung versehen werden. können mit einer kurzen schriftlichen Be

werden. 
  
(2) Änderungsanträge können bis zum Schluss der Berat

l
(2) Änderungsanträge können bis zum Schluss der Beratung des 

beziehen, schriftlich 
rungsanträgen sind 

ung des 
Tagesordnungspunktes, auf den sie sich beziehen, schrift
werden. Änderungsanträge zu Änderungsanträgen sind un

ich gestellt 
zulässig. 

Tagesordnungspunktes, auf den sie sich 
gestellt werden. Änderungsanträge zu Ände
unzulässig. 

  
(3) Anträge auf Annahme von Entschließungen können n
Mitte der Bürgerschaft oder von Bürgern im Rahmen von
Abs. 2 der Landesverfassung gestellt werden. Für sie gil
Satz 2 nicht. Auf Entschließungsanträge, die nicht in w
Verbindung mit einem Tagesordn

ur aus der 
 Artikel 87 
t Absatz 1 
esentlicher 
ndet § 21 

(3) Anträge auf Annahme von Entschließungen
Mitte der Bürgerschaft oder von Bürgerinne
Rahmen von Artikel 87 Abs. 2 der Lande
werden. Für sie gilt Absatz 1 Sat
Entschließungsanträge, die nicht in wesentlicher Verbindung mit ungspunkt stehen, fi

Absatz 1 Satz 1 Anwendung. Sie 

 können nur aus der 
n und Bürgern im 

sverfassung gestellt 
z 2 nicht. Auf 

einem Tagesordnungspunkt stehen, findet § 21 Absatz 1 Satz 1 
ßungsanträge, die in 
nungspunkt stehen, 

er diesen Tagesordnungspunkt 
gestellt werden. 

gelten als dringlich. 
Entschließungsanträge, die in wesentlicher Verbindung 
Tagesordnungspunkt stehen, können im Laufe der Aussp
diesen Tagesordnungspunkt gestellt werden. 

mit einem 
rache über 

Anwendung. Sie gelten als dringlich. Entschlie
wesentlicher Verbindung mit einem Tagesord
können im Laufe der Aussprache üb

  
(4) Bei Anträgen nach Absatz 1 handelt es sich um das Verlangen 
zur Entscheidung in der Sache oder um das Fordern eines Tuns 
oder Unterlassens ohne Rücksicht darauf, ob die Annahme des 

(4) Bei Anträgen nach Absatz 1 handelt es sich um das Verlangen 
zur Entscheidung in der Sache oder um das Fordern eines Tuns 
oder Unterlassens ohne Rücksicht darauf, ob die Annahme des 
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Antrags zu einer rechtlich bindenden Verpflichtu
Entschließungsanträge nach Absatz 3 haben die Auffor
Willens- oder Meinungsbekundung der Bürgerschaft zum Inhalt. 

ng führt. 
derung zur 

Antrags zu einer rechtlich bindenden V
Entschließungsanträge nach Absatz 3 haben 
Willens- oder Meinungsbekundung de

erpflichtung führt. 
die Aufforderung zur 

r Bürgerschaft zum Inhalt. 
  
(5) Anträge, die ihrem Inhalt nach eine Anfrage oder Ent
darstellen, sind als s

schließung 
heidet der 

(5) Anträge, die ihrem Inhalt nach eine Anfrage
darstellen, olche zu behandeln. Hierüber entsc

Vorstand der Bürgerschaft. 

 oder Entschließung 
sind als solche zu behandeln. Hierüber entscheidet der 

Vorstand der Bürgerschaft. 
  
(6) Wird in einer Sitzung ein Antrag zurückgezogen, 
Abgeordnete ihn in der gleichen Sitzung wieder aufnehme
Antrag außerhalb einer Sitzung zurückgezogen, kann er n

kann jeder 
n. Wird der 
ur bis zum 

(6) Wird in einer Sitzung ein Antrag zurückgez
Mitglied der Bürgerschaft ihn in der gleiche
aufnehmen. Wird der Antrag außerha

Beginn der nächsten Sitzung schriftlich wieder aufgenommen 
werden. 

ogen, kann jedes 
n Sitzung wieder 

lb einer Sitzung 
zurückgezogen, kann er nur bis zum Beginn der nächsten Sitzung 
schriftlich wieder aufgenommen werden. 

  
  

VII. Lesung und Überweisung II. Lesung und Überweisung V
  
  

§ 32 § 32 
Anzahl der Lesungen Anzahl der Lesungen 

  
(1) Anträge und sonstige Vorlagen (einfache Vorlagen) we
Regel in einer Lesung beraten. 

rden in der (1) Anträge und sonstige Vorlagen (einfache V
der Regel in einer Lesung beraten. 

orlagen) werden in 

  
(2) Anträge, die Gesetzentwürfe enthalten (Gesetze
werden in der Bürgerschaft (Landtag) in zwei Lesungen be

svorlagen), 
raten. 

(2) Anträge, die Gesetzentwürfe enthalten (
werden in der Bürgerschaft (Landtag) in zwei L

Gesetzesvorlagen), 
esungen beraten. 

  
(3) Bei einer Verfassungsänderung haben drei Les
verschiedenen Tagen stattzufinden. Die Bürgerschaft hat d
auf Verfassungsänder

ungen an 
en Antrag 

(3) Bei einer Verfassungsänderung haben 
verschiedenen Tagen stattzufinden. Die Bü
Antrag auf ung nach der ersten Lesung an einen 

nichtständigen Ausschuss im Sinne des Artikels 105 der 
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen zu verweisen. 
Nach Eingang des Berichtes dieses Ausschusses haben zwei 
weitere Lesungen an verschiedenen Tagen stattzufinden. 

drei Lesungen an 
rgerschaft hat den 

Verfassungsänderung nach der ersten Lesung an einen 
nichtständigen Ausschuss im Sinne des Artikels 105 der 
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen zu verweisen. 
Nach Eingang des Berichtes dieses Ausschusses haben zwei 
weitere Lesungen an verschiedenen Tagen stattzufinden. 
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§ 33 § 33 

Einfache Vorlagen Einfache Vorlagen 
  
(1) Die Bürgerschaft kann Anträge, die keinen Ges
enthalten, mit den etwa dazu gestellten Änderun

etzentwurf 
gs- oder 

Deputation 

(1) Die Bürgerschaft kann Anträge, die kei
enthalten, mit den etwa dazu gestellten

Ergänzungsanträgen an einen Ausschuss oder eine 

nen Gesetzentwurf 
 Änderungs- oder 

Ergänzungsanträgen an einen Ausschuss oder eine Deputation 
überweisen. überweisen. 
  
(2) Der Antrag auf Überweisung oder Zurückverweisung kann bis (2) Der Antrag auf Überweisung oder Zurück
zum Beginn der Schlussabstimmung gestellt werden und bedarf 

verweisung kann bis 
zum Beginn der Schlussabstimmung gestellt werden und bedarf 

keiner Unterstützung. keiner Unterstützung. 
  
(3) Ausschüsse oder Deputationen berichten der Bü
mündlich oder schriftlich. Handelt es sich um die Erled
selbständigen Anträgen, so werden die Berichte schriftli

rgerschaft 
igung von 
h erstattet, 

(3) Ausschüsse oder Deputationen berichten
mündlich oder schriftlich. Handelt es sich um
selbstständigen Anträgen, so wec

es sei denn, dass die Bürgerschaft darauf verzichtet. Die 

 der Bürgerschaft 
 die Erledigung von 

rden die Berichte schriftlich 
erstattet, es sei denn, dass die Bürgerschaft darauf verzichtet. Die 

ihr ein Bericht oder Bürgerschaft kann einen Zeitpunkt, bis zu dem ihr ein B
eine Mitteilung zu erstatten ist, bestimmen. 

ericht oder Bürgerschaft kann einen Zeitpunkt, bis zu dem 
eine Mitteilung zu erstatten ist, bestimmen. 

  
(4) Erfolgt eine Überweisung an mehrere Ausschü
Deputationen, so bestimmt die Bürgerschaft den fede ührenden 
Ausschuss oder die fed ende Deputation, die den B richt oder 
die M

(4) Erfolgt eine Überweisung an mehrere Ausschüsse oder 
Deputationen, so bestimmt die Bürgerschaft den federführenden 
Ausschuss oder die federführende Deputation, die den Bericht oder 

sse oder 
rf
eerführ

itteilung erstattet. die Mitteilung erstattet. 
  
  

§ 34 § 34 
Lesung von Gesetzesvorlagen - Erste Lesun Lesung von Gesetzesvorlagen - Erste Lesung g 

  
(1) In der ersten Lesung findet zunächst eine 
Besprechung der Gesetzesvorlage statt. Ihr folgt in der 
Einzelberatung. 

allgemeine 
Regel die 

(1) In der ersten Lesung findet zunächst 
Besprechung der Gesetzesvorlage statt. Ihr fo
Einzelberatung. 

eine allgemeine 
lgt in der Regel die 

  
(2) Die Bürgerschaft kann die Gesetzesvorlage ganz oder teilweise 
und mit etwa dazu eingebrachten Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen an einen Ausschuss oder an eine Deputation 
überweisen oder zurückverweisen. § 33 Absätze 2 bis 4 gelten 

(2) Die Bürgerschaft kann die Gesetzesvorlage ganz oder teilweise 
und mit etwa dazu eingebrachten Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen an einen Ausschuss oder an eine Deputation 
überweisen oder zurückverweisen. § 33 Absätze 2 bis 4 gelten 
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entsprechend. entsprechend. 
  
  

§ 35 § 35 
Abstimmung in der ersten Lesung Abstimmung in der ersten Lesung 

  
Wird eine Gesetzesvorlage nicht an einen Ausschuss od
Deputation überwiesen, so ist über die ganze Geset
abzustimmen, soweit die Bürgerschaft nicht an

er an eine 
zesvorlage 

ders beschließt. Wird 

Wird eine Gesetzesvorlage nicht an einen Aus
Deputation überwiesen, so ist über die ganz
abzustimmen, soweit die Bürgerschaft nicht anders beschließt.

eine Gesetzesvorlage abgelehnt, so unterbleibt jede weitere Lesung. 

schuss oder an eine 
e Gesetzesvorlage 

 
Wird eine Gesetzesvorlage abgelehnt, so unterbleibt jede weitere 
Lesung. 

  
  

§ 36 § 36 
Zweite Lesung Zweite Lesung 

  
(1) Eine zweite Lesung findet in der Regel frühestens e (1) Eine zweite Lesung findet in der Regel frühestens eine Woche 

 Bürgerschaft etwas 
ine Woche 

nach der ersten Lesung statt, sofern nicht die Bürgersc
anders beschließt. 

haft etwas nach der ersten Lesung statt, sofern nicht die
anders beschließt. 

  
(2) Wird eine Vorlage an einen Ausschuss oder an eine 
überwiesen, so findet die zweite Lesung nicht vor dem zw
nach der Beratung des Ausschusses oder der Deputation, 

Deputation 
eiten Tage 
frühestens 

(2) Wird eine Vorlage an einen Ausschuss oder
überwiesen, so findet die zweite Lesung nich
Tage nach der Beratung des Ausschusses o

jedoch eine Woche nach der ersten Lesung statt. Erstattet der 

 an eine Deputation 
t vor dem zweiten 

der der Deputation, 
frühestens jedoch eine Woche nach der ersten Lesung statt. 

 einen schriftlichen 
ns zwei Tage nach 

Ausschuss oder die Deputation einen schriftlichen Berich
die zweite Lesung frühestens zwei Tage nach Vert
Drucksache statt. 

t, so findet 
eilung der 

Erstattet der Ausschuss oder die Deputation
Bericht, so findet die zweite Lesung früheste
Verteilung der Drucksache statt. 

  
(3) Wird während der zweiten Lesung eine Gesetzesvorlage ganz (3) Wird während der zweiten Lesung eine Ge
oder zum Teil an einen Ausschuss oder an eine Deputation 

rd
unterbrochen. Für die Fortsetzung der Lesung gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. 

setzesvorlage ganz 
oder zum Teil an einen Ausschuss oder an eine Deputation 

, so gilt  
sung wird hierdurch 

unterbrochen. Für die Fortsetzung der Lesung gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. 

überwiesen oder zurückverwiesen, so
§ 33 Absätze 2 bis 4 entsprechend. Die Lesung wi

 gilt 
 hierdurch 

überwiesen oder zurückverwiesen
§ 33 Absätze 2 bis 4 entsprechend. Die Le

  
(4) In der zweiten Lesung findet eine allgemeine Beratung statt, 
wenn dies Mitglieder der Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. 

(4) In der zweiten Lesung findet eine allgemeine Beratung statt, 
wenn dies Mitglieder der Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. 
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(5) Die Einzelberatung und Abstimmung über jede se
Einzelbestimmung (Artikel, Paragraph) erfolgen der R
nach, zuletzt über die Einleitung und die Übersc
Bürgerschaft kann beschließen, die Reihenfolge zu ä
Beratung über mehrere Einzelbestimmungen zu verbind
Beratung von Teilen einer Einzelbestimmung und

lbständige 
eihenfolge 
hrift. Die 

ndern, die 
n oder die 
chiedenen 
. 

(5) Die Einzelberatung und Abstimmung über 
Einzelbestimmung (Artikel, Paragraph) erfolge
nach, zuletzt über die Einleitung und die
Bürgerschaft kann beschließen, die Reihenf
Beratung über mehrere Einzelbestimmungen zu 
Beratung von Teilen einer Einzelbesti

e
 von vers

Änderungsanträgen zu demselben Gegenstand zu trennen

jede selbstständige 
n der Reihenfolge 
 Überschrift. Die 

olge zu ändern, die 
verbinden oder die 

mmung und von 
verschiedenen Änderungsanträgen zu demselben Gegenstand zu 
trennen. 

  
(6) Mit Zustimmung der Bürgerschaft stellt der Prä
diejenigen Teile der Gesetzesvorlage in de

sident nur 
atung zur 

(6) Mit Zustimmung der Bürgerschaft stellt die 
Präsident nur diejenigen Teile der Gesetzesvorlagr Einzelber

Verhandlung, zu denen Änderungsanträge vorliegen. 

Präsidentin oder der 
e in der 

Einzelberatung zur Verhandlung, zu denen Änderungsanträge 
vorliegen. 

  
  

§ 37 § 37 
Abstimmung in der zweiten Lesung Abstimmung in der zweiten Lesung 

  
(1) Nach der Abstimmung über die letzte Einzelbestim ung und 

wird über die Gesetzesvorlage im 
ganzen abgestimmt. 

(1) Nach der Abstimmung über die letzte Einzelbestimmung und 
wird über die Gesetzesvorlage 

im Ganzen abgestimmt. 

m
einer etwaigen Schlussaussprache einer etwaigen Schlussaussprache 

  
(2) Über Staatsverträge wird nur im ganzen abgestimmt. (2) Über Staatsverträge wird nur im Ganzen abgestimmt. 
  
  
 Neu  

§ 37 a  
Abstimmung in der dritten Lesung zur Verfassungsänderung 

 
  
 Nach der gemäß § 32 Absatz 3 zur Änderung der 

Landesverfassung durchzuführenden dritten Lesung findet eine 
namentliche Abstimmung statt. 
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VIII. Die Ordnung in der Sitzung VIII. Die Ordnung in der Sitzung 

  
  

§ 38 § 38 
Eröffnung und Schließung der Beratung Eröffnung und Schließung der Beratung 

  
(1) Der Präsident eröffnet die Verhandlung über jeden Gegenstand, et die Verhandlung 

ung steht. 
 (1) Die Präsidentin oder der Präsident eröffn

der auf der Tagesordnung steht. über jeden Gegenstand, der auf der Tagesordn
  
(2) Meldet sich niemand zum Wort oder ist die Rednerliste
so erklärt der Präsident die Beratung für geschlossen. 

 sich niemand zum Wort oder ist die Rednerliste 
erschöpft, so erklärt die Präsidentin oder der Präsident die 

 erschöpft, (2) Meldet

Beratung für geschlossen. 
  
(3) Ergreift ein Mitglied des Senats oder sein Vertreter im Amt (§ 41a
Bremisches Beamtengesetz) nach Schluss der Beratung das Wort, 
so ist die Beratung wieder eröffnet. 

des Senats oder seine Vertretung im Amt (§ 
41a Bremisches Beamtengesetz) nach Schluss der Beratung das 
Wort, so ist die Beratung wieder eröffnet. 

 (3) Ergreift ein Mitglied 

  
  

§ 39 § 39 
Anträge auf Aussetzung des Beschlusses,  Anträge auf Aussetzung des Beschlusses,  

Vertagung und Schluss der Beratung Vertagung und Schluss der Beratung 
  
(1) Wird bei der Beratung Aussetzung des Beschlusses be
kann der Präsident die Aussprache vorerst auf dies
beschränken und darüber abstimmen lassen. 

antragt, so 
en Antrag 

(1) Wird bei der Beratung Aussetzung des Be
so kann die Präsidentin oder der Präsident die 
auf diesen Antrag beschränken und darüber abs

schlusses beantragt, 
Aussprache vorerst 
timmen lassen. 

  
(2) Anträge auf Vertagung oder auf Schluss der Ber
jederzeit sofort zur Verhan

atung sind 
uf Schluss 
en Redner 

(2) Anträge auf Vertagung oder auf Schluss
jederzeit sofort zur Verhandlung zu stellen, de
der B

dlung zu stellen, der Antrag a
der Beratung, nachdem die Namen der noch ausstehend
verlesen worden sind. Zu solchen Anträgen erhalten nicht mehr als 
zwei Redner dafür und zwei dagegen das Wo
über einen Antrag auf Vertagung geht derjenigen über den Antrag 
auf Schluss der Beratung voraus. 

 der Beratung sind 
r Antrag auf Schluss 

eratung, nachdem die Namen der noch ausstehenden 
Rednerinnen und Redner verlesen worden sind. Zu solchen 
Anträgen erhalten nicht mehr als zwei Rednerinnen oder Redner 
dafür und zwei dagegen das Wort. Die Abstimmung über einen 
Antrag auf Vertagung geht derjenigen über den Antrag auf Schluss 
der Beratung voraus. 

rt. Die Abstimmung 
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§ 40 § 40 
Reihenfolge der Redner Reihenfolge der Rednerinnen und Redner 

  
(1) Wer zu reden wünscht, erhebt sich nach Eröffnung de
von seinem Sitz und bittet ums Wort. Die Namen wer
Reihenfolge der Anmeldung in einer Liste vermerkt, na
der Präsident das Wort erteilt. Der Präsident kann mit Z
der Bürgerschaft, ohne dass hierüber eine Aussprache

r Beratung 
den in der 
ch welcher 
ustimmung 
stattfindet, 

tzen. 
 

eine andere Reihenfolge der Rednerinnen und Redner festse

(1) Wer zu reden wünscht, bittet durch Handzeichen um das Wort. 
Anmeldung in einer 
oder der Präsident 
räsident kann mit 

ohne dass hierüber eine 
Aussprache stattfindet, eine andere Reihenfolge der Redebeiträge 
festsetzen. 

Die Namen werden in der Reihenfolge der 
Liste vermerkt, nach welcher die Präsidentin 
das Wort erteilt. Die Präsidentin oder der P
Zustimmung der Bürgerschaft, 

 
  
(2) Berichterstatter von Ausschüssen und Deputatio
Berichterstatter einer Minderheit dieser Ausschü
Deputationen erhalten zu Beginn der Beratung auf ihre W
das Wort. Das gleiche gilt für von den Fragestellern b
Abgeordnete und für Abgeordnete, die mit der Begründung
der Tagesordnung stehenden Antrags von den Antrags
und Antragstellern beauftragt sind. 

nen sowie 
sse oder 
ortmeldung 
eauftragte 
 eines auf 
tellerinnen 
uss- und 
zuerst der 

(2) Berichterstatterinnen oder Berichterstatte
und Deputationen sowie Berichterstatterinnen 
einer Minderheit dieser Ausschüsse oder Depu
Beginn der Beratung auf ihre Wortmeldung das 
gilt für von den Fragestellerinnen und Frages
Abgeordnete und für Abgeordnete, die mit der 
auf der Tagesordnung stehenden A
Antragstellerinnen und Antragstellern bea
Ausschuss- und Depu

Bei Aussch
Deputationsberichten erhält zu Beginn der Beratung 
Berichterstatter der Mehrheit das Wort, nach Schluss der 

r von Ausschüssen 
oder Berichterstatter 
tationen erhalten zu 

Wort. Das Gleiche 
tellern beauftragte 
Begründung eines 

ntrags von den 
uftragt sind. Bei 

tationsberichten erhält zu Beginn der 
 Berichterstatter der 
sprache zuerst die 

Minderheit. 

Aussprache zuerst der Berichterstatter der Minderheit. Beratung zuerst die Berichterstatterin oder der
Mehrheit das Wort, nach Schluss der Aus
Berichterstatterin oder der Berichterstatter der 

  
(3) Niemand erhält in derselben Sitzung zu demselben G
öfter als dreimal das Wort. Wortmeldungen gemäß §
Absätze 1 bis 3 zählen hierbei nicht mit. 

egenstand 
41, § 42 

(3) Niemand erhält in derselben Sitzung zu de
öfter als dreimal das Wort. Wortmeldungen  

mselben Gegenstand 
gemäß § 41, § 42 

Absätze 1 bis 3 sowie § 44a zählen hierbei nicht mit. 
  
(4) Mitgliedern des Senats und ihren Vertretern im Amt (§ 41a
Bremisches Beamtengesetz) ist auf ihr Verlangen, ohne dass jedoch 
ein Redner unterbrochen wird, jederzeit das Wort zu erteilen. 
Danach soll eine abweichende Meinung zu Wort kommen. Absatz 2 
bleibt unberührt. 

n Vertreterinnen oder Vertretern 
im Amt (§ 41a Bremisches Beamtengesetz) ist auf ihr Verlangen, 
ohne dass jedoch eine Rednerin oder ein Redner unterbrochen 
wird, jederzeit das Wort zu erteilen. Danach soll eine abweichende 
Meinung zu Wort kommen. Absatz 2 bleibt unberührt. 

 (4) Mitgliedern des Senats und ihre
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§ 41 § 41 

Wortmeldung zur Geschäftsordnung Wortmeldung zur Geschäftsordnung 
  
Der Präsident kann Abgeordneten während der A
außerhalb der Reihenfolge das Wort zur Geschäftsordnun
In diesem Falle dürfen sich die Ausführungen nur
geschäftsordnungsmäßige Behandlung des zur Ve
stehenden Gegenstandes oder den Geschäftsplan de

ussprache 
g erteilen. 
 auf die 
rhandlung 
s Hauses 

Die Präsidentin oder der Präsident kann Abg
der Aussprache außerhalb der Reihenfolg
Geschäftsordnung erteilen. In diesem Falle
Ausführungen nur auf die geschäftsordnungsm
des zur Verhandlung stehenden Gegen
Geschäftsplan des Haubeziehen. Sie dürfen die Dauer von fünf Minuten nicht überschreiten. 

eordneten während 
e das Wort zur 
 dürfen sich die 
äßige Behandlung 

standes oder den 
ses beziehen. Sie dürfen die Dauer von fünf 

Minuten nicht überschreiten. 
  
  

§ 42 § 42 
Tatsächliche und persönliche Erklärungen Tatsächliche und persönliche Erklärungen 

  
(1) Der Präsident kann jederzeit bis zum Schluss der
Mitgliedern, die erklären, tatsächliche Aufklärung 
Verhandlungsgegenstand geben zu können, das Wort ert len, ohne 

n jederzeit bis zum 
Schluss der Beratung Mitgliedern, die erklären, tatsächliche 
Aufklärung über den Verhandlungsgegenstand geben zu können, 

erin oder ein Redner 

 Beratung 
über den 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident kan

ei
dass jedoch ein Redner unterbrochen wird. das Wort erteilen, ohne dass jedoch eine Redn

unterbrochen wird. 
  
(2) Zur Abwehr persönlicher Angriffe oder zur Berichtigung eigener (2) Zur Abwehr persönlicher Angriffe oder zur Berichtigung eigener 

 Aussprache vor der 
hluss der Beratung 

Ausführungen wird das Wort nach Schluss der Aussprac
Abstimmung oder im Falle der Vertagung am Schluss de
erteilt. 

he vor der 
r Beratung 

Ausführungen wird das Wort nach Schluss der
Abstimmung oder im Falle der Vertagung am Sc
erteilt. 

  
(3) Wenn die Wortmeldung nach Schluss der Beratung 
Tagesordnungspunktes erfolgt, zu dem die Erklärun
Absatz 2 

desjenigen 
g gemäß 

unmittelbar 

(3) Wenn die Wortmeldung nach Schluss der 
Tagesordnungspunktes erfolgt, zu dem die 
Aabgegeben werden soll, so kann das Wort erst 

vor Schluss der Sitzung erteilt werden. 

Beratung desjenigen 
Erklärung gemäß 

bsatz 2 abgegeben werden soll, so kann das Wort erst 
unmittelbar vor Schluss der Sitzung erteilt werden. 

  
(4) In den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Fällen wird das Wort 
nur einmal erteilt. Die Rededauer darf fünf Minuten nicht 
überschreiten. 

(4) In den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Fällen wird das Wort 
nur einmal erteilt. Die Rededauer darf fünf Minuten nicht 
überschreiten. 
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§ 43 § 43 
Redeordnung Redeordnung 

  
(1) Das Wort ergreifen darf nur, wem der Präsident das Wort erteilt (1) Das Wort ergreifen darf nur, wem die Präsidentin 
hat. 

oder der 
Präsident das Wort erteilt hat. 

(2) Die Redner sprechen in freiem Vortrag vom Rednerpu
Präsident kann zulassen

lt aus. Der 
on einem , dass kurze Beiträge v

Saalmikrofon aus geleistet werden. 

 (2) Die Redebeiträge sind grundsätzlich in freiem Vortrag vom 
Rednerpult aus zu halten. Es können Aufzeichnungen benutzt 
werden. Die Präsidentin oder der Präsident kann zulassen, dass 
kurze Beiträge von einem Saalmikrofon aus geleistet werden. 
 

  
(3) Reden und Schriftstücke dürfen nur mit Erla
Präsidenten verlesen werden. In diesem Fa

ubnis des 
edner den 

graphen 
lle haben die R

verlesenen Text in Abschrift oder im Original dem Steno
nach Beendigung der Rede zur Verfügung zu stellen. 

(3) Reden und Schriftstücke dürfen als Zitate verlesen werden, 
wenn diese als solche kenntlich gemacht sind. In diesem Falle 

en und Redner den verlesenen Text in 
t nach Beendigung 

haben die Rednerinn
Abschrift oder im Original dem Protokolldiens
der Rede zur Verfügung zu stellen. 

  
(4) Ein Redner darf nur vom Präsidenten unterbroche
Ertönt die Glocke des Präsidenten, so hat der R dner die 
Ausführungen zu unterbrechen. 

rf nur von der Präsidentin oder vom 
Präsidenten unterbrochen werden. Ertönt die Glocke der 
Präsidentin oder des Präsidenten, so hat die Rednerin oder der 

chen. 

n werden. (4) Ein Redebeitrag da
e

Redner die Ausführungen zu unterbre
  
  

§ 44 § 44 
Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen 

  
Im Laufe der Debatte können Zwischenfra
Zwischenbemerkungen, die sich auf den Gegenstand de
beziehen, an die Redner gerichtet werden. Wer eine Zwi
zu stellen oder eine 

gen und 
r Beratung 
schenfrage 
nscht, hat 

r, ob er zur 
ereit ist. 

Im Laufe der Debatte können Zw
Zwischenbemerkungen, die sich auf den Gegen
beziehen, an die Redner und Rednerinnen ge
eine Zwischenfrage zu stellen oder eine Zwi
machen wünscht, hat dies der Präsidentin od

Zwischenbemerkung zu machen wü
dies dem Präsidenten mitzuteilen. Dieser fragt den Redne
Annahme einer Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung b
Wird dies bejaht, so erhält der Abgeordnete das Wort zu einer kurz 
gefassten Frage oder einer Zwischenbemerkung. Diese dürfen eine 
Minute nicht überschreiten. 

ischenfragen und 
stand der Beratung 

richtet werden. Wer 
schenbemerkung zu 
er dem Präsidenten 

mitzuteilen. Diese oder dieser fragt die Rednerin oder den Redner, 
ob sie oder er zur Annahme einer Zwischenfrage oder 
Zwischenbemerkung bereit ist. Wird dies bejaht, so erhält das 
Mitglied der Bürgerschaft das Wort zu einer kurz gefassten Frage 
oder einer Zwischenbemerkung. Diese dürfen eine Minute nicht 
überschreiten. 
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§ 44a § 44a 

Kurzintervention Kurzintervention 
  
Im Anschluss an einen Debattenbeitrag kann der Präsid
Mitglied der Bürgerschaft das Wort zu einer Kurzinterventio
Hierauf darf der Redner noch einmal antworten. Di
Kurzintervention und die Antwort erforderliche Zeit d
eineinhalb 

ent einem 
n erteilen. 
e für die 
arf jeweils 

 

Im Anschluss an einen Debattenbeitrag kann 
der Präsident einem Mitglied der Bürgerschaft
Kurzintervention erteilen. Hierauf darf die 
Redner noch einmal antworten. Die für die Kurz
Antwort erforderliche Zeit darf jeweils eineMinuten nicht überschreiten; sie wird nicht auf die

Redezeiten angerechnet. 

die Präsidentin oder 
 das Wort zu einer 
Rednerin oder der 
intervention und die 

inhalb Minuten nicht 
überschreiten; sie wird nicht auf die Redezeiten angerechnet. 

  
  

§ 45 § 45 
Dauer der Rede Dauer der Rede 

  
(1) Der einzelne Redner soll in der Regel nicht länger
Minuten sprechen. Jede Fraktion kann für eines ihrer M

 als zehn 
tglieder bis i

zu 30 Minuten Redezeit beanspruchen. Für einzelne 
Verhandlungsgegenstände kann die Bürgerschaft ohne A
die Redezeiten verlängern oder verkürzen. 

ussprache 

(1) Die Gesamtredezeit beträgt, soweit interfraktionell nicht 
anderweitige Absprachen getroffen wurden, grundsätzlich zwanzig 
Minuten je Fraktion und Gruppe. Für einzelne Verhandlungsgegen-

n die Bürgerschaft ohne Aussprache die Redezeiten stände kan
verlängern oder verkürzen. 
 

 Absatz 2 Neufassung 
(2) Der erste Redebeitrag soll in der Regel nicht länger als zehn 
Minuten dauern. Die weiteren Rednerinnen und Redner erhalten 
eine Redezeit von jeweils fünf Minuten. In den Fällen, in denen 
eine verlängerte Redezeit vereinbart wurde, kann jede Fraktion für 
eines ihrer Mitglieder bis zu dreißig Minuten Redezeit 
beanspruchen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann interfraktionell vereinba
dass die Redezeit der einzelnen Redner nicht mehr als fü
beträgt. Die Redezeit der Fraktionen, Grupp
Einzelabgeordneten darf insgesam

rt werden, 
nf Minuten 
en und 

schreiten. t 15 Minuten nicht über

Absatz 3 Neufassung 
 (3) Die Redezeit der Einzelabgeordneten beträgt 5 Minuten. 

  
(3) Die Bürgerschaft kann mit Zustimmung der Fraktionen ohne 
Aussprache eine Gesamtredezeit für einzelne 
Verhandlungsgegenstände festlegen und sie auf Fraktionen, 
Gruppen und Einzelabgeordnete verteilen. 

(4) Die Bürgerschaft kann mit Zustimmung der Fraktionen ohne 
Aussprache eine Gesamtredezeit für einzelne 
Verhandlungsgegenstände festlegen und sie auf Fraktionen, 
Gruppen und Einzelabgeordnete verteilen. 
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(4) Nehmen Mitglieder des Senats oder ihre Vertreter im 
Bremisches Beamtengesetz) zu einem Verhandlungsg
insgesamt für längere Zeit das Wort, als für eine Fraktion
worden war, so steht jeder Fraktion danach eine Redezeit
Dauer der Überschreitung entspricht. Die Bürgerschaft le
ohne Aussprache

Amt (§ 41a 
egenstand 
 vereinbart 
zu, die der 
gt zugleich 
ppen und 

(5) Nehmen Mitglieder des Senats oder ihre 
Vertreter im Amt (§ 41a Bremisches Beamte
Verhandlungsgegenstand insgesamt für länge
für eine Fraktion vereinbart worden war, so s
danach eine Redezeit zu, die der Dauer 
entspricht. Die Bürgerschaft legt zugleic

 

 die weiteren Redezeiten für Gru
Einzelabgeordnete fest.  

Vertreterinnen oder 
ngesetz) zu einem 

re Zeit das Wort, als 
teht jeder Fraktion 

der Überschreitung 
h ohne Aussprache die 

weiteren Redezeiten für Gruppen und Einzelabgeordnete fest.  
  
  

§ 46 § 46 
Sach- und Ordnungsruf Sach- und Ordnungsruf 

  
(1) Spricht ein Redner nicht zur Sache, so wird
darauf hingewiesen. 

(1) Spricht eine Rednerin oder ein Redner nicht zur Sache, so wird 
sie oder er von der Präsidentin oder vom Präsidenten darauf 

 er vom Präsidenten 

hingewiesen. 
  
(2) Wer die Ordnung, besonders durch persönliche Angriffe (2) Wer die Ordnung, besonders durch persönliche Angriffe, 

m Präsidenten zur 
, verletzt, 

wird vom Präsidenten zur Ordnung gerufen. verletzt, wird von der Präsidentin oder vo
Ordnung gerufen. 

  
(3) Der Ordnungsruf und der Anlass hierzu dürfen von den 
nachfolgend t werden. 

(3) Der Ordnungsruf und der Anlass hierzu dürfen von den 
nachfolge nen und Rednern nicht erörtert werden. en Rednern nicht erörter nden nerin Red

  
  

§ 47 § 47 
Wortentziehung Wortentziehung 

  
(1) Spricht ein Redner über die Redezeit hinaus, so entzie
Präsident nach einmaliger Mahnung das Wort. 

ht ihm der (1) Spricht eine Rednerin oder ein Redner 
hinaus, so entzieht ihr oder ihm die Präsidenti
nach einmaliger Mahnung das Wort. 

über die Redezeit 
n oder der Präsident 

  
(2) Lässt ein Redner eine zweimalige Aufforderung, zur
sprechen, unbeachtet, so kann ihm der Präsident

 Sache zu 
 das Wort 

(2) Lässt eine Rednerin oder ein Redne
Aufforderung, zur Sache zu sprechen, unbeach

entziehen. 

r eine zweimalige 
tet, so kann ihr oder 

ihm die Präsidentin oder der Präsident das Wort entziehen. 
  
(3) Beharrt ein Redner, der vom Präsidenten zur Ordnung gerufen 
worden ist, bei seinem Verhalten, so kann ihm der Präsident das 
Wort entziehen. Ist auf diese Weise die Ordnung des Hauses nicht 

(3) Beharrt eine Rednerin oder ein Redner, der von der Präsidentin 
oder vom Präsidenten zur Ordnung gerufen worden ist, bei seinem 
Verhalten, so kann ihr oder ihm die Präsidentin oder der Präsident 
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wiederherzustellen, so hebt der Präsident die Sitzung vo
oder schließt

rläufig auf das Wort entziehen. Ist auf diese Weise die O
nicht wiederherzustellen, so hebt die Prä
Präsident die Sitzung vorläufig auf o

 sie. 
rdnung des Hauses 
sidentin oder der 

der schließt sie. 
  
(4) Ist einem Redner das Wort entzogen worden, so da
derselben Sitzung zum gleichen Gegenstand nicht wieder 

das Wort entzogen 
ie oder er es in derselben Sitzung zum gleichen 

Gegenstand nicht wieder erhalten. 

rf er es in 
erhalten. 

(4) Ist einer Rednerin oder einem Redner 
worden, so darf s

  
  

§ 48 § 48 
Ausschluss von Abgeordneten Ausschluss von Abgeordneten 

  
Bei grober Ungebühr oder wiederholten Zuwiderhandlun
die zur Aufrechterhaltung der Ordnung gegebenen Vorsch
ein Mitglied der Bürgerschaft von einer oder mehreren, 
drei Sitzungen durch Beschluss der Bürgerschaft ausg
werden. Ein solcher Ausschluss schließt das Verbot de

gen gegen 
riften kann 
höchstens 

eschlossen 
Aufenthalts 

Bei grober Ungebühr oder wiederholten Zuwide
die zur Aufrechterhaltung der Ordnung gege
kann ein Mitglied der Bürgerschaft von ein
höchstens drei Sitzungen durch Beschluss
ausgeschlossen werden. Ein solcher Ausscs 

in den Nebenräumen ein. Befolgt ein Abgeordneter die Aufforderung 
nicht, so kann der Präsident die erforderlichen Maßnahmen treffen. 

rhandlungen gegen 
benen Vorschriften 
er oder mehreren, 
 der Bürgerschaft 
hluss schließt das 

Verbot des Aufenthalts in den Nebenräumen ein. Befolgt ein 
Mitglied der Bürgerschaft die Aufforderung nicht, so kann die 
Präsidentin oder der Präsident die erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 

  
  

§ 49  § 49  
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

  
Gegen die vom Präsidenten verfügten Ordnungsmaßnahmen kann 
der Betroffene innerhalb drei Tagen schriftlich bei dem Vorstand 
Beschwerde erheben. Dieser entscheidet über die Beschwerde 
endgültig. 

Gegen die von der Präsidentin oder vom Präsidenten verfügten 
Ordnungsmaßnahmen kann das betroffene Mitglied der 
Bürgerschaft innerhalb drei Tagen schriftlich bei dem Vorstand 
Beschwerde erheben. Dieser entscheidet über die Beschwerde 
endgültig. 
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IX. Abstimmungen und Wahlen IX. Abstimmungen und Wahlen 

  
  

§ 50 § 50 
Eröffnung der Abstimmung Eröffnung der Abstimmung 

  
Nach Schluss der Beratung und nach Abgabe etwaiger E
gemäß § 42 Absatz 2 eröffnet der

rklärungen 
mung. Die 

Nach Schluss der Beratung und nach 
Erklärungen gemäß § 42 Absatz 2 eröffnet die  Präsident die Abstim

Bürgerschaft kann die Abstimmung vertagen. 

Abgabe etwaiger 
Präsidentin oder der 

Präsident die Abstimmung. Die Bürgerschaft kann die Abstimmung 
vertagen. 

  
  

§ 51 § 51 
Reihenfolge der Anträge Reihenfolge der Anträge 

  
(1) Vo r ge  oder der Präsident r der Abstimmung ordnet der Präsident die Ant

lge:  
ä nach (1) Vor der Abstimmung ordnet di

folgender Reihenfo
e Präsidentin

ge nach folgender Reihenfolge:  die Anträ
  

1. Anträge auf Aussetzung des Beschlusses, 1. Anträge auf Aussetzung des Beschlusses, 
a) für unbestimmte Zeit, a) für unbestimmte Zeit, 
b) für bestimmte Zeit. b) für bestimmte Zeit. 
  

2. Anträge, die, ohne die Sache selbst zu berü
lediglich Vorfragen betreffen, ins esondere 

dergleichen, 

Sache selbst zu berühren, 
lediglich Vorfragen betreffen, insbesondere 

, Einholung von 
Auskünften und dergleichen, 

hren, 2. Anträge, die, ohne die 
b

Überweisungen an Ausschüsse, Einh
Auskünften und 

olung von Überweisungen an Ausschüsse

3. Anträge auf Entscheidung in der Sache selbst. 3. Anträge auf Entscheidung in der Sache selbst. 
  
(2) cheid
de

ägen entscheidet in  Bei mehreren in einer Linie stehenden Anträgen ents
r Regel die Zeit der Einbringung. 

et in (2) Bei mehreren in einer Linie stehenden Antr
der Regel die Zeit der Einbringung. 

  
(3) Bei verschiedenen in Frage stehenden Geldsummen wird (3) Bei verschiedenen in Frage stehenden Geldsummen wird 

1. die kleinere in Anschlag gebrachte Einnahmesumme,  1. die kleinere in Anschlag gebrachte Einnahmesumme,  
2. die größere Ausgabesumme und  2. die größere Ausgabesumme und  
3. über die kleinere Kürzung des Anschlags zuerst 

abgestimmt.  
3. über die kleinere Kürzung des Anschlags zuerst 

abgestimmt.  
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Bei Zeitbestimmungen ist über die längere Zeit 
entscheiden

zuerst zu Bei Zeitbestimmungen ist über die länge
. 

re Zeit zuerst zu 
entscheiden. 

  
(4) Verpflichtungsermächtigungen werden wie Ausgab
behandelt. Sind einzelne Anträge zu einer Haushaltsst
Gesamtsumme von Anschlag und Verpflichtungserm
gleich, wird

esummen 
elle in der 

ächtigung 
 dem der 

(4) Verpflichtungsermächtigungen werden wi
behandelt. Sind einzelne Anträge zu einer Ha
Gesamtsumme von Anschlag und Verpflic

 über den Antrag zuerst abgestimmt, bei
Anschlag höher ist. 

e Ausgabesummen 
ushaltsstelle in der 

htungsermächtigung 
gleich, wird über den Antrag zuerst abgestimmt, bei dem der 
Anschlag höher ist. 

  
(5) Liegen zur gleichen Haushaltsstelle Anträge vor, von d
eine Erhöhung und einer eine Kürzung des Anschl

enen einer 
ezwecken, 

(5) Liegen zur gleichen Haushaltsstelle Anträ
einer eine Erhöhung und einer eine Kürzung des Anschlagags b

so wird zuerst über die höhere Haushaltsbelastung abgest mt. 

ge vor, von denen 
s 

bezwecken, so wird zuerst über die höhere Haushaltsbelastung im
abgestimmt. 

  
(6) Eventualhaushaltsmaßnahmen werden wie 
behandelt. Bei Anträgen, die den 

Kürzungen 
 

(6) Eventualhaushaltsmaßnahmen
behandelt. gleichen Betrag entweder kürzen

ur Abstimmung gestellt. 

 werden wie Kürzungen 
Bei Anträgen, die den gleichen Betrag entweder kürzen 

er Kürzungsantrag 
r Abstimmung gestellt. 

oder dem Eventualhaushalt zuweisen, wird der Kürz
zuerst z

ungsantrag oder dem Eventualhaushalt zuweisen, wird d
zuerst zu

  
(7) Abänderungsanträge sind vor dem Hauptantrag zur Abstimmung 
zu bringen. 

(7) Abänderungsanträge sind vor dem Hauptantrag zur 
Abstimmung   zu bringen.

  
  

§ 52 § 52 
Reihenfolge der Fragen Reihenfolge der Fragen 

  
(1) Der Präsident teilt die Reihenfolge der Fragen mit, wo
der Fragen von jedem Abgeordneten verlangt werd

bei Teilung 
en kann. 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident teilt 
Fragen mit, wobei Teilung der Fr
BürgerschafEinwendungen gegen die Fragestellung sind vor

erledigen. 

die Reihenfolge der 
agen von jedem Mitglied der 

t verlangt werden kann. Einwendungen gegen die 
Fragestellung sind vor der Abstimmung zu erledigen. 

 der Abstimmung zu 

  
(2) Jede Frage ist so zu stellen, dass sie mit Ja oder Nein 
entschieden werden kann. 

(2) Jede Frage ist so zu stellen, dass sie mit Ja oder Nein 
entschieden werden kann. 
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§ 53 § 53 

Haushaltsvorlagen und Anträge mit finanziellen Belastungen Haushaltsvorlagen und Anträge mit finanziellen Belastungen 
  
Über Haushaltsvorlagen und Anträge, die eine Vermind
Einnahmen oder Vermehrung der Ausgaben zur Fo
können, wird erst endgültig Beschluss gefasst, wenn der 
und Finanzausschuss sie beraten hat. Die Bürgerschaft k
abweichen,

erung der 
lge haben 
Haushalts- 
ann davon 

 

Über Haushaltsvorlagen und Anträge, die eine
Einnahmen oder Vermehrung der Ausgabe
können, wird erst endgültig Beschluss ge
Haushalts- und Finanzausschuss si

 sofern nicht Abgeordnete in Fraktionsstärke
widersprechen. 

 Verminderung der 
n zur Folge haben 

fasst, wenn der 
e beraten hat. Die Bürgerschaft 

kann davon abweichen, sofern nicht Abgeordnete in 
Fraktionsstärke widersprechen. 

  
  

§ 54 § 54 
Beschlussfassung Beschlussfassung 

  
Soweit die Verfassung nichts anderes be
Bürgerschaft ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der ab
Stimmen. 

estimmt, fasst die 
Bürgerschaft ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen 

stimmt, fasst die (1) Soweit die Verfassung nichts anderes b
gegebenen 

Stimmen. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 
 

 neuer Absatz 2 
(2) Soweit für einen Beschluss oder eine Wahl eine bestimmte 
Mehrheit vorgeschrieben ist, stellt die Präsidentin oder der 
Präsident ausdrücklich fest, dass die Zustimmung der 
erforderlichen Mehrheit vorliegt. Wird das festgestellte 
Abstimmungs nis von einer Fraktion angezweifelt, so ist die ergeb
Abstimmung len, wobei die Stimmen gezählt werden. zu wiederho  

  
  

§ 55 § 55 
Beschlussfähigkeit Beschlussfähigkeit 

  
(1) Zur Beschlussfähigkeit der Bürgerschaft ist eine Teilnahme der (1) Zur Beschlussfähigkeit der Bürgerschaft ist 
Hälfte ihrer Mitglieder erforderlich, jedoch sind alle Beschlüsse gültig, 
die gefasst sind, ohne dass die Beschlussfähigkeit angezweifelt 
worden ist. 

eine Teilnahme der 
Hälfte ihrer Mitglieder erforderlich, jedoch sind alle Beschlüsse 
gültig, die gefasst sind, ohne dass die Beschlussfähigkeit 
angezweifelt worden ist. 

  
(2) Ausnahmsweise kann auch bei Anwesenheit einer geringeren (2) Ausnahmsweise kann auch bei Anwesenheit einer geringeren 
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Zahl von Mitgliedern ein Beschluss gültig gefasst werden
Dringlichkeit des Gegenstandes keinen Aufschub gestatt
bei der Ladung zu der Versammlung ausdrücklich angeze
ist. Ebenso ist zu verfahren, wenn der Senat beantragt, d
Dringlichkeit des Gegenstandes dies

, wenn die 
et und dies 
igt worden 
ass wegen 

Zahl von Mitgliedern ein Beschluss gültig gefas
Dringlichkeit des Gegenstandes keinen Aufs
dies bei der Ladung zu der Versammlung au
worden ist. Ebenso ist zu verfahren, wenn d
dass wegen Dringlichkeit des Gegenstandee Ausnahme eintritt. 

st werden, wenn die 
chub gestattet und 

sdrücklich angezeigt 
er Senat beantragt, 
s diese Ausnahme 

eintritt. 
  
  

§ 56  § 56  
(Leerparagraph) (Leerparagraph) 

  
  

§ 57 § 57 
Abstimmung und namentliche Abstimmung timmung Abstimmung und namentliche Abs

  
(1) Abgestimmt wird in der Regel durch Handzeichen. D
kann von sich aus die Gegenprobe vornehmen

e
. Auf Verla

Abgeordneten nimmt der Präsident die Gegenprobe vor. D s gleiche 

Handzeichen. Die 
 von sich aus die Gegenprobe 

vornehmen. Auf Verlangen eines Mitgliedes der Bürgerschaft 
egenprobe vor. Das 
ltung. 

r Präsident 
ngen eines 

(1) Abgestimmt wird in der Regel durch 
Präsidentin oder der Präsident kann

a
gilt für die Feststellung der Stimmenthaltung. nimmt die Präsidentin oder der Präsident die G

Gleiche gilt für die Feststellung der Stimmentha
  
(2) Können sich der Präsident und die Vizepräsidenten
Gegenprobe über das Abstimmungsergebnis nicht einigen
Abstimmung zu 

 nach der 
, so ist die 

werden. Ist 
amentliche 

(2) Können sich die Präsidentin oder der P
Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten nach
über das Abstimmungsergebnis nicht ein
Abstimmung zu wie

wiederholen, wobei die Stimmen gezählt 
auch dieses Abstimmungsergebnis zweifelhaft, erfolgt n
Abstimmung. Wer an der ersten Abstimmung nicht teil nommen 

räsident und die 
 der Gegenprobe 

igen, so ist die 
derholen, wobei die Stimmen gezählt werden. 

Ist auch dieses Abstimmungsergebnis zweifelhaft, erfolgt 
 Abstimmung nicht 

genprobe oder der 

ge
hat, nimmt auch an der Gegenprobe oder der na
Abstimmung nicht teil. 

mentlichen namentliche Abstimmung. Wer an der ersten
teilgenommen hat, nimmt auch an der Ge
namentlichen Abstimmung nicht teil. 

  
(3) Namentlich abgestimmt wird auch dann, wenn dies 
der Abstimmung Mitglieder der Bürgerschaft in Frak
verlangen. Bei einem solchen Antrag findet weder Begründung noch 

vor Beginn 
tionsstärke 

(3) Namentlich abgestimmt wird auch dann, we
der Abstimmung Mitglieder der Bürgerschaf
verlangen. Bei einem solchen Antr

Aussprache statt. 

nn dies vor Beginn 
t in Fraktionsstärke 

ag findet weder Begründung 
noch Aussprache statt. 

  
(4) Abgestimmt wird bei namentlicher Abstimmung in alphabetischer 
Reihenfolge. Nach Beendigung des Namensaufrufs wird durch Aufruf 
des Alphabets Gelegenheit zur nachträglichen Abstimmung 

(4) Abgestimmt wird bei namentlicher Abstimmung in 
alphabetischer Reihenfolge. Nach Beendigung des Namensaufrufs 
wird durch Aufruf des Alphabets Gelegenheit zur nachträglichen 
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gegeben. Weichen die Aufzeichnungen der Schriftführer v
ab, so dass das Ergebnis zweifelhaft ist, so wird die A
wiederholt. 

oneinander 
bstimmung 

Abstimmung gegeben. Weichen die Auf
Schriftführer voneinander ab, so dass das Erg
so wird die Abstimmung

zeichnungen der 
ebnis zweifelhaft ist, 

 wiederholt. 
  
(5) Bei der namentlichen Abstimmung wird nur die
Erklärung mit Ja oder Nein zugelassen sowie die Erklä
man sich der Stimme enthält. Vorbehalte, Bedingungen
Begründung sind nicht statthaft. Wer sich diesen Vorsch

 einfache 
rung, dass 
 oder eine 
riften nach 

(5) Bei der namentlichen Abstimmung wird
Erklärung mit Ja oder Nein zugelassen sowie 
man sich der Stimme enthält. Vorbehalte, Be
Begründung sind nicht statthaft. Wer sich diesen
Erinnerung durch die Präsidentin oder deErinnerung durch den Präsidenten nicht un

 nur die einfache 
die Erklärung, dass 

dingungen oder eine 
 Vorschriften nach 

n Präsidenten nicht terwirft, wird in der 
Abstimmung übergangen. unterwirft, wird in der Abstimmung übergangen. 
  
(6) Namentliche Abstimmungen sind bei Geschäftsordnun santrägen 
unzulässig. 

(6) Namentliche Abstimmungen sind bei 
Geschäftsordnungsanträgen unzulässig. 

g

  
  

§ 57a § 57a 
Berechnungsverfahren Berechnungsverfahren 

  
Bei Wahlen wird für die Berechnung der zu ve
Proportionalverfahren nach Hare/Niemeyer zugrunde gelegt. 

Bei Wahlen wird für die Berechnung der zu vergebenden Sitze das 
Proportionalverfahren nach Hare/Niemeyer zugrunde gelegt. 

rgebenden Sitze das 

  
  

§ 58 § 58 
Wahlen Wahlen 

  
(1) Ein Abgeordneter kann nicht mehr als die Zahl der zu 
vorschlagen. 

Wählenden (1) Ein Mitglied der Bürgerschaft kann nicht m
zu Wählenden vorschlagen. 

ehr als die Zahl der 

  
(2) Über Wahlvorschläge wird offen abgestimmt, es sei 
ein Abgeordneter widerspricht. Die Wahl der Mitglieder 

denn, dass 
es Senats 

(2) Über Wahlvorschläge wird offen abgestim
d

erfolgt in geheimer Abstimmung.  

mt, es sei denn, ein 
Mitglied der Bürgerschaft widerspricht. In diesem Fall erfolgt eine 
geheime Abstimmung. Die Wahl der Mitglieder des Senats erfolgt 
in geheimer Abstimmung. 

  
(3) Bei geheimen Wahlen geben die Schriftführer die Stimmzettel 
aus, sammeln sie ein und stellen das Ergebnis fest. 

(3) Sofern ein Gesetz nichts anderes bestimmt, ist gewählt, wer die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Dabei zählen 
Stimmenthaltungen nicht mit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los.  
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(4) Bei geheimer Wahl muss die Abstimmung in W
erfolgen, wenn dies Mitglieder der Bürgerschaft in Frakt
verlangen. Die Stimmzettel dürfen erst nach Nam
unmittelbar vor Betreten der Wahlkabine ausgehändigt w
Schriftführerinnen und Schriftführer haben S

ahlkabinen 
ionsstärke 
ensaufruf, 

erden. Die 
timmzettel 

zurückzuweisen, die 

(4) Die geheime Abstimmung erfolgt mit Stimmzetteln in 
Wahlkabinen. Die Stimmzettel dürfen erst n
unmittelbar vor Betreten der Wahlkabine ausgehä
Schriftführerinnen und Schriftf
urüc

ach Namensaufruf, 
ndigt werden. Die 

ührer haben Stimmzettel 
z kzuweisen, die 

1. außerhalb der Wahlkabine geke
Wahlumschlag gelegt wurden, 

nnzeichnet oder in eichnet oder in den den 1. außerhalb der Wahlkab
Wahlumschlag gelegt wurden, 

ine gekennz

2. nicht in den Wahlumschlag gelegt wurden, 2. nicht in den Wahlumschlag gelegt wurden, 
3. sich in einem Wahlumschlag befinden, der offe

in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise
nsichtlic
 von de

übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren 

n, der offensichtlich 
imnis gefährdenden Weise von 

den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren 

h 
n 

3. sich in einem Wahlumschlag befinde
in einer das Wahlgehe

Gegenstand enthält. Gegenstand enthält. 
  
(5) Stimmzettel, die Zusätze oder Kennzeichnungen enth
ungültig, wenn sie den Willen der Wähler nicht zweifelsfrei
lassen oder die Person des Wählers erkennbar wird. 

ngen enthalten, sind 
er des Wählers nicht 

ssen oder die Wählerin oder der Wähler 

alten, sind 
 erkennen 

(5) Stimmzettel, die Zusätze oder Kennzeichnu
ungültig, wenn sie den Willen der Wählerin od
zweifelsfrei erkennen la
erkennbar wird. Ein Stimmzettel ist auch ungültig, wenn er mehr 
Kennzeichnungen als zu Wählende enthält. 

  
(6) Jeder Stimmzettel enthält den Namen aller Bewerber. D
muss mit ,,Ja'', ,,Nein'' oder ,,Enthaltung'' stimmen können.
Kennzeichnung, gilt die Stimme als nicht abgegeben. E

er Wähler 
 Fehlt eine 
nthält der 
r ungültig. Stimmzettel mehr Kennzeichnungen als zu Wählende, ist 

Gewählt sind die Vorgeschlagenen, welche die Me
abgegebenen Stimmen erhalten haben. Bei Stimme
entscheidet das Los. 

e
hrheit der 
ngleichheit 

(6) Mehrere Personen können in einem Wahlgang gewählt werden, 
wenn nicht eine Fraktion widerspricht. Werden mehrere Personen 
in einem Wahlgang in geheimer Wahl gewählt, so sind die Namen 
der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf dem 
Stimmzettel aufzuführen. Dabei muss die Möglichkeit bestehen, mit 
Ja, Nein oder Enthaltung' zu stimmen. Fehlt ein Kreuz, ist der 
Stimmzettel ungültig.   
 

 neuer Absatz 7 
(7) Bewerben sich bei der Wahl um ein Amt mehrere Personen und 
erfolgt die Wahl in geheimer Abstimmung, so sind die Namen der 
Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf dem 
Stimmzettel aufzuführen. Die Wahl erfolgt durch Kennzeichnung 
eines Vorschlags in dem dafür auf dem Stimmzettel vorgesehenen 
Feld. Fehlt eine Kennzeichnung gilt die Stimme als Enthaltung.  
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X. Ausschluss aus der Bürgerschaft aft X. Ausschluss aus der Bürgersch
  
  

§ 59 § 59 
  
(1) Ein Mitglied der Bürgerschaft, das sein Amt ausnutz
oder anderen persönliche Vorteile zu verschaffen, ode
beharrlich weigert, die ihm als Bürgerschaftsmitglied o
Pflichten zu erfüllen, oder das der Pflicht der Versch
zuwiderhandelt, kann

t, um sich 
r das sich 
bliegenden 
wiegenheit 

 

(1) Ein Mitglied der Bürgerschaft, das sein Am
oder anderen persönliche Vorteile zu verscha
beharrlich weigert, die ihm als Bürgerschaftsmi
Pflichten zu erfüllen, oder das der Pflicht der Verschwiegenheit

 durch Beschluss der Bürgerschaft

t ausnutzt, um sich 
ffen, oder das sich 
tglied obliegenden 

 
zuwiderhandelt, kann durch Beschluss der Bürgerschaft 

ausgeschlossen werden. ausgeschlossen werden. 
  
(2) Ein Antrag auf Ausschließung muss von mindeste
Viertel der gesetzlichen Mitgliederza

ns einem 
ehen; er 

(2) Ein Antrag auf Ausschluss muss von 
der gesetzlichen Mitgliederzahl derhl der Bürgerschaft ausg

c

mindestens einem Viertel 
 Bürgerschaft ausgehen; er ist 

ngsausschuss zur ist an den Geschäftsordnungsausschuss zur Untersu
Berichterstattung zu verweisen 

hung und an den Verfassungs- und Geschäftsordnu
Untersuchung und Berichterstattung zu verweisen 

  
(3) Der Betroffene kann nach der Berichterstattung des Ve
und Geschäftsordnungsausschusses in der Versammlu
oder durch ein anderes Mitglied Erklärungen abg
Beschlussfa

rfassungs- 
ng selbst 

eben. Zur 
ierteln der 

 

(3) Das betroffene Mitglied der Bürgerschaf
Berichterstattung des Verfas
Geschäftsordnungsausschusses in der Versam
durch ein anderes Mitglied Erklärungen abgeben. Zur
Beschlussfa

ssung bedarf es einer Mehrheit von drei V
gesetzlichen Zahl der Mitglieder oder, falls weniger, jedoch
mindestens die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl, anwesend ist, 
der Einstimmigkeit. 

t kann nach der 
sungs- und 

mlung selbst oder 
 

ssung bedarf es einer Mehrheit von drei Vierteln der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder oder, falls weniger, jedoch 
mindestens die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl, anwesend 
ist, der Einstimmigkeit. 
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X r die SI. Niederschrift übe itzungen ber die Sitzungen XI. Niederschrift ü

Verhandlungsberichte Verhandlungsberichte 
  
  

§ 60 (Leerparagraph) § 60 (Leerparagraph) 
  
  

§ 61 § 61 
Verhandlungsberichte Verhandlungsberichte 

  
  
(1) Die Verhandlungen der Bürgerschaft werden vom Protokolldienst (1) Die Verhandlungen der Bürgerschaft werden vom 

aufgenommen und 
 

der Bürgerschaft wortgetreu aufgenommen und übertragen. Protokolldienst der Bürgerschaft wortgetreu 
übertragen. 

  
(2) Die stenographische Aufnahme wird als Verhandlu
gedruckt, sofern nicht ein Beschluss der Bürgerschaft 
Teile davon ausschließt. Auf Beschluss der Bürgerschaft nicht
gedruckte

ngsbericht 
bestimmte 

 

(2) Die stenographische Aufnahme wird als Ve
gedruckt, sofern nicht ein Beschluss der Bür
Teile davon ausschließt. Auf Beschluss der 

 Teile der stenographischen Aufnahme sowie 
stenographische Aufnahmen der geheimen Verhandlungen (siehe § 
23) werden in einer Ausfertigung in der Kanzlei der Bürgerschaft 

rhandlungsbericht 
gerschaft bestimmte 

Bürgerschaft nicht 
gedruckte Teile der stenographischen Aufnahme sowie 
stenographische Aufnahmen der geheimen Verhandlungen (siehe 
§ 23) werden in einer Ausfertigung in der Kanzlei der Bürgerschaft 

hinterlegt. hinterlegt. 
  
  

§ 62 § 62 
Prüfung der stenographischen Aufnahme durch die Redner Prüfung der stenographischen Aufnahme durch die 

Rednerinnen und Redner 
  
(1) Jeder Redner erhält vor dem Druck die steno
Aufnahme seiner Rede zur Durchsicht und etwa erf
Berichtigung zugestellt. 

graphische 
orderlichen 

(1) Die Rednerinnen und Redner erhalten v
stenographische Aufnahme ihrer Rede zur D
erforderlichen Berichtigung zugestellt. 

or dem Druck die 
urchsicht und etwa 

  
(2) Die gedruckte Rede soll eine getreue Wiedergabe des 
gesprochenen Wortes sein. Der Redner ist daher nur berechtigt, 
Unrichtigkeiten und sprachliche Fehler zu beseitigen. Berichtigungen 
dürfen den Sinn der Rede oder ihrer einzelnen Teile nicht ändern. 

(2) Die gedruckte Rede soll eine getreue Wiedergabe des 
gesprochenen Wortes sein. Die Rednerinnen und Redner sind 
daher nur berechtigt, Unrichtigkeiten und sprachliche Fehler zu 
beseitigen. Berichtigungen dürfen den Sinn der Rede oder ihrer 
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einzelnen Teile nicht ändern. 
  
(3) Stenographische Aufnahmen von Reden dürfen vor ihr
durch den Redner einem anderen als dem Präsident
Zustimmung des Redners zur Einsicht überlasse

er Prüfung 
en nur mit 

(3) Stenographische Aufnahmen von Reden
Prüfung durch die Rednerinnen und Redner eine
Präsidentin oder dem Präsidenten nur n werden. 

 dürfen vor ihrer 
m anderen als der 

mit Zustimmung der  
Rednerin oder des Redners zur Einsicht überlassen werden. 

  
(4) Werden die stenographischen Aufnahmen vom Re
innerhalb von drei Tagen zurückgesandt, so werden si
Vermerk „Vom Redn

dner nicht 
e mit dem 
t in den 

(4) Werden die stenographischen Aufn

er nicht überprüft'' unveränder
Verhandlungsbericht aufgenommen. 

ahmen von den 
Rednerinnen und Rednern nicht innerhalb einer Woche 

k ,,Von der Rednerin 
om Redner nicht überprüft'' unverändert in 

zurückgesandt, so werden sie mit dem Vermer
nicht überprüft“ oder „V
den Verhandlungsbericht aufgenommen. 

  
(5) Wird die Berichtigung beanstandet und keine Verstän
dem Redner erzielt, so ist die Entscheidung der Präsidenti  oder des 
Präsidenten einzuh

 beanstandet und keine Verständigung mit 
den Rednerinnen oder Rednern erzielt, so ist die Entscheidung der 
Präsiden sidenten einzuholen. 

digung mit (5) Wird die Berichtigung
n

olen. tin oder des Prä
  
  

XII. Ausschüsse XII. Ausschüsse 
  
  

§ 63 § 63 
Einsetzung von Ausschüssen Einsetzung von Ausschüssen 

  
(1) Die Bürgerschaft wählt die in Artikel 105 der Landes
vorgesehenen Ausschüsse und für die verschiedenen Zw
Aufgaben st

verfassung 
eige ihrer 

(1) Die Bürgerschaft wählt die in Artikel 105 de
vorgesehenen Ausschüsse und für die verschi
Aufgaben ständige und nichtständigeändige und nichtständige Ausschüsse. Im Verfassungs- 

i

r Landesverfassung 
edenen Zweige ihrer 

 Ausschüsse. Im 
schuss hat die 

oder ihre oder 
Haushalts- und 

nsfraktion zu. 

und Geschäftsordnungsausschuss hat der Präs
Bürgerschaft oder seine Stellvertretung den Vorsitz. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss steht der 
Oppositionsfraktion zu. 

dent der 
Vorsitz im 
stärksten 

Verfassungs- und Geschäftsordnungsaus
Präsidentin oder der Präsident der Bürgerschaft 
seine Stellvertretung den Vorsitz. Der Vorsitz im 
Finanzausschuss steht der stärksten Oppositio

  
(2) Die Fraktionen führen eine Verständigung über die Besetzung der (2) Die Fraktionen führen eine Verständigung ü
Stellen der Ausschussvorsitzenden, der Deputationssprecher sowie 
deren Stellvertreter herbei. Kommt es nicht zu einer Verständigung, 
erfolgt der Zugriff nach dem Rangmaßzahlverfahren (Schepers), 
getrennt nach dem Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz in den 
ständigen Ausschüssen und den nichtständigen Ausschüssen. Das 

ber die Besetzung 
der Stellen der Ausschussvorsitzenden, der 
Deputationssprecherinnen und Deputationssprecher sowie deren 
Stellvertretungen herbei. Kommt es nicht zu einer Verständigung, 
erfolgt der Zugriff nach dem Rangmaßzahlverfahren (Schepers), 
getrennt nach dem Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz in den 
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gleiche gilt für die Deputationen. ständigen Ausschüssen und den nichtständigen 
Gleiche gilt fü

Ausschüssen. Das 
r die Deputationen. 

  
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse sind in de
Fraktionen der Bürgerschaft nach ihrer Stärke zu berüc
Ändert sich die Zusammensetzung der Fraktionen, so
Antrag einer Fraktion Neuwahlen für die Stellen der A
vorzunehmen, die von der Änderung betroffen werden

r Regel die 
ksichtigen. 
 sind auf 
usschüsse 
 Die nach 
erechnet. 

(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse
die Fraktionen der Bürgerschaft nach 
berücksichtigen. Ändert sich die Zusammenset
so sind auf Antrag einer Fraktion Neuwahlen
Ausschüsse vorzunehmen, die von der Änderung betroffen .

Absatz 1 vergebenen Stellen werden bei der Verteilung an

 sind in der Regel 
ihrer Stärke zu 

zung der Fraktionen, 
 für die Stellen der 

werden. 
Die nach Absatz 1 vergebenen Stellen werden bei der Verteilung g
angerechnet. 

  
(4) Die Bürgerschaft kann ihr zustehende Befugnisse, mit 
endgültiger Gesetzgebung, an die ständigen Ausschüsse 
übertragen. 

Bürgerschaft kann ihr zustehende Befugnisse, mit 
Ausnahme endgültiger Gesetzgebung, an die ständigen 
Ausschüsse übertragen. 

Ausnahme (4) Die 

  
  

§ 63a § 63a 
Öffentlichkeit von Ausschusssitzungen Öffentlichkeit von Ausschusssitzungen 

  
(1) Die Ausschüsse tagen öffentlich, soweit spezial
Regelungen nicht entgegenstehen.

gesetzliche (1) Die Ausschüsse tagen öffentlich, sowei
Regelungen nicht entge Die Vorschriften des Gesetzes 

t spezialgesetzliche 
genstehen. Die Vorschriften des Gesetzes 

chungsausschüssen 
Petitionen durch die 

über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsau
sowie des Gesetzes über die Behandlung von Petitionen
Bremische Bürgerschaft bleiben unberührt. 

sschüssen 
 durch die 

über Einsetzung und Verfahren von Untersu
sowie des Gesetzes über die Behandlung von 
Bremische Bürgerschaft bleiben unberührt. 

  
(2) Dies gilt nicht für Beratungen und Beschlussfassu
Angelegenheiten des Artikels 101 Absatz 1 Nr. 6 und 7 
Artikel 85 Absatz 1 und 95 der Landesverfassung. 

ngen über 
sowie der 

(2) Dies gilt nicht für Beratungen und Besch
Angelegenheiten des Artikels 101 Absatz 1 Nr
Artikel 85 Absatz 1 und 95 der Landesverfassun

lussfassungen über 
. 6 und 7 sowie der 
g. 

  
(3) Die Öffentlichkeit ist hergestellt, wenn im Rahme
Verfügung stehenden Räumlichkeiten Zuhörern und Zu
sowie den Medien der Zutritt zur Sitzung des Ausschusse
wird. Dem 

n der zur 
hörerinnen 
s gestattet 

s 

(3) Die Öffentlichkeit ist hergestellt, wenn i
Verfügung stehenden Räumlichkeiten Zuhörer
sowie den Medien der Zutritt zur Sitzung 

Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Ausschusse
obliegt die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung sowohl in der 
Sitzung selbst als auch unter der Zuhörerschaft. Wird ein 
ordnungsgemäßer Ablauf der Sitzung durch Zuhörer/Zuhörerinnen 
gestört, so kann der oder die Vorsitzende deren Entfernung 
veranlassen. 

m Rahmen der zur 
innen und Zuhörern 

des Ausschusses 
gestattet wird. Der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Ausschusses obliegt die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
sowohl in der Sitzung selbst als auch unter der Zuhörerschaft. Wird 
ein ordnungsgemäßer Ablauf der Sitzung durch Zuhörerinnen und 
Zuhörer gestört, so kann der oder die Vorsitzende deren 
Entfernung veranlassen. 
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(4) Mit der Einladung schlägt der oder die Vorsitz
voraussichtliche Zuordnung der zu beh
Tagesordnungspunkte zum öffentlichen und nichtö

ende die 
andelnden 
ffentlichen 

(4) Mit der Einladung schlägt der oder die 
voraussichtliche Zuordnung der zu 
Tagesordnungspunkte zum öffentlichen u

Sitzungsteil vorbehaltlich der Zustimmung des Ausschusses vor. 

Vorsitzende die 
behandelnden 

nd nichtöffentlichen 
Sitzungsteil vorbehaltlich der Zustimmung des Ausschusses vor. 

  
(5) Auf Antrag einer Fraktion oder auf Antrag des Senat
Öffentlichkeit mit Zweidrittelmehrheit der Stimmen der an
Mitglieder ausgeschlossen oder beschränkt wer
Öffentlichkeit ist durch den Vorsitzenden oder die V
auszuschließen, wenn öffentliche Belange eine Geh
zwingend erfordern oder über

s kann die 
wesenden 

den. Die 
orsitzende 

eimhaltung 
e Belange 

(5) Auf Antrag einer Fraktion oder auf Antrag d
Öffentlichkeit mit Zweidrittelmehrheit der Stimme
Mitglieder ausgeschlossen oder beschrä
Öffentlichkeit ist durch die Vorsitzende oder
auszuschließen, wenn öffentliche Belange e
zwingend erfordern oder wiegende schutzwürdig

Einzelner einer öffentlichen Behandlung entgegenstehen. iese sind 

es Senats kann die 
n der anwesenden 

nkt werden. Die 
 den Vorsitzenden 
ine Geheimhaltung 

überwiegende schutzwürdige Belange 
Einzelner einer öffentlichen Behandlung entgegenstehen. Diese D

bei Antragstellung begründet darzulegen. sind bei Antragstellung begründet darzulegen. 
  
(6) Über den Antrag auf Ausschluss der Öffentlichk

d
uss der Öffentlichkeit wird in 

sich auf die Sitzung 
n. 

eit wird in (6) Über den Antrag auf Ausschl
nichtöffentlicher Sitzung entschieden. Er kann sich auf 
insgesamt oder einzelne Gegenstände beziehen. 

ie Sitzung nichtöffentlicher Sitzung entschieden. Er kann 
insgesamt oder einzelne Gegenstände beziehe

  
(7) Wird der Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit nac
Satz 1 abgelehnt, sind die Gegenstände, auf die sich 
bezieht, in öffentlicher Sitzung zu behandel

h Absatz 5 
der Antrag 

ungen in 

(7) Wird der Antrag auf Ausschluss der Öffentlic
Satz 1 abgelehnt, sind die Gegenstände, auf 
bezieht, in öffentlicher Sitzung zun. Bei Ber

öffentlicher Sitzung sind der unantastbar
Lebensführu schäfts- oder Amtsgeheimnisse 
oder ent  beachten. 

hkeit nach Absatz 5 
die sich der Antrag 

 behandeln. Bei Beratungen in 
öffentlicher Sitzung sind der unantastbare Bereich privater 
Lebensführung sowie Berufs-, Geschäfts- oder Amtsgeheimnisse 

chriften zu beachten. 

at
e Bereich privater 

ng sowie Berufs-, Ge
gegenstehende Rechtsvorschriften zu oder entgegenstehende Rechtsvors

  
  

§ 63b § 63b 
Rechte und Aufgaben der Ausschüsse Rechte und Aufgaben der Ausschüsse 

  
(1) Die Ausschüsse werden im Rahmen der ihnen
Bürgerschaft erteilten Aufträge tätig. In

 von der 
lb ihres 

(1) Die Ausschüsse werden im Rahmen 
Bürgerschaft erteilten Aufträge tätig. nerha

Aufgabenbereichs können sie sich auch aus eigener Initiative mit 
einer Sache befassen. 

der ihnen von der 
Innerhalb ihres 

Aufgabenbereichs können sie sich auch aus eigener Initiative mit 
einer Sache befassen. 

  
(2) Die Ausschüsse beraten nach dem Einbringen des Haushalts die 
Teile des Haushaltsplans, die ihren Aufgabenbereich betreffen. 

(2) Die Ausschüsse beraten nach dem Einbringen des Haushalts 
die Teile des Haushaltsplans, die ihren Aufgabenbereich betreffen. 
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(3) Die Ausschüsse können im Rahmen ihres Aufgab
Anhörungen durchführen. Auf Antrag eines Vie
Ausschussmitglieder muss der Ausschuss eine 
durchführen

enbereichs 
rtels der 
Anhörung 

(3) Die Ausschüsse können im Rahmen ihres
Anhörungen durchführen. Auf Antrag ein
Ausschussmitglieder muss der Ausschus

. 

 Aufgabenbereichs 
es Viertels der 

s eine Anhörung 
durchführen. 

  
  

§ 64 § 64 
Parlamentarische Untersuchungsausschüsse Parlamentarische Untersuchungsausschüsse 

  
Die Bürgerschaft hat das Recht und auf Antrag eines Vi
Mitglieder die Pflicht, parlamentarische Untersuchungsa
einzusetzen. Diese Ausschüsse und die von ihnen 
Behörden können in entsprechender Anwend
Strafprozessordnung alle erforderlichen Beweise erhe
Zeugen und Sachverständige vorladen, vernehmen, vere
das Zeugniszwangsverfahren gegen sie durchführen. 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis blei
unberüh

ertels ihrer 
usschüsse 
ersuchten 

ung der 
ben, auch 
idigen und 

Das Brief-, 
bt jedoch 
erpflichtet, 

Die Bürgerschaft hat das Recht und auf Antrag
Mitglieder die Pflicht, parlamentarische Untersuc
einzusetzen. Diese Ausschüsse und die vo
Behörden können in entsprechender 
Strafprozessordnung alle erforderlichen Bewei
Zeuginnen oder Zeugen und Sachverstä
vernehmen, vereidigen und das Zeugniszwan
sie durchführen. Das Brief-, Post-, 
Fernsprechgeheimnis bleibt rt. Die Gerichts- und Verwaltungsbehörden sind v

dem Ersuchen dieser Ausschüsse auf Beweiserhebung Folge zu 
leisten. Die Akten der Behörden sind ihnen auf Verlangen 
vorzulegen. 

 eines Viertels ihrer 
hungsausschüsse 

n ihnen ersuchten 
Anwendung der 
se erheben, auch 
ndige vorladen, 

gsverfahren gegen 
Telegrafen- und 

jedoch unberührt. Die Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser 
Ausschüsse auf Beweiserhebung Folge zu leisten. Die Akten der 

en vorzulegen. 

 

Behörden sind n auf Verlang ihne
  
  

§ 65 § 65 
Wahl von Ausschussvorsitzern Wahl von Ausschussvorsitzenden 

  
Die von der Bürgerschaft eingesetzten Ausschüsse wä
Berücksichtigung des § 63 Absatz 2 unter sich einen Vorsi
und dessen Stellvertretung. Bei der Wahl eines Au schusses 
bestimmt der Präsident Mitglied, das den Ausschuss das erste 
Mal einbe

sse wählen unter 
Berücksichtigung des § 63 Absatz 2 unter sich eine Vorsitzende 
oder einen Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertretung. Bei der 

mt die Präsidentin oder der 
en Ausschuss das erste Mal 

einberufen soll. 

hlen unter 
tzenden 

Die von der Bürgerschaft eingesetzten Ausschü

s
das 

rufen soll. 
Wahl eines Ausschusses bestim
Präsident das Mitglied, das d

  
  

§ 66 § 66 
Teilnahme an Ausschusssitzungen Teilnahme an Ausschusssitzungen 

  
(1) In den Ausschüssen ist das ordentliche Mitglied stimmberechtigt (1) In den Ausschüssen ist das ordentliche Mitglied 
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und bei dessen Verhinderung ein stellvertretendes
stimmberechtigt.. Sind auch die stellvertretenden Mitglied 
kann im Einzelfall die Stellvertretung durch jedes Mitglied
Fraktion ausgeübt werden, wenn dies dem Ausschussv
angezeigt wird. 

 Mitglied 
verhindert, 
 derselben 
rsitzenden o

stimmberechtigt. Ist das ordentliche Mitglied verhindert, kann die 
Stellvertretung durch ein stellvertretendes Mitglied oder durch jedes 
Mitglied derselben Fraktion ausgeübt werden, wenn dies der 
Ausschussvorsitzenden oder dem Ausschussvorsitzenden 
angezeigt wird. 

  
(2) An den Beratungen eines Ausschusses, dem ein
Bürgerschaft gestellter Antrag überwiesen ist, kann de
Antragstellern hierzu beauftragte Abgeordnete, falls er nicht Mitglied 

 aus der 
r von den 

(2) An den Beratungen eines Ausschusses,
Bürgerschaft gestellter Antrag überwiesen ist, 
Antragstellern hierzu beauftragte Mitglied der B

des Ausschusses ist, mit beratender Stimme teilnehmen. 

 dem ein aus der 
kann das von den 

ürgerschaft, falls es 
nicht Mitglied des Ausschusses ist, mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

  
(3) An den Sitzungen eines Ausschusses können mit 
Stimme auch der Präsident der Bürgerschaf

beratender 
nicht dem 
Fraktionen 

(3) An den Sitzungen eines Ausschusses kön
Stimme auch die Präsidentin oder der Präsidentt und die 

Ausschuss angehörenden Vorsitzenden derjenigen 

nen mit beratender 
 der Bürgerschaft 

und die nicht dem Ausschuss angehörenden Vorsitzenden 
in dem Ausschuss teilnehmen, welche in dem Ausschuss vertreten sind. derjenigen Fraktionen teilnehmen, welche 

vertreten sind. 
  
(4) Fraktionen, die in einem Ausschuss nicht vertreten sin , können 
einen Abgeordneten ihre ohne Stimmrecht entsenden. 

(4) Fraktionen, die in einem Ausschuss nicht vertreten sind, können 
ein Mitglied ihrer Fraktion ohne Stimmrecht entsenden. 

d
r Fraktion 

  
  

§ 67 § 67 
Beschlussfähigkeit und Einberufung eines Ausschusses Beschlussfähigkeit und Einberufung eines Ausschusses 

  
(1) Der Vorsitzer beruft den Ausschuss ein. Der Aussch
Verlangen eines Viertels der Mitglieder einzuberu

uss ist auf (1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende beruft 
Der Ausschuss ist auf Verlangenfen. 

den Ausschuss ein. 
 eines Viertels der Mitglieder 

einzuberufen. 
  
( bedarf husses bedarf es der 

 seiner Mitglieder. 
2) Zur Beschlussfähigkeit eines Ausschusses 

Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder. 
es der (2) Zur Beschlussfähigkeit eines Aussc

Anwesenheit von mehr als der Hälfte
  
  

§ 68 § 68 
Einholung von Auskünften von auswärtigen Behörden Einholung von Auskünften von auswärtigen Behörden 

  
Will ein Ausschuss Auskunft von einer auswärtigen Behörde 
einholen, so hat er die Vermittlung des Präsidenten der Bürgerschaft 

Will ein Ausschuss Auskunft von einer auswärtigen Behörde 
einholen, so hat er die Vermittlung der Präsidentin oder des 
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in Anspruch zu nehmen. Präsidenten der Bürgerschaft in Anspruch zu nehmen. 
  
  

§ 68a § 68a 
Enquete-Kommissionen Enquetekommissionen 

  
(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangr
bedeutsame Sachkomplexe kann eine Enquete-
eingesetzt 

eiche und 
ommission 

Enquete-

(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen über 
bedeutsame Sachkomplexe kann eine 
eingesetzt 

K
werden. Der Antrag muss den Auftrag der 

umfangreiche und 
Enquetekommission 

werden. Der Antrag muss den Auftrag der Enquete-
Kommission bezeichnen. Kommission bezeichnen. 
  
(2) Die Mitglieder der Enquete-Kommission we
Einvernehmen der Fraktionen benannt und vom

rden im 
räsidenten 

 

(2) Die Mitglieder der Enquetekommis
Einvernehmen der Fraktionen ben
oder vom 

 P
berufen. Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, so

sion werden im 
annt und von der Präsidentin 

Präsidenten berufen. Kann ein Einvernehmen nicht 
n die Mitglieder im benennen die Fraktionen die Mitglieder im Verhältnis ihrer Stärke. hergestellt werden, so benennen die Fraktione

Verhältnis ihrer Stärke. 
  
(3) Die Enquete-Kommission hat ihren Bericht so echtzeitig 

er Bürgerschaft stattfinden kann. 

(3) Die Enquetekommission hat ihren Bericht so rechtzeitig 
de eine Aussprache 

darüber in der Bürgerschaft stattfinden kann. 

r
vorzulegen, dass bis zum Ende der Wahlperiode eine A
darüber in d

ussprache vorzulegen, dass bis zum Ende der Wahlperio

  
(4) Im übrigen gelten  Vorschriften üb
sinngemä

(4) Im übrigen gelten die Vorschriften über die Ausschüsse  die er die Ausschüsse 
ß. sinngemäß. 

  
  

§ 69 § 69 
Aufbewahrung der Niederschriften Aufbewahrung der Niederschriften 

  
Die Vorsitzenden der ständigen und nichtständigen Ausschüsse 
haben die Niederschriften, Berichte und Anlagen der Kanzlei der 
Bürgerschaft einzureichen. 

Die Vorsitzenden der ständigen und nichtständigen Ausschüsse 
haben die Niederschriften, Berichte und Anlagen der Kanzlei der 
Bürgerschaft einzureichen. 
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XIII. Eingaben XIII. Eingaben 

  
  

§ 70 § 70 
  
Eingaben an die Bürgerschaft zu allgemeinen Belangen
Präsidenten schriftlich zugegangen sind und keine 
darstellen, werden, soweit sie dazu nach Form und Inha
sind, von ihm ihrem Gegenstande nach in der 

, die dem 
Petitionen 

lt geeignet 
nächsten 

Eingaben an die Bürgerschaft zu allgemeine
Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich z
keine Petitionen darstellen, werden, soweit s
und Inhalt geeignet sind, von ihm ihrem Gege

Bürgerschaftssitzung zur Kenntnis gebracht und in der Kanzlei der 
Bürgerschaft zur Einsichtnahme ausgelegt. 

n Belangen, die der 
ugegangen sind und 
ie dazu nach Form 
nstande nach in der 

nächsten Bürgerschaftssitzung zur Kenntnis gebracht und in der 
Kanzlei der Bürgerschaft zur Einsichtnahme ausgelegt. 

  
  

XIV. Ausle  der Geschäftsordnung ung der Geschäftsordnung gung XIV. Ausleg
  
  

§ 71 § 71 
  
Bei Zweifelsfragen von weit reichender Bedeutung 
Auslegung von Bestimmungen der Geschäftsordnung holt der 
Präsident die e des Verfassun - und 
Geschäftsor  

 
Auslegung von Bestimmungen der Geschäftsordnung holt die 
Präsident r Präsident die Stellungnahme des 

sausschusses ein. 

über die Bei Zweifelsfragen von weitreichender Bedeutung über die

Stellungnahm
dnungsausschusses ein.

gs in oder de
Verfassungs- und Geschäftsordnung

  
  

XV. Sonstiges XV. Sonstiges 
  
  

§ 72 § 72 
Druck der Beratungsgegenstände ungsgegenstände Druck der Berat

  
Alle selbständigen Anträge und Anfragen sowie Berichte von 
Ausschüssen werden gedruckt und den Abgeordneten sowie dem 
Senat zugestellt. Ist der Druck vor der Beratung nicht möglich, so 
werden sie zunächst in anderer Weise vervielfältigt. 

Alle selbstständigen Anträge und Anfragen sowie Berichte von 
Ausschüssen werden gedruckt und den Abgeordneten sowie dem 
Senat zugestellt. Ist der Druck vor der Beratung nicht möglich, so 
werden sie zunächst in anderer Weise vervielfältigt. 
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§ 73 § 73 
Verwaltung der Bürgerschaft Verwaltung der Bürgerschaft 

  
Zur Durchführung der Verwaltungsaufgaben bedient 
Präsident d

sich der 
ertritt ihn in 

Zur Durchführung der Verwaltungsaufgaben
Präsidentin oder der Präsident der Verwaltuner Verwaltung der Bürgerschaft. Der Direktor v

der Verwaltung. 

 bedient sich die 
g der Bürgerschaft. 

Die Direktorin oder der Direktor vertritt sie oder ihn in der 
Verwaltung. 

  
  

§ 74 § 74 
Unerledigte Vorlagen bei Schluss der Wahlperiode Unerledigte Vorlagen bei Schluss der Wahlperiode 

  
Anträge, Anfragen und sonstige Vorlagen gelten mit Ablauf der 
Wahlperiode als erledigt. Das gilt nicht für Vorlagen, die keiner 
Beschlussfassung bedür

Anträge, Anfragen und sonstige Vorlagen gelten mit Ablauf der 
Wahlperiode als erledigt. Das gilt nicht für Vorlagen, die keiner 
Beschlussfa fen. fen. ssung bedür

  
  

§ 75 § 75 
Anwendung der Geschäftsordnung auf die Stadtbürg tadtbürgerschaft erschaft Anwendung der Geschäftsordnung auf die S

  
Die Geschäftsordnung gilt auch für die Stadtbürgers
stadtbremischen Mitglieder einer Fraktion der Bürgerschaft
bilden unab

chaft. Die 
 (Landtag) 

Die Geschäftsordnung gilt auch für die Sta
stadtbremischen Mitglieder einer Fraktion

hängig von ihrer Zahl auch in der Stadtbürgerschaft eine 
Fraktion. Anträge, die Ortsgesetzentwürfe enthalten 
(Ortsgesetzvorlagen), werden in der Stadtbürgerschaft in einer 
Lesung beraten. 

dtbürgerschaft. Die 
 der Bürgerschaft 

(Landtag) bilden unabhängig von ihrer Zahl auch in der 
Stadtbürgerschaft eine Fraktion. Anträge, die Ortsgesetzentwürfe 
enthalten (Ortsgesetzvorlagen), werden in der Stadtbürgerschaft in 
einer Lesung beraten. 
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r d
ie D

au
er d

er W
ah

lp
eriod

e
g

ew
äh

lt. S
olan

g
e sich

 k
ein

e ab
solu

te S
tim

m
en

m
eh

rh
eit erg

ib
t, ist d

ie W
ah

l zu
 w

ied
er-

h
olen

 u
n

d
 d

ab
ei jed

es M
al d

iejen
ig

e od
er d

erjen
ig

e au
szu

sch
eid

en
, d

ie od
er d

er d
ie

w
en

ig
sten

 S
tim

m
en

 erh
alten

 h
at. B

ei S
tim

m
en

g
leich

h
eit en

tsch
eid

et d
as L

os.

(2)
B

eim
 A

u
ssch

eid
en

 ein
es M

itg
lied

es fin
d

et ein
e E

rsatzw
ah

l statt.

(3)
D

as E
rg

eb
n

is d
er W

ah
l w

ird
 d

em
 S

en
at m

itg
eteilt.

§ 10

A
u

fg
ab

en
 d

es V
orstan

d
es

(1)
A

u
ßer d

en
 ih

m
 d

u
rch

 d
ie V

erfassu
n

g
 u

n
d

 d
ie G

esch
äftsord

n
u

n
g

 zu
g

ew
iesen

en
an

d
eren

 A
u

fg
ab

en
 ob

lieg
t d

em
 V

orstan
d

,

a)
d

ie V
ersam

m
lu

n
g

en
 d

er B
ü

rg
ersch

aft ein
zu

b
eru

fen
 u

n
d

 d
ie Tag

esord
n

u
n

g
 fest-

zu
stellen

,

b
)

jäh
rlich

 ein
en

 H
au

sh
altsp

lan
 d

er B
ü

rg
ersch

aft au
fzu

stellen
.

(2)
S

ow
eit n

ich
t d

ie L
an

d
esverfassu

n
g

 b
estim

m
te A

u
fg

ab
en

 d
er P

räsid
en

tin
 od

er d
em

P
räsid

en
ten

 od
er d

en
 S

tellvertreterin
n

en
 u

n
d

 S
tellvertretern

 zu
w

eist, leg
t d

er V
orstan

d
d

ie V
erteilu

n
g

 sein
er A

u
fg

ab
en

 fest.

§ 11

B
eratu

n
g

en
 d

es V
orstan

d
es

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t b

eru
ft d

en
 V

orstan
d

 ein
 u

n
d

 leitet d
ie B

eratu
n

-
g

en
. D

er V
orstan

d
 ist b

esch
lu

ssfäh
ig

, w
en

n
 m

in
d

esten
s d

ie H
älfte sein

er M
itg

lied
er

an
w

esen
d

 ist. D
ie B

esch
lü

sse w
erd

en
 m

it ein
fach

er M
eh

rh
eit g

efasst. B
ei S

tim
m

en
-

g
leich

h
eit g

ib
t d

ie S
tim

m
e d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

es P
räsid

en
ten

 d
en

 A
u

ssch
lag

.

(2)
Ü

b
er jed

e S
itzu

n
g

 d
es V

orstan
d

es w
ird

 ein
e N

ied
ersch

rift an
g

efertig
t, w

elch
e d

ie
N

am
en

 d
er A

n
w

esen
d

en
, d

en
 w

esen
tlich

en
 In

h
alt d

es V
erh

an
d

lu
n

g
sverlau

fs u
n

d
 d

ie
B

esch
lü

sse en
th

alten
 m

u
ss.

§ 12

A
u

fg
ab

en
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

es P
räsid

en
ten

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t eröffn

et, leitet u
n

d
 sch

ließt d
ie B

eratu
n

g
en

.

(2)
Ih

r od
er ih

m
 ob

lieg
t d

ie A
u

frech
terh

altu
n

g
 d

er R
u

h
e u

n
d

 O
rd

n
u

n
g

 sow
oh

l in
 d

er
V

ersam
m

lu
n

g
 selb

st als au
ch

 u
n

ter d
en

 Z
u

h
örerin

n
en

 u
n

d
 Z

u
h

örern
. W

ird
 d

ie R
u

h
e

d
u

rch
 d

ie Z
u

h
örerin

n
en

 od
er Z

u
h

örer g
estört, so k

an
n

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsi-
d

en
t ih

re E
n

tfern
u

n
g

 veran
lassen

.



—
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(3)
A

n
 d

er A
u

ssp
rach

e in
 d

en
 V

ersam
m

lu
n

g
en

 d
er B

ü
rg

ersch
aft n

im
m

t d
ie P

räsid
en

-
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t, solan

g
e d

er V
orsitz g

efü
h

rt w
ird

, au
ßer d

u
rch

 E
rläu

teru
n

g
 von

Tatsach
en

, n
ich

t teil. B
ei B

eteilig
u

n
g

 an
 d

er D
eb

atte, ist b
is zu

r E
rled

ig
u

n
g

 d
es V

er-
h

an
d

lu
n

g
sg

eg
en

stan
d

es d
er V

orsitz an
 ein

e V
izep

räsid
en

tin
 od

er ein
en

 V
izep

räsid
en

-
ten

 ab
zu

g
eb

en
.

(4)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t leitet d

ie V
erw

altu
n

g
sg

esch
äfte d

er B
ü

rg
er-

sch
aft. S

ie od
er er verfü

g
t ü

b
er d

ie E
in

n
ah

m
en

 u
n

d
 A

u
sg

ab
en

 d
er B

ü
rg

ersch
aft n

ach
M

aßg
ab

e d
es H

au
sh

alts u
n

d
 vertritt d

ie F
reie H

an
sestad

t B
rem

en
 in

 allen
 R

ech
tsg

e-
sch

äften
 u

n
d

 R
ech

tsstreitig
k

eiten
 d

er B
ü

rg
ersch

aft.

(5)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t ü

b
t d

as H
au

srech
t u

n
d

 d
ie P

olizeig
ew

alt in
 d

en
von

 d
er B

ü
rg

ersch
aft b

en
u

tzten
 R

äu
m

en
 au

s. E
in

e D
u

rch
su

ch
u

n
g

 od
er B

esch
lag

n
ah

-
m

e d
arf in

 d
en

 R
äu

m
en

 d
er B

ü
rg

ersch
aft n

u
r m

it ih
rer od

er sein
er Z

u
stim

m
u

n
g

 vor-
g

en
om

m
en

 w
erd

en
.

§ 13

A
u

fg
ab

en
 d

er V
izep

räsid
en

tin
n

en
 od

er V
izep

räsid
en

ten

D
ie V

izep
räsid

en
tin

n
en

 u
n

d
 -p

räsid
en

ten
 vertreten

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
en

 P
räsid

en
-

ten
 in

 reg
elm

äßig
em

 W
ech

sel. S
ie u

n
terstü

tzen
 sie od

er ih
n

 in
 sein

er A
m

tsfü
h

ru
n

g
.

§ 14

A
u

fg
ab

en
 d

er S
ch

riftfü
h

rerin
n

en
 u

n
d

 S
ch

riftfü
h

rer

D
ie S

ch
riftfü

h
rerin

n
en

 od
er S

ch
riftfü

h
rer w

ech
seln

 ein
an

d
er in

 ih
rer A

m
tsfü

h
ru

n
g

 ab
,

n
ötig

en
falls vertreten

 sie d
ie V

izep
räsid

en
tin

n
en

 od
er V

izep
räsid

en
ten

.

§ 15

V
ersch

w
ieg

en
h

eitsp
flich

t

D
ie M

itg
lied

er d
es V

orstan
d

es sin
d

 zu
r V

ersch
w

ieg
en

h
eit ü

b
er d

ie d
em

 V
orstan

d
vertrau

lich
 zu

g
eg

an
g

en
en

 M
itteilu

n
g

en
 verp

flich
tet.

IV
.

D
ie V

o
rb

ereitu
n

g
 d

er S
itzu

n
g

§ 16

E
in

b
eru

fu
n

g

(1)
D

ie ord
en

tlich
en

 S
itzu

n
g

en
 d

er B
ü

rg
ersch

aft fin
d

en
 n

ach
 B

ed
arf statt. D

ie Z
eitab

-
stän

d
e sollen

 in
 d

er R
eg

el n
ich

t län
g

er als ein
 M

on
at sein

. D
ie ord

en
tlich

en
 S

itzu
n

g
en

d
er B

ü
rg

ersch
aft (L

an
d

tag
) fin

d
en

 in
 d

er R
eg

el an
 zw

ei au
fein

an
d

er folg
en

d
en

 Tag
en

statt. In
 B

ezu
g

 au
f d

ie F
risten

 fü
r F

rag
en

 in
 d

er F
rag

estu
n

d
e od

er d
ie B

ean
trag

u
n

g
ein

er A
k

tu
ellen

 S
tu

n
d

e g
elten

 sie als ein
e ord

en
tlich

e S
itzu

n
g

.

(2)
D

er V
orstan

d
 h

at ein
e au

ßerord
en

tlich
e V

ersam
m

lu
n

g
 ein

zu
b

eru
fen

,

a)
w

en
n

 d
ie B

ü
rg

ersch
aft es b

esch
ließt,

b
)

w
en

n
 d

er S
en

at es u
n

ter M
itteilu

n
g

 d
es zu

 b
eraten

d
en

 G
eg

en
stan

d
es fü

r erfor-
d

erlich
 h

ält od
er

c)
w

en
n

 w
en

ig
sten

s ein
 V

iertel d
er g

esetzlich
en

 M
itg

lied
erzah

l d
er B

ü
rg

ersch
aft

sch
riftlich

 d
arau

f an
träg

t.

D
ie au

ßerord
en

tlich
e V

ersam
m

lu
n

g
 fin

d
et u

n
verzü

g
lich

, sp
ätesten

s jed
och

 zw
ei W

o-
ch

en
 n

ach
 d

em
 E

in
g

an
g

 d
es B

eg
eh

ren
s, statt. D

er V
orstan

d
 k

an
n

 m
it Z

u
stim

m
u

n
g

 d
es

S
en

ats b
zw

. d
er A

n
trag

steller u
n

d
 A

n
trag

stellerin
n

en
 ein

en
 an

d
eren

 Z
eitp

u
n

k
t b

e-
sch

ließen
.

§ 17

L
ad

u
n

g
en

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t erlässt d

ie L
ad

u
n

g
en

 zu
 d

en
 V

ersam
m

lu
n

g
en

.

(2)
D

ie L
ad

u
n

g
en

 zu
 d

en
 V

ersam
m

lu
n

g
en

 d
er B

ü
rg

ersch
aft w

erd
en

 tu
n

lich
st sch

rift-
lich

 u
n

ter B
eifü

g
u

n
g

 d
er Tag

esord
n

u
n

g
 an

 jed
es M

itg
lied

 b
eson

d
ers erlassen

, u
n

d
zw

ar in
 d

er R
eg

el ein
e W

och
e, in

 A
u

sn
ah

m
efällen

 m
in

d
esten

s zw
ei Tag

e vor d
er V

er-
sam

m
lu

n
g

.

(3)
D

em
 S

en
at sin

d
 Z

eit u
n

d
 Tag

esord
n

u
n

g
 jed

er B
ü

rg
ersch

aftssitzu
n

g
 rech

tzeitig
m

itzu
teilen

.
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§ 18

Tag
esord

n
u

n
g

(1)
A

u
f d

ie Tag
esord

n
u

n
g

 sin
d

 zu
 b

rin
g

en
 alle vor d

er S
itzu

n
g

 d
es V

orstan
d

es, in
 d

er
d

ie V
ersam

m
lu

n
g

 an
b

erau
m

t w
ird

, sch
riftlich

 ein
g

eg
an

g
en

en

a)
A

n
träg

e,

b
)

G
roßen

 A
n

frag
en

 von
 A

b
g

eord
n

eten
, sow

eit sie m
in

d
esten

s d
rei W

och
en

 vor d
er

S
itzu

n
g

 d
er B

ü
rg

ersch
aft d

em
 S

en
at zu

g
eleitet sin

d
,

c)
B

erich
te,

d
)

W
ah

len
.

(2)
D

ie R
eih

en
folg

e b
estim

m
t d

er V
orstan

d
, u

n
d

 zw
ar in

 d
er R

eg
el n

ach
 d

er Z
eit d

es
E

in
g

an
g

s. Tag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

te, d
ie in

 d
er S

itzu
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft n
ich

t b
eh

an
d

elt
w

u
rd

en
, w

erd
en

 in
 d

er R
eg

el in
 d

er n
äch

sten
 S

itzu
n

g
 n

ach
 d

er A
k

tu
ellen

 S
tu

n
d

e b
e-

h
an

d
elt.

(3)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 d

ie R
eih

en
folg

e d
er Tag

esord
n

u
n

g
sp

u
n

k
te än

d
ern

.

§ 19

A
b

setzu
n

g
 von

 G
eg

en
stän

d
en

 von
 d

er Tag
esord

n
u

n
g

(1)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 V

erh
an

d
lu

n
g

sg
eg

en
stän

d
e fü

r ein
e od

er m
eh

rere S
itzu

n
-

g
en

 von
 d

er Tag
esord

n
u

n
g

 ab
setzen

.

(2)
Tag

esord
n

u
n

g
sp

u
n

k
te, d

ie von
 A

b
g

eord
n

eten
 ein

g
eb

rach
t w

erd
en

, k
ön

n
en

 n
u

r
m

it Z
u

stim
m

u
n

g
 d

er A
n

trag
stellerin

n
en

 u
n

d
 A

n
trag

steller w
ied

er ab
g

esetzt w
erd

en
.

§ 20

V
erb

in
d

u
n

g
 von

 Tag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

ten

D
ie B

ü
rg

ersch
aft k

an
n

 b
esch

ließen
, m

eh
rere Tag

esord
n

u
n

g
sp

u
n

k
te g

em
ein

sam
 zu

b
eraten

. D
as g

ilt n
ich

t, w
en

n
 d

ie an
trag

stellen
d

en
 A

b
g

eord
n

eten
 d

er V
erb

in
d

u
n

g
 w

i-
d

ersp
rech

en
.

§ 21

S
p

ätere E
in

g
än

g
e

A
lle sp

äteren
 od

er son
st n

ich
t au

f d
ie Tag

esord
n

u
n

g
 zu

 setzen
d

en
 E

in
g

än
g

e sin
d

, so-
w

eit sie sp
ätesten

s ein
e S

tu
n

d
e vor d

em
 festg

esetzten
 B

eg
in

n
 d

es S
itzu

n
g

stag
es d

er
P

räsid
en

tin
 od

er d
em

 P
räsid

en
ten

 d
er B

ü
rg

ersch
aft zu

g
eg

an
g

en
 sin

d
, in

 d
er V

ersam
m

-
lu

n
g

 selb
st vor B

eg
in

n
 d

er B
eratu

n
g

en
 an

zu
zeig

en
. D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 b

esch
lie-

ßen
, solch

e E
in

g
än

g
e, b

ei d
en

en
 es sich

 als u
m

 d
rin

g
lich

 b
ezeich

n
ete A

n
träg

e h
an

d
elt,

n
ach

träg
lich

 au
f d

ie Tag
esord

n
u

n
g

 zu
 setzen

. S
ie k

om
m

en
, sofern

 d
ie B

ü
rg

ersch
aft

n
ich

ts an
d

eres b
esch

ließt, an
 d

as E
n

d
e d

er Tag
esord

n
u

n
g

.

§ 22

E
rk

läru
n

g
en

 d
es S

en
ats

(1)
D

er S
en

at k
an

n
 au

s b
eson

d
eren

 A
n

lässen
 jed

erzeit verlan
g

en
, d

ass sein
er V

ertre-
terin

 od
er sein

em
 V

ertreter au
ßerh

alb
 d

er Tag
esord

n
u

n
g

 d
as W

ort zu
 ein

er E
rk

läru
n

g
erteilt w

ird
.

(2)
D

ie A
b

sich
t ein

er E
rk

läru
n

g
 ist d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

em
 P

räsid
en

ten
 d

er B
ü

rg
er-

sch
aft b

is d
rei A

rb
eitstag

e, 9 U
h

r, vor d
er S

itzu
n

g
 m

itzu
teilen

.

(3)
H

in
sich

tlich
 d

er n
äh

eren
 E

in
zelh

eiten
 d

er B
eratu

n
g

 b
etreffen

d
 zeitlich

e L
ag

e u
n

d
R

ed
ezeiten

 fü
h

rt d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
er B

ü
rg

ersch
aft ein

e in
terfrak

ti-
on

elle V
erstän

d
ig

u
n

g
 h

erb
ei.

(4)
A

n
träg

e zu
r S

ach
e k

ön
n

en
 n

ich
t g

estellt w
erd

en
.

§ 23

Ö
ffen

tlich
k

eit d
er S

itzu
n

g
en

(1)
D

ie S
itzu

n
g

en
 d

er B
ü

rg
ersch

aft sin
d

 öffen
tlich

.



—
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(2)
A

u
f A

n
trag

 von
 ein

em
 D

rittel d
er M

itg
lied

er d
er B

ü
rg

ersch
aft od

er au
f A

n
trag

 d
es

S
en

ats k
an

n
 d

ie Ö
ffen

tlich
k

eit m
it Z

w
eid

rittelm
eh

rh
eit d

er an
w

esen
d

en
 A

b
g

eord
n

e-
ten

 au
sg

esch
lossen

 w
erd

en
. Ü

b
er d

en
 A

n
trag

 w
ird

 in
 n

ich
töffen

tlich
er S

itzu
n

g
 en

t-
sch

ied
en

.

V
.

D
er A

b
lau

f d
er V

erh
an

d
lu

n
g

§ 24

E
röffn

u
n

g
 d

er S
itzu

n
g

D
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t eröffn
et d

ie S
itzu

n
g

. N
ach

 M
itteilu

n
g

 d
er E

in
g

än
g

e
u

n
d

 g
eg

eb
en

en
falls ein

er B
esch

lu
ssfassu

n
g

 zu
 d

iesen
 w

erd
en

 d
ie ein

zeln
en

 G
eg

en
-

stän
d

e verh
an

d
elt.

§ 25

U
n

terb
rech

u
n

g
 u

n
d

 S
ch

ließu
n

g
 d

er S
itzu

n
g

D
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t b
estim

m
t, ob

 d
ie S

itzu
n

g
 u

n
terb

roch
en

 w
erd

en
 soll

u
n

d
 w

an
n

 sie w
ied

er b
eg

in
n

t. D
en

 S
ch

lu
ss d

er S
itzu

n
g

 b
estim

m
t sie od

er er im
 E

in
ver-

n
eh

m
en

 m
it d

er B
ü

rg
ersch

aft, sofern
 d

ie Tag
esord

n
u

n
g

 n
ich

t erled
ig

t ist.

§ 26

A
n

w
esen

h
eit von

 S
en

atsvertretern

(1)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft u
n

d
 ih

re A
u

ssch
ü

sse k
ön

n
en

 b
ei ein

zeln
en

 V
erh

an
d

lu
n

g
sg

e-
g

en
stän

d
en

 d
ie A

n
w

esen
h

eit von
 V

ertreterin
n

en
 u

n
d

 V
ertretern

 d
es S

en
ats verlan

-
g

en
.

(2)
D

ie M
itg

lied
er d

es S
en

ats u
n

d
 d

ie vom
 S

en
at b

estellten
 V

ertreterin
n

en
 u

n
d

 V
er-

treter h
ab

en
 zu

 d
en

 S
itzu

n
g

en
 d

er B
ü

rg
ersch

aft u
n

d
 ih

rer A
u

ssch
ü

sse Z
u

tritt. D
as g

ilt
n

ich
t fü

r U
n

tersu
ch

u
n

g
sau

ssch
ü

sse.

§ 27

B
erich

terstattu
n

g
 von

 A
u

ssch
ü

ssen
 u

n
d

 D
ep

u
tation

en

B
ei B

eratu
n

g
sg

eg
en

stän
d

en
, m

it d
en

en
 sich

 vor d
er B

eratu
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft ein
A

u
ssch

u
ss od

er ein
e D

ep
u

tation
 b

efasst h
at, w

ird
 zu

 B
eg

in
n

 d
er B

eratu
n

g
 ein

em
 von

d
em

 A
u

ssch
u

ss od
er d

er D
ep

u
tation

 b
estim

m
ten

 M
itg

lied
 d

as W
ort zu

r B
erich

terstat-
tu

n
g

 erteilt. B
ei A

b
g

ab
e ein

es A
u

ssch
u

ss- od
er D

ep
u

tation
sb

erich
ts k

an
n

 d
ie M

in
d

er-
h

eit ein
en

 M
in

d
erh

eitsb
erich

t erstatten
 od

er verlan
g

en
, d

ass ih
re G

eg
en

g
rü

n
d

e g
e-

g
en

 d
en

 B
esch

lu
ss d

er M
eh

rh
eit od

er ih
re ab

w
eich

en
d

en
 A

n
träg

e in
 d

em
 B

erich
t

m
itg

eteilt w
erd

en
.

§ 28

H
in

zu
zieh

u
n

g
 von

 S
ach

verstän
d

ig
en

D
ie B

ü
rg

ersch
aft k

an
n

 zu
 ein

zeln
en

 Tag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

ten
 S

ach
verstän

d
ig

e h
in

zu
-

zieh
en

 u
n

d
 w

äh
ren

d
 d

er B
eratu

n
g

 h
ören

.

V
I.

D
ie V

o
rlag

en

§ 29

A
n

frag
en

(1)
M

itg
lied

er d
er B

ü
rg

ersch
aft k

ön
n

en
 in

 F
rak

tion
sstärk

e an
 d

en
 S

en
at G

roße A
n

-
frag

en
 in

 öffen
tlich

en
 A

n
g

eleg
en

h
eiten

 rich
ten

, d
ie vom

 S
en

at b
in

n
en

 fü
n

f W
och

en
sch

riftlich
 zu

 b
ean

tw
orten

 sin
d

. A
u

f b
eson

d
ers b

eg
rü

n
d

eten
 A

n
trag

 d
er F

rag
esteller-

in
n

en
 u

n
d

 F
rag

esteller h
at d

er S
en

at d
ie A

n
tw

ort b
in

n
en

 d
rei W

och
en

 sch
riftlich

 zu
erteilen

. D
er S

en
at k

an
n

 d
ie A

n
tw

ort in
 d

er d
arau

ffolg
en

d
en

 S
itzu

n
g

 d
er B

ü
rg

ersch
aft

m
ü

n
d

lich
 w

ied
erh

olen
. A

u
f d

ie A
n

tw
ort d

es S
en

ats erfolg
t ein

e A
u

ssp
rach

e, w
en

n
 d

ies
M

itg
lied

er d
er B

ü
rg

ersch
aft in

 F
rak

tion
sstärk

e verlan
g

en
. D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 A

u
s-

sp
ra

ch
e

n
 a

u
f d

ie
 fo

lg
e

n
d

e
 S

itzu
n

g
 v

e
rsch

ie
b

e
n

, w
e

n
n

 n
ich

t d
ie

 M
e

h
rh

e
it d

e
r

F
rag

estellerin
n

en
 u

n
d

 F
rag

esteller w
id

ersp
rich

t.

(2)
M

itg
lied

er d
er B

ü
rg

ersch
aft k

ön
n

en
 in

 F
rak

tion
sstärk

e an
 d

en
 S

en
at K

lein
e A

n
fra-

g
en

 in
 öffen

tlich
en

 A
n

g
eleg

en
h

eiten
 rich

ten
, d

ie b
in

n
en

 fü
n

f W
och

en
 sch

riftlich
 vom

S
en

at zu
 b

ean
tw

orten
 sin

d
. A

u
f b

eson
d

ers b
eg

rü
n

d
eten

 A
n

trag
 d

er F
rag

esteller u
n

d
F

rag
estellerin

n
en

 h
at d

er S
en

at d
ie A

n
tw

ort b
in

n
en

 d
rei W

och
en

 sch
riftlich

 zu
 erteilen

.
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(3)
G

roße u
n

d
 K

lein
e A

n
frag

en
 k

ön
n

en
 m

it ein
er k

u
rzen

 sch
riftlich

en
 B

eg
rü

n
d

u
n

g
verseh

en
 w

erd
en

.

(4)
D

em
  S

en
at  ist  von

  d
er  P

räsid
en

tin
  od

er  vom
  P

räsid
en

ten
  d

er  B
ü

rg
ersch

aft  au
f

sch
riftlich

 b
eg

rü
n

d
eten

 A
n

trag
 d

ie F
rist zu

r B
ean

tw
ortu

n
g

 d
er A

n
frag

en
 zu

 verlän
-

g
ern

, w
en

n
 n

ich
t d

ie M
eh

rh
eit d

er F
rag

estellerin
n

en
 u

n
d

 F
rag

esteller w
id

ersp
rich

t.

(5)
A

n
tw

ortet d
er S

en
at in

n
erh

alb
 d

er F
risten

 (A
b

sätze 1, 2 u
n

d
 4) n

ich
t, so k

an
n

 d
ie

M
eh

rh
eit d

er F
rag

estellerin
n

en
 u

n
d

 F
rag

esteller n
ach

 B
eh

an
d

lu
n

g
 d

er G
roßen

 A
n

fra-
g

en
 (§ 18 A

b
s. 1 B

u
ch

stab
e b

) ein
e A

u
ssp

rach
e verlan

g
en

.

§ 30

A
n

frag
en

 in
 d

er F
rag

estu
n

d
e

(1)
Im

 R
ah

m
en

 ein
er F

rag
estu

n
d

e k
an

n
 jed

es M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft zu
 B

eg
in

n
jed

er ord
en

tlich
en

 S
itzu

n
g

 d
er B

ü
rg

ersch
aft an

 d
en

 S
en

at m
ü

n
d

lich
e A

n
frag

en
 in

 öf-
fen

tlich
en

 A
n

g
eleg

en
h

eiten
 rich

ten
. D

ie A
n

frag
en

 m
ü

ssen
 k

u
rz g

efasst sein
 u

n
d

 d
ü

r-
fen

 b
is zu

 zw
ei U

n
terfrag

en
 en

th
alten

. S
ie sin

d
 sp

ätesten
s am

 vierten
 A

rb
eitstag

 vor
d

er ord
en

tlich
en

 S
itzu

n
g

 b
is 12 U

h
r b

ei d
er P

räsid
en

tin
 od

er d
em

 P
räsid

en
ten

 ein
zu

-
reich

en
. D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t w

eist F
rag

en
 zu

rü
ck

, d
ie d

en
 V

orsch
riften

d
ieses A

b
satzes n

ich
t en

tsp
rech

en
.

(2)
D

ie F
rag

en
 w

erd
en

 n
ach

 d
er R

eih
en

folg
e ih

res E
in

g
an

g
s b

eh
an

d
elt.

(3)
E

in
e B

eg
rü

n
d

u
n

g
 d

er A
n

frag
e sow

ie ein
e A

u
ssp

rach
e ü

b
er d

ie A
n

tw
ort fin

d
et n

ich
t

statt. E
s k

ön
n

en
 jed

och
 Z

u
satzfrag

en
 g

estellt w
erd

en
. S

ie m
ü

ssen
 m

it d
er H

au
p

tfrag
e

od
er d

eren
 B

ean
tw

ortu
n

g
 in

 u
n

m
ittelb

arem
 Z

u
sam

m
en

h
an

g
 steh

en
. F

eh
lt d

er u
n

m
it-

telb
are Z

u
sam

m
en

h
an

g
 od

er stellt d
ie Z

u
satzfrag

e ein
en

 M
issb

rau
ch

 d
es F

rag
erech

ts
d

ar, so w
eist d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie Z
u

satzfrag
e zu

rü
ck

.

(4)
D

ie F
rag

estu
n

d
e soll in

 d
er R

eg
el 60 M

in
u

ten
 n

ich
t ü

b
ersch

reiten
.

(5)
A

n
frag

en
 u

n
d

 Z
u

satzfrag
en

, d
ie in

 d
er F

rag
estu

n
d

e n
ich

t b
ean

tw
ortet w

erd
en

k
ön

n
en

, b
ean

tw
ortet d

er S
en

at sch
riftlich

.

§ 30
a

A
k

tu
elle S

tu
n

d
e

(1)
In

 jed
er ord

en
tlich

en
 S

itzu
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft fin
d

et au
f A

n
trag

 ein
er F

rak
tion

od
er G

ru
p

p
e ü

b
er A

n
g

eleg
en

h
eiten

 von
 allg

em
ein

em
 ak

tu
ellen

 In
teresse ein

e K
u

rz-
d

eb
atte (A

k
tu

elle S
tu

n
d

e) zu
 b

estim
m

t b
ezeich

n
eten

 T
h

em
en

 statt.

(2)
D

er A
n

trag
 m

u
ss b

is zw
ei A

rb
eitstag

e, 9 U
h

r, vor d
er S

itzu
n

g
 b

ei d
er P

räsid
en

tin
od

er b
eim

 P
räsid

en
ten

 d
er B

ü
rg

ersch
aft g

estellt w
erd

en
. H

ält d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er

P
räsid

en
t d

en
 A

n
trag

 fü
r u

n
zu

lässig
, so en

tsch
eid

et d
ie B

ü
rg

ersch
aft zu

 B
eg

in
n

 d
er

S
itzu

n
g

.

(3)
D

ie A
k

tu
elle S

tu
n

d
e fin

d
et u

n
m

ittelb
ar n

ach
 d

er F
rag

estu
n

d
e statt. Jed

e F
rak

tion
od

er G
ru

p
p

e k
an

n
 n

u
r ein

 T
h

em
a b

en
en

n
en

. W
erd

en
 m

eh
rere A

n
träg

e zu
 u

n
tersch

ied
-

lich
en

 T
h

em
en

 g
estellt, so en

tsch
eid

et d
ie R

eih
en

folg
e d

es E
in

g
an

g
s. D

ie R
eih

en
folg

e
k

an
n

 d
u

rch
 B

esch
lu

ss d
er B

ü
rg

ersch
aft g

eän
d

ert w
erd

en
, w

en
n

 d
ie M

eh
rh

eit d
er A

n
-

trag
stellerin

n
en

 u
n

d
 A

n
trag

steller n
ich

t w
id

ersp
rich

t.

(4)
A

n
träg

e, d
ie n

ich
t b

esp
roch

en
 w

ord
en

 sin
d

, g
elten

 als erled
ig

t.

(5)
D

ie R
ed

ezeit p
ro T

h
em

a u
n

d
 F

rak
tion

 od
er G

ru
p

p
e b

eträg
t fü

r d
en

 ersten
 R

ed
e-

b
eitrag

 b
is zu

 zeh
n

 M
in

u
ten

 u
n

d
 fü

r ein
en

 w
eiteren

 R
ed

eb
eitrag

 b
is zu

 fü
n

f M
in

u
ten

.
In

sg
esam

t d
arf d

ie R
ed

ezeit p
ro F

rak
tion

 od
er G

ru
p

p
e fü

n
fzeh

n
 M

in
u

ten
 n

ich
t ü

b
er-

sch
reiten

. W
erd

en
 w

eitere T
h

em
en

 in
 d

er A
k

tu
ellen

 S
tu

n
d

e b
eh

an
d

elt, erh
öh

t sich
 d

ie
R

ed
ezeit p

ro F
rak

tion
 fü

r jed
es T

h
em

a u
m

 zeh
n

 M
in

u
ten

. N
eh

m
en

 M
itg

lied
er d

es
S

en
ats od

er ih
re V

ertreterin
n

en
 od

er V
ertreter im

 A
m

t m
eh

r R
ed

ezeit, als ein
er F

rak
-

tion
 od

er G
ru

p
p

e in
sg

esam
t zu

stän
d

e, in
 A

n
sp

ru
ch

, so k
an

n
 jed

e F
rak

tion
 od

er G
ru

p
p

e
d

en
 ih

r zu
steh

en
d

en
 Z

eitan
teil eb

en
falls als w

eitere R
ed

ezeit b
ean

sp
ru

ch
en

.

(6)
D

as V
erlesen

 von
 E

rk
läru

n
g

en
 u

n
d

 R
ed

en
 ist u

n
zu

lässig
.

(7)
A

ls erste R
ed

n
erin

 od
er erster R

ed
n

er erh
alten

 d
ie A

n
trag

steller d
as W

ort. D
ie P

rä-
sid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t k

an
n

 im
 Ü

b
rig

en
 d

as W
ort ab

w
eich

en
d

 von
 d

er R
eih

en
fol-

g
e d

er W
ortm

eld
u

n
g

en
 erteilen

.

(8)
A

n
träg

e zu
r S

ach
e k

ön
n

en
 n

ich
t g

estellt w
erd

en
.
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§ 31

A
n

träg
e

(1)
A

n
träg

e k
ön

n
en

 von
 M

itg
lied

ern
 d

er B
ü

rg
ersch

aft od
er von

 B
ü

rg
erin

n
en

 u
n

d
 B

ü
r-

g
ern

 im
 R

ah
m

en
 von

 A
rtik

el 87 A
b

s. 2 d
er L

an
d

esverfassu
n

g
 u

n
d

 vom
 S

en
at g

estellt
w

erd
en

. S
ie m

ü
ssen

 im
 verfassu

n
g

sm
äßig

en
 W

irk
u

n
g

sk
reis d

er B
ü

rg
ersch

aft lieg
en

.
S

ie k
ön

n
en

 m
it ein

er k
u

rzen
 sch

riftlich
en

 B
eg

rü
n

d
u

n
g

 verseh
en

 w
erd

en
.

(2)
Ä

n
d

eru
n

g
san

träg
e k

ön
n

en
 b

is zu
m

 S
ch

lu
ss d

er B
eratu

n
g

 d
es T

ag
esord

n
u

n
g

s-
p

u
n

k
tes, au

f d
en

 sie sich
 b

ezieh
en

, sch
riftlich

 g
estellt w

erd
en

. Ä
n

d
eru

n
g

san
träg

e zu
Ä

n
d

eru
n

g
san

träg
en

 sin
d

 u
n

zu
lässig

.

(3)
A

n
träg

e au
f A

n
n

ah
m

e von
 E

n
tsch

ließu
n

g
en

 k
ön

n
en

 n
u

r au
s d

er M
itte d

er B
ü

rg
er-

sch
aft od

er von
 B

ü
rg

erin
n

en
 u

n
d

 B
ü

rg
ern

 im
 R

ah
m

en
 von

 A
rtik

el 87 A
b

s. 2 d
er L

an
-

d
esverfassu

n
g

 g
estellt w

erd
en

. F
ü

r sie g
ilt A

b
satz 1 S

atz 2 n
ich

t. A
u

f E
n

tsch
ließu

n
g

s-
an

träg
e, d

ie n
ich

t in
 w

esen
tlich

er V
erb

in
d

u
n

g
 m

it ein
em

 Tag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

t steh
en

,
fin

d
et § 21 A

b
satz 1 S

atz 1 A
n

w
en

d
u

n
g

. S
ie g

elten
 als d

rin
g

lich
. E

n
tsch

ließu
n

g
san

-
träg

e, d
ie in

 w
esen

tlich
er V

erb
in

d
u

n
g

 m
it ein

em
 Tag

esord
n

u
n

g
sp

u
n

k
t steh

en
, k

ön
n

en
im

 L
au

fe d
er A

u
ssp

rach
e ü

b
er d

iesen
 T

ag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

t g
estellt w

erd
en

.

(4)
B

ei A
n

träg
en

 n
ach

 A
b

satz 1 h
an

d
elt es sich

 u
m

 d
as V

erlan
g

en
 zu

r E
n

tsch
eid

u
n

g
in

 d
er S

ach
e od

er u
m

 d
as F

ord
ern

 ein
es Tu

n
s od

er U
n

terlassen
s oh

n
e R

ü
ck

sich
t d

arau
f,

ob
 d

ie A
n

n
ah

m
e d

es A
n

trag
s zu

 ein
er rech

tlich
 b

in
d

en
d

en
 V

erp
flich

tu
n

g
 fü

h
rt. E

n
t-

sch
ließu

n
g

san
träg

e n
ach

 A
b

satz 3 h
ab

en
 d

ie A
u

fford
eru

n
g

 zu
r W

illen
s- od

er M
ei-

n
u

n
g

sb
ek

u
n

d
u

n
g

 d
er B

ü
rg

ersch
aft zu

m
 In

h
alt.

(5)
A

n
träg

e, d
ie ih

rem
 In

h
alt n

ach
 ein

e A
n

frag
e od

er E
n

tsch
ließu

n
g

 d
arstellen

, sin
d

als solch
e zu

 b
eh

an
d

eln
. H

ierü
b

er en
tsch

eid
et d

er V
orstan

d
 d

er B
ü

rg
ersch

aft.

(6)
W

ird
 in

 ein
er S

itzu
n

g
 ein

 A
n

trag
 zu

rü
ck

g
ezog

en
, k

an
n

 jed
es M

itg
lied

 d
er B

ü
rg

er-
sch

aft ih
n

 in
 d

er g
leich

en
 S

itzu
n

g
 w

ied
er au

fn
eh

m
en

. W
ird

 d
er A

n
trag

 au
ßerh

alb
 ein

er
S

itzu
n

g
 zu

rü
ck

g
ezog

en
, k

an
n

 er n
u

r b
is zu

m
 B

eg
in

n
 d

er n
äch

sten
 S

itzu
n

g
 sch

riftlich
w

ied
er au

fg
en

om
m

en
 w

erd
en

.

V
II.

L
esu

n
g

 u
n

d
 Ü

b
erw

eisu
n

g

§ 32

A
n

zah
l d

er L
esu

n
g

en

(1)
A

n
träg

e u
n

d
 son

stig
e V

orlag
en

 (ein
fach

e V
orlag

en
) w

erd
en

 in
 d

er R
eg

el in
 ein

er
L

esu
n

g
 b

eraten
.

(2)
A

n
träg

e, d
ie G

esetzen
tw

ü
rfe en

th
alten

 (G
esetzesvorlag

en
), w

erd
en

 in
 d

er B
ü

rg
er-

sch
aft (L

an
d

tag
) in

 zw
ei L

esu
n

g
en

 b
eraten

.

(3)
B

ei  ein
er  V

erfassu
n

g
sän

d
eru

n
g

  h
ab

en
  d

rei  L
esu

n
g

en
  an

  versch
ied

en
en

  Tag
en

stattzu
fin

d
en

. D
ie B

ü
rg

ersch
aft h

at d
en

 A
n

trag
 au

f V
erfassu

n
g

sän
d

eru
n

g
 n

ach
 d

er
ersten

 L
esu

n
g

 an
 ein

en
 n

ich
tstän

d
ig

en
 A

u
ssch

u
ss im

 S
in

n
e d

es A
rtik

els 105 d
er L

an
-

d
esverfassu

n
g

 d
er F

reien
 H

an
sestad

t B
rem

en
 zu

 verw
eisen

. N
ach

 E
in

g
an

g
 d

es B
e-

rich
tes d

ieses A
u

ssch
u

sses h
ab

en
 zw

ei w
eitere L

esu
n

g
en

 an
 versch

ied
en

en
 Tag

en
stattzu

fin
d

en
.

§ 33

E
in

fach
e V

orlag
en

(1)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 A

n
träg

e, d
ie k

ein
en

 G
esetzen

tw
u

rf en
th

alten
, m

it d
en

 etw
a

d
azu

 g
estellten

 Ä
n

d
eru

n
g

s- od
er E

rg
än

zu
n

g
san

träg
en

 an
 ein

en
 A

u
ssch

u
ss od

er ein
e

D
ep

u
tation

 ü
b

erw
eisen

.

(2)
D

er A
n

trag
 au

f Ü
b

erw
eisu

n
g

 od
er Z

u
rü

ck
verw

eisu
n

g
 k

an
n

 b
is zu

m
 B

eg
in

n
 d

er
S

ch
lu

ssab
stim

m
u

n
g

 g
estellt w

erd
en

 u
n

d
 b

ed
arf k

ein
er U

n
terstü

tzu
n

g
.

(3)
A

u
ssch

ü
sse od

er D
ep

u
tation

en
 b

erich
ten

 d
er B

ü
rg

ersch
aft m

ü
n

d
lich

 od
er sch

rift-
lich

. H
an

d
elt es sich

 u
m

 d
ie E

rled
ig

u
n

g
 von

 selb
ststän

d
ig

en
 A

n
träg

en
, so w

erd
en

 d
ie

B
erich

te sch
riftlich

 erstattet, es sei d
en

n
, d

ass d
ie B

ü
rg

ersch
aft d

arau
f verzich

tet. D
ie

B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 ein

en
 Z

eitp
u

n
k

t, b
is zu

 d
em

 ih
r ein

 B
erich

t od
er ein

e M
itteilu

n
g

 zu
erstatten

 ist, b
estim

m
en

.

(4)
E

rfolg
t ein

e Ü
b

erw
eisu

n
g

 an
 m

eh
rere A

u
ssch

ü
sse od

er D
ep

u
tation

en
, so b

estim
m

t
d

ie B
ü

rg
ersch

aft d
en

 fed
erfü

h
ren

d
en

 A
u

ssch
u

ss od
er d

ie fed
erfü

h
ren

d
e D

ep
u

tation
,

d
ie d

en
 B

erich
t od

er d
ie M

itteilu
n

g
 erstattet.
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§ 34

L
esu

n
g

 von
 G

esetzesvorlag
en

 – E
rste L

esu
n

g

(1)
In

 d
er ersten

 L
esu

n
g

 fin
d

et zu
n

äch
st ein

e allg
em

ein
e B

esp
rech

u
n

g
 d

er G
eset-

zesvorlag
e statt. Ih

r folg
t in

 d
er R

eg
el d

ie E
in

zelb
eratu

n
g

.

(2)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 d

ie G
esetzesvorlag

e g
an

z od
er teilw

eise u
n

d
 m

it etw
a d

a-
zu

 ein
g

eb
rach

ten
 Ä

n
d

eru
n

g
s- u

n
d

 E
rg

än
zu

n
g

san
träg

en
 an

 ein
en

 A
u

ssch
u

ss od
er an

ein
e D

ep
u

tation
 ü

b
erw

eisen
 od

er zu
rü

ck
verw

eisen
. § 33 A

b
sätze 2 b

is 4 g
elten

 en
t-

sp
rech

en
d

.

§ 35

A
b

stim
m

u
n

g
 in

 d
er ersten

 L
esu

n
g

W
ird

 ein
e G

esetzesvorlag
e n

ich
t an

 ein
en

 A
u

ssch
u

ss od
er an

 ein
e D

ep
u

tation
 ü

b
er-

w
iesen

, so ist ü
b

er d
ie g

an
ze G

esetzesvorlag
e ab

zu
stim

m
en

, sow
eit d

ie B
ü

rg
ersch

aft
n

ich
t an

d
ers b

esch
ließt. W

ird
 ein

e G
esetzesvorlag

e ab
g

eleh
n

t, so u
n

terb
leib

t jed
e

w
eitere L

esu
n

g
.

§ 36

Z
w

eite L
esu

n
g

(1)
E

in
e zw

eite L
esu

n
g

 fin
d

et in
 d

er R
eg

el frü
h

esten
s ein

e W
och

e n
ach

 d
er ersten

L
esu

n
g

 statt, sofern
 n

ich
t d

ie B
ü

rg
ersch

aft etw
as an

d
ers b

esch
ließt.

(2)
W

ird
 ein

e V
orlag

e an
 ein

en
 A

u
ssch

u
ss od

er an
 ein

e D
ep

u
tation

 ü
b

erw
iesen

, so
fin

d
et d

ie zw
eite L

esu
n

g
 n

ich
t vor d

em
 zw

eiten
 Tag

e n
ach

 d
er B

eratu
n

g
 d

es A
u

ssch
u

s-
ses od

er d
er D

ep
u

tation
, frü

h
esten

s jed
och

 ein
e W

och
e n

ach
 d

er ersten
 L

esu
n

g
 statt.

E
rstattet d

er A
u

ssch
u

ss od
er d

ie D
ep

u
tation

 ein
en

 sch
riftlich

en
 B

erich
t, so fin

d
et d

ie
zw

eite L
esu

n
g

 frü
h

esten
s zw

ei Tag
e n

ach
 V

erteilu
n

g
 d

er D
ru

ck
sach

e statt.

(3)
W

ird
 w

äh
ren

d
 d

er zw
eiten

 L
esu

n
g

 ein
e G

esetzesvorlag
e g

an
z od

er zu
m

 Teil an
ein

en
 A

u
ssch

u
ss od

er an
 ein

e D
ep

u
tation

 ü
b

erw
iesen

 od
er zu

rü
ck

verw
iesen

, so g
ilt

§ 33 A
b

sätze 2 b
is 4 en

tsp
rech

en
d

. D
ie L

esu
n

g
 w

ird
 h

ierd
u

rch
 u

n
terb

roch
en

. F
ü

r d
ie

F
ortsetzu

n
g

 d
er L

esu
n

g
 g

elten
 d

ie A
b

sätze 1 u
n

d
 2 en

tsp
rech

en
d

.

(4)
In

 d
er zw

eiten
 L

esu
n

g
 fin

d
et ein

e allg
em

ein
e B

eratu
n

g
 statt, w

en
n

 d
ies M

itg
lied

er
d

er B
ü

rg
ersch

aft in
 F

rak
tion

sstärk
e verlan

g
en

.

(5)
D

ie E
in

zelb
eratu

n
g

 u
n

d
 A

b
stim

m
u

n
g

 ü
b

er jed
e selb

ststän
d

ig
e E

in
zelb

estim
m

u
n

g
(A

rtik
el, P

arag
rap

h
) erfolg

en
 d

er R
eih

en
folg

e n
ach

, zu
letzt ü

b
er d

ie E
in

leitu
n

g
 u

n
d

 d
ie

Ü
b

ersch
rift. D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 b

esch
ließen

, d
ie R

eih
en

folg
e zu

 än
d

ern
, d

ie B
era-

tu
n

g
 ü

b
er m

eh
rere E

in
zelb

estim
m

u
n

g
en

 zu
 verb

in
d

en
 od

er d
ie B

eratu
n

g
 von

 Teilen
ein

er E
in

zelb
estim

m
u

n
g

 u
n

d
 von

 versch
ied

en
en

 Ä
n

d
eru

n
g

san
träg

en
 zu

 d
em

selb
en

G
eg

en
stan

d
 zu

 tren
n

en
.

(6)
M

it Z
u

stim
m

u
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft stellt d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t n
u

r d
ie-

jen
ig

en
 Teile d

er G
esetzesvorlag

e in
 d

er E
in

zelb
eratu

n
g

 zu
r V

erh
an

d
lu

n
g

, zu
 d

en
en

Ä
n

d
eru

n
g

san
träg

e vorlieg
en

.

§ 37

A
b

stim
m

u
n

g
 in

 d
er zw

eiten
 L

esu
n

g

(1)
N

ach
 d

er A
b

stim
m

u
n

g
 ü

b
er d

ie letzte E
in

zelb
estim

m
u

n
g

 u
n

d
 ein

er etw
aig

en
S

ch
lu

ssau
ssp

rach
e w

ird
 ü

b
er d

ie G
esetzesvorlag

e im
 G

an
zen

 ab
g

estim
m

t.

(2)
Ü

b
er S

taatsverträg
e w

ird
 n

u
r im

 G
an

zen
 ab

g
estim

m
t.

§ 37
a

A
b

stim
m

u
n

g
 in

 d
er d

ritten
 L

esu
n

g
 zu

r V
erfassu

n
g

sän
d

eru
n

g

N
ach

 d
er g

em
äß § 32 A

b
satz 3 zu

r Ä
n

d
eru

n
g

 d
er L

an
d

esverfassu
n

g
 d

u
rch

zu
fü

h
ren

-
d

en
 d

ritten
 L

esu
n

g
 fin

d
et ein

e n
am

en
tlich

e A
b

stim
m

u
n

g
 statt.

V
III.

D
ie O

rd
n

u
n

g
 in

 d
er S

itzu
n

g

§ 38

E
röffn

u
n

g
 u

n
d

 S
ch

ließu
n

g
 d

er B
eratu

n
g

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t eröffn

et d
ie V

erh
an

d
lu

n
g

 ü
b

er jed
en

 G
eg

en
-

stan
d

, d
er au

f d
er Tag

esord
n

u
n

g
 steh

t.
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(2)
M

eld
et sich

 n
iem

an
d

 zu
m

 W
ort od

er ist d
ie R

ed
n

erliste ersch
öp

ft, so erk
lärt d

ie
P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
ie B

eratu
n

g
 fü

r g
esch

lossen
.

(3)
E

rg
reift ein

 M
itg

lied
 d

es S
en

ats od
er sein

e V
ertretu

n
g

 im
 A

m
t (§ 41a B

rem
isch

es
B

eam
ten

g
esetz) n

ach
 S

ch
lu

ss d
er B

eratu
n

g
 d

as W
ort, so ist d

ie B
eratu

n
g

 w
ied

er eröff-
n

et.

§ 39

A
n

träg
e au

f A
u

ssetzu
n

g
 d

es B
esch

lu
sses, V

ertag
u

n
g

 u
n

d
 S

ch
lu

ss d
er B

eratu
n

g

(1)
W

ird
 b

ei d
er B

eratu
n

g
 A

u
ssetzu

n
g

 d
es B

esch
lu

sses b
ean

trag
t, so k

an
n

 d
ie P

räsi-
d

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie A
u

ssp
rach

e vorerst au
f d

iesen
 A

n
trag

 b
esch

rän
k

en
 u

n
d

d
arü

b
er ab

stim
m

en
 lassen

.

(2)
A

n
träg

e au
f V

ertag
u

n
g

 od
er au

f S
ch

lu
ss d

er B
eratu

n
g

 sin
d

 jed
erzeit sofort zu

r
V

erh
an

d
lu

n
g

 zu
 stellen

, d
er A

n
trag

 au
f S

ch
lu

ss d
er B

eratu
n

g
, n

ach
d

em
 d

ie N
am

en
 d

er
n

och
 au

ssteh
en

d
en

 R
ed

n
erin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

er verlesen
 w

ord
en

 sin
d

. Z
u

 solch
en

 A
n

-
träg

en
 erh

alten
 n

ich
t m

eh
r als zw

ei R
ed

n
erin

n
en

 od
er R

ed
n

er d
afü

r u
n

d
 zw

ei d
ag

eg
en

d
as W

ort. D
ie A

b
stim

m
u

n
g

 ü
b

er ein
en

 A
n

trag
 au

f V
ertag

u
n

g
 g

eh
t d

erjen
ig

en
 ü

b
er d

en
A

n
trag

 au
f S

ch
lu

ss d
er B

eratu
n

g
 vorau

s.§ 40

R
eih

en
folg

e d
er R

ed
n

erin
n

en
 u

n
d

 R
ed

n
er

(1)
W

er zu
 red

en
 w

ü
n

sch
t, b

ittet d
u

rch
 H

an
d

zeich
en

 u
m

 d
as W

ort. D
ie N

am
en

 w
er-

d
en

 in
 d

er R
eih

en
folg

e d
er A

n
m

eld
u

n
g

 in
 ein

er L
iste verm

erk
t, n

ach
 w

elch
er d

ie P
rä-

sid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
as W

ort erteilt. D
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t k
an

n
m

it Z
u

stim
m

u
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft, oh
n

e d
ass h

ierü
b

er ein
e A

u
ssp

rach
e stattfin

d
et,

ein
e an

d
ere R

eih
en

folg
e d

er R
ed

eb
eiträg

e festsetzen
.

(2)
B

erich
terstatterin

n
en

 od
er B

erich
terstatter von

 A
u

ssch
ü

ssen
 u

n
d

 D
ep

u
tation

en
sow

ie B
erich

terstatterin
n

en
 od

er B
erich

terstatter ein
er M

in
d

erh
eit d

ieser A
u

ssch
ü

sse
od

er D
ep

u
tation

en
 erh

alten
 zu

 B
eg

in
n

 d
er B

eratu
n

g
 au

f ih
re W

ortm
eld

u
n

g
 d

as W
ort.

D
as G

leich
e g

ilt fü
r von

 d
en

 F
rag

estellern
 b

eau
ftrag

te A
b

g
eord

n
ete u

n
d

 fü
r A

b
g

eord
-

n
ete, d

ie m
it d

er B
eg

rü
n

d
u

n
g

 ein
es au

f d
er Tag

esord
n

u
n

g
 steh

en
d

en
 A

n
trag

s von
 d

en
A

n
trag

stellerin
n

en
 u

n
d

 A
n

trag
stellern

 b
eau

ftrag
t sin

d
. B

ei A
u

ssch
u

ss- u
n

d
 D

ep
u

tation
s-

b
erich

ten
 erh

ält zu
 B

eg
in

n
 d

er B
eratu

n
g

 zu
erst d

ie B
erich

terstatterin
 od

er d
er B

erich
t-

erstatter d
er M

eh
rh

eit d
as W

ort, n
ach

 S
ch

lu
ss d

er A
u

ssp
rach

e zu
erst d

ie B
erich

ter-
statterin

 od
er d

er B
erich

terstatter d
er M

in
d

erh
eit.

(3)
N

iem
an

d
 erh

ält in
 d

erselb
en

 S
itzu

n
g

 zu
 d

em
selb

en
 G

eg
en

stan
d

 öfter als d
reim

al
d

as W
ort. W

ortm
eld

u
n

g
en

 g
em

äß § 41, § 42 A
b

sätze 1 b
is 3 sow

ie § 44
a zäh

len
 h

ierb
ei

n
ich

t m
it.

(4)
M

itg
lied

ern
 d

es S
en

ats u
n

d
 ih

ren
 V

ertreterin
n

en
 od

er V
ertretern

 im
 A

m
t (§ 41

a
B

rem
isch

es B
eam

ten
g

esetz) ist au
f ih

r V
erlan

g
en

, oh
n

e d
ass jed

och
 ein

e R
ed

n
erin

od
er ein

 R
ed

n
er u

n
terb

roch
en

 w
ird

, jed
erzeit d

as W
ort zu

 erteilen
. D

an
ach

 soll ein
e

ab
w

eich
en

d
e M

ein
u

n
g

 zu
 W

ort k
om

m
en

. A
b

satz 2 b
leib

t u
n

b
erü

h
rt.

§ 41

W
ortm

eld
u

n
g

 zu
r G

esch
äftsord

n
u

n
g

D
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t k
an

n
 A

b
g

eord
n

eten
 w

äh
ren

d
 d

er A
u

ssp
rach

e au
-

ßerh
alb

 d
er R

eih
en

folg
e d

as W
ort zu

r G
esch

äftsord
n

u
n

g
 erteilen

. In
 d

iesem
 F

alle d
ü

r-
fen

 sich
 d

ie A
u

sfü
h

ru
n

g
en

 n
u

r au
f d

ie g
esch

äftsord
n

u
n

g
sm

äßig
e B

eh
an

d
lu

n
g

 d
es zu

r
V

erh
an

d
lu

n
g

 steh
en

d
en

 G
eg

en
stan

d
es od

er d
en

 G
esch

äftsp
lan

 d
es H

au
ses b

ezieh
en

.
S

ie d
ü

rfen
 d

ie D
au

er von
 fü

n
f M

in
u

ten
 n

ich
t ü

b
ersch

reiten
.

§ 42

Tatsäch
lich

e u
n

d
 p

ersön
lich

e E
rk

läru
n

g
en

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t k

an
n

 jed
erzeit b

is zu
m

 S
ch

lu
ss d

er B
eratu

n
g

M
itg

lied
ern

, d
ie erk

lären
, tatsäch

lich
e A

u
fk

läru
n

g
 ü

b
er d

en
 V

erh
an

d
lu

n
g

sg
eg

en
stan

d
g

eb
en

 zu
 k

ön
n

en
, d

as W
ort erteilen

, oh
n

e d
ass jed

och
 ein

e R
ed

n
erin

 od
er ein

 R
ed

n
er

u
n

terb
roch

en
 w

ird
.

(2)
Z

u
r A

b
w

eh
r p

ersön
lich

er A
n

g
riffe od

er zu
r B

erich
tig

u
n

g
 eig

en
er A

u
sfü

h
ru

n
g

en
w

ird
 d

as W
ort n

ach
 S

ch
lu

ss d
er A

u
ssp

rach
e vor d

er A
b

stim
m

u
n

g
 od

er im
 F

alle d
er

V
ertag

u
n

g
 am

 S
ch

lu
ss d

er B
eratu

n
g

 erteilt.
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(3)
W

en
n

 d
ie W

ortm
eld

u
n

g
 n

ach
 S

ch
lu

ss d
er B

eratu
n

g
 d

esjen
ig

en
 Tag

esord
n

u
n

g
s-

p
u

n
k

tes erfolg
t, zu

 d
em

 d
ie E

rk
läru

n
g

 g
em

äß A
b

satz 2 ab
g

eg
eb

en
 w

erd
en

 soll, so
k

an
n

 d
as W

ort erst u
n

m
ittelb

ar vor S
ch

lu
ss d

er S
itzu

n
g

 erteilt w
erd

en
.

(4)
In

 d
en

 in
 d

en
 A

b
sätzen

 1 b
is 3 g

en
an

n
ten

 F
ällen

 w
ird

 d
as W

ort n
u

r ein
m

al erteilt.
D

ie R
ed

ed
au

er d
arf fü

n
f M

in
u

ten
 n

ich
t ü

b
ersch

reiten
.

§ 43

R
ed

eord
n

u
n

g

(1)
D

as W
ort erg

reifen
 d

arf n
u

r, w
em

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
as W

ort er-
teilt h

at.

(2)
D

ie R
ed

eb
eiträg

e sin
d

 g
ru

n
d

sätzlich
 in

 freiem
 V

ortrag
 vom

 R
ed

n
erp

u
lt au

s zu
 h

al-
ten

. E
s k

ön
n

en
 A

u
fzeich

n
u

n
g

en
 b

en
u

tzt w
erd

en
. D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t

k
an

n
 zu

lassen
, d

ass k
u

rze B
eiträg

e von
 ein

em
 S

aalm
ik

rofon
 au

s g
eleistet w

erd
en

.

(3)
R

ed
en

 u
n

d
 S

ch
riftstü

ck
e d

ü
rfen

 als Z
itate verlesen

 w
erd

en
, w

en
n

 d
iese als solch

e
k

en
n

tlich
 g

em
ach

t sin
d

. In
 d

iesem
 F

alle h
ab

en
 d

ie R
ed

n
erin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

er d
en

verlesen
en

 Text in
 A

b
sch

rift od
er im

 O
rig

in
al d

em
 P

rotok
olld

ien
st n

ach
 B

een
d

ig
u

n
g

d
er R

ed
e zu

r V
erfü

g
u

n
g

 zu
 stellen

.

(4)
E

in
 R

ed
eb

eitrag
 d

arf n
u

r von
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er vom

 P
räsid

en
ten

 u
n

terb
roch

en
w

erd
en

. E
rtön

t d
ie G

lock
e d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

es P
räsid

en
ten

, so h
at d

ie R
ed

n
erin

od
er d

er R
ed

n
er d

ie A
u

sfü
h

ru
n

g
en

 zu
 u

n
terb

rech
en

.

§ 44

Z
w

isch
en

frag
en

 u
n

d
 Z

w
isch

en
b

em
erk

u
n

g
en

Im
 L

au
fe d

er D
eb

atte k
ön

n
en

 Z
w

isch
en

frag
en

 u
n

d
 Z

w
isch

en
b

em
erk

u
n

g
en

, d
ie sich

au
f d

en
 G

eg
en

stan
d

 d
er B

eratu
n

g
 b

ezieh
en

, an
 d

ie R
ed

n
erin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

er g
erich

tet
w

erd
en

. W
er ein

e Z
w

isch
en

frag
e zu

 stellen
 od

er ein
e Z

w
isch

en
b

em
erk

u
n

g
 zu

 m
a-

ch
en

 w
ü

n
sch

t, h
at d

ies d
er P

räsid
en

tin
 od

er d
em

 P
räsid

en
ten

 m
itzu

teilen
. D

iese od
er

d
ieser frag

t d
ie R

ed
n

erin
 od

er d
en

 R
ed

n
er, ob

 sie od
er er zu

r A
n

n
ah

m
e ein

er Z
w

isch
en

-
frag

e od
er Z

w
isch

en
b

em
erk

u
n

g
 b

ereit ist. W
ird

 d
ies b

ejah
t, so erh

ält d
as M

itg
lied

 d
er

B
ü

rg
ersch

aft d
as W

ort zu
 ein

er k
u

rz g
efassten

 F
rag

e od
er ein

er Z
w

isch
en

b
em

erk
u

n
g

.
D

iese d
ü

rfen
 ein

e M
in

u
te n

ich
t ü

b
ersch

reiten
.

§ 44
a

K
u

rzin
terven

tion

Im
 A

n
sch

lu
ss an

 ein
en

 D
eb

atten
b

eitrag
 k

an
n

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t ein
em

M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft d
as W

ort zu
 ein

er K
u

rzin
terven

tion
 erteilen

. H
ierau

f d
arf d

ie
R

ed
n

erin
 od

er d
er R

ed
n

er n
och

 ein
m

al an
tw

orten
. D

ie fü
r d

ie K
u

rzin
terven

tion
 u

n
d

 d
ie

A
n

tw
ort erford

erlich
e Z

eit d
arf jew

eils ein
ein

h
alb

 M
in

u
ten

 n
ich

t ü
b

ersch
reiten

; sie
w

ird
 n

ich
t au

f d
ie R

ed
ezeiten

 an
g

erech
n

et.

§ 45

D
au

er d
er R

ed
e

(1)
D

ie G
esam

tred
ezeit b

eträg
t, sow

eit in
terfrak

tion
ell n

ich
t an

d
erw

eitig
e A

b
sp

rach
en

g
etroffen

 w
u

rd
en

, g
ru

n
d

sätzlich
 zw

an
zig

 M
in

u
ten

 je F
rak

tion
. F

ü
r ein

zeln
e V

erh
an

d
-

lu
n

g
sg

eg
en

stän
d

e k
an

n
 d

ie B
ü

rg
ersch

aft oh
n

e A
u

ssp
rach

e d
ie R

ed
ezeiten

 verlän
-

g
ern

 od
er verk

ü
rzen

.

(2)
D

er erste R
ed

eb
eitrag

 soll in
 d

er R
eg

el n
ich

t län
g

er als zeh
n

 M
in

u
ten

 d
au

ern
. D

ie
w

eiteren
 R

ed
n

erin
n

en
 u

n
d

 R
ed

n
er erh

alten
 ein

e R
ed

ezeit von
 jew

eils fü
n

f M
in

u
ten

.
In

 d
en

 F
ällen

, in
 d

en
en

 ein
e verlän

g
erte R

ed
ezeit verein

b
art w

u
rd

e, k
an

n
 jed

e F
rak

-
tion

 fü
r ein

es ih
rer M

itg
lied

er b
is zu

 d
reißig

 M
in

u
ten

 R
ed

ezeit b
ean

sp
ru

ch
en

.

(3)
D

ie R
ed

ezeit d
er E

in
zelab

g
eord

n
eten

 b
eträg

t 5 M
in

u
ten

.

(4)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 m

it Z
u

stim
m

u
n

g
 d

er F
rak

tion
en

 oh
n

e A
u

ssp
rach

e ein
e

G
esam

tred
ezeit fü

r ein
zeln

e V
erh

an
d

lu
n

g
sg

eg
en

stän
d

e festleg
en

 u
n

d
 sie au

f F
rak

-
tion

en
, G

ru
p

p
en

 u
n

d
 E

in
zelab

g
eord

n
ete verteilen

.

(5)
N

eh
m

en
 M

itg
lied

er d
es S

en
ats od

er ih
re V

ertreterin
n

en
 od

er V
ertreter im

 A
m

t
(§

41
a B

rem
isch

es B
eam

ten
g

esetz) zu
 ein

em
 V

erh
an

d
lu

n
g

sg
eg

en
stan

d
 in

sg
esam

t fü
r

län
g

ere Z
eit d

as W
ort, als fü

r ein
e F

rak
tion

 verein
b

art w
ord

en
 w

ar, so steh
t jed

er F
rak

-
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tion
 d

an
ach

 ein
e R

ed
ezeit zu

, d
ie d

er D
au

er d
er Ü

b
ersch

reitu
n

g
 en

tsp
rich

t. D
ie B

ü
r-

g
ersch

aft leg
t zu

g
leich

 oh
n

e A
u

ssp
rach

e d
ie w

eiteren
 R

ed
ezeiten

 fü
r G

ru
p

p
en

 u
n

d
E

in
zelab

g
eord

n
ete fest.

§ 46

S
ach

- u
n

d
 O

rd
n

u
n

g
sru

f

(1)
S

p
rich

t ein
e R

ed
n

erin
 od

er ein
 R

ed
n

er n
ich

t zu
r S

ach
e, so w

ird
 sie od

er er von
 d

er
P

räsid
en

tin
 od

er vom
 P

räsid
en

ten
 d

arau
f h

in
g

ew
iesen

.

(2)
W

er d
ie O

rd
n

u
n

g
, b

eson
d

ers d
u

rch
 p

ersön
lich

e A
n

g
riffe, verletzt, w

ird
 von

 d
er

P
räsid

en
tin

 od
er vom

 P
räsid

en
ten

 zu
r O

rd
n

u
n

g
 g

eru
fen

.

(3)
D

er O
rd

n
u

n
g

sru
f u

n
d

 d
er A

n
lass h

ierzu
 d

ü
rfen

 von
 d

en
 n

ach
folg

en
d

en
 R

ed
n

e-
rin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

ern
 n

ich
t erörtert w

erd
en

.

§ 47

W
orten

tzieh
u

n
g

(1)
S

p
rich

t ein
e R

ed
n

erin
 od

er ein
 R

ed
n

er ü
b

er d
ie R

ed
ezeit h

in
au

s, so en
tzieh

t ih
r

od
er ih

m
 d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t n

ach
 ein

m
alig

er M
ah

n
u

n
g

 d
as W

ort.

(2)
L

ässt ein
e R

ed
n

erin
 od

er ein
 R

ed
n

er ein
e zw

eim
alig

e A
u

fford
eru

n
g

, zu
r S

ach
e zu

sp
rech

en
, u

n
b

each
tet, so k

an
n

 ih
r od

er ih
m

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
as W

ort
en

tzieh
en

.

(3)
B

eh
arrt ein

e R
ed

n
erin

 od
er ein

 R
ed

n
er, d

er von
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er vom

 P
räsid

en
-

ten
 zu

r O
rd

n
u

n
g

 g
eru

fen
 w

ord
en

 ist, b
ei sein

em
 V

erh
alten

, so k
an

n
 ih

r/ih
m

 d
ie P

rä-
sid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

as W
ort en

tzieh
en

. Ist au
f d

iese W
eise d

ie O
rd

n
u

n
g

 d
es

H
au

ses n
ich

t w
ied

erh
erzu

stellen
, so h

eb
t d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie S
it-

zu
n

g
 vorläu

fig
 au

f od
er sch

ließt sie.

(4)
Ist ein

er R
ed

n
erin

 od
er ein

em
 R

ed
n

er d
as W

ort en
tzog

en
 w

ord
en

, so d
arf sie/er es

in
 d

erselb
en

 S
itzu

n
g

 zu
m

 g
leich

en
 G

eg
en

stan
d

 n
ich

t w
ied

er erh
alten

.

§ 48

A
u

ssch
lu

ss von
 A

b
g

eord
n

eten

B
ei g

rob
er U

n
g

eb
ü

h
r od

er w
ied

erh
olten

 Z
u

w
id

erh
an

d
lu

n
g

en
 g

eg
en

 d
ie zu

r A
u

frech
ter-

h
altu

n
g

 d
er O

rd
n

u
n

g
 g

eg
eb

en
en

 V
orsch

riften
 k

an
n

 ein
 M

itg
lied

 d
er B

ü
rg

ersch
aft von

ein
er od

er m
eh

reren
, h

öch
sten

s d
rei S

itzu
n

g
en

 d
u

rch
 B

esch
lu

ss d
er B

ü
rg

ersch
aft

au
sg

esch
lossen

 w
erd

en
. E

in
 solch

er A
u

ssch
lu

ss sch
ließt d

as V
erb

ot d
es A

u
fen

th
alts in

d
en

 N
eb

en
räu

m
en

 ein
. B

efolg
t ein

 M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft d
ie A

u
fford

eru
n

g
 n

ich
t,

so k
an

n
 d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie erford
erlich

en
 M

aßn
ah

m
en

 treffen
.

§ 49

E
in

sp
ru

ch
 g

eg
en

 O
rd

n
u

n
g

sm
aßn

ah
m

en

G
eg

en
 d

ie von
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er vom

 P
räsid

en
ten

 verfü
g

ten
 O

rd
n

u
n

g
sm

aßn
ah

m
en

k
an

n
 d

as b
etroffen

e M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft in
n

erh
alb

 d
rei Tag

en
 sch

riftlich
 b

ei d
em

V
orstan

d
 B

esch
w

erd
e erh

eb
en

. D
ieser en

tsch
eid

et ü
b

er d
ie B

esch
w

erd
e en

d
g

ü
ltig

.

IX
.

A
b

stim
m

u
n

g
en

 u
n

d
 W

ah
len

§ 50

E
röffn

u
n

g
 d

er A
b

stim
m

u
n

g

N
ach

 S
ch

lu
ss d

er B
eratu

n
g

 u
n

d
 n

ach
 A

b
g

ab
e etw

aig
er E

rk
läru

n
g

en
 g

em
äß § 42 A

b
-

satz 2 eröffn
et d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie A
b

stim
m

u
n

g
. D

ie B
ü

rg
ersch

aft
k

an
n

 d
ie A

b
stim

m
u

n
g

 vertag
en

.

§ 51

R
eih

en
folg

e d
er A

n
träg

e

(1)
V

or d
er A

b
stim

m
u

n
g

 ord
n

et d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
ie A

n
träg

e n
ach

folg
en

d
er R

eih
en

folg
e:
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1.
A

n
träg

e au
f A

u
ssetzu

n
g

 d
es B

esch
lu

sses,

a)
fü

r u
n

b
estim

m
te Z

eit,

b
)

fü
r b

estim
m

te Z
eit.

2.
A

n
träg

e, d
ie, oh

n
e d

ie S
ach

e selb
st zu

 b
erü

h
ren

, led
ig

lich
 V

orfrag
en

 b
etreffen

,
in

sb
eson

d
ere  Ü

b
erw

eisu
n

g
en

  an
  A

u
ssch

ü
sse,  E

in
h

olu
n

g
  von

  A
u

sk
ü

n
ften

  u
n

d
d

erg
leich

en
,

3.
A

n
träg

e au
f E

n
tsch

eid
u

n
g

 in
 d

er S
ach

e selb
st.

(2)
B

ei m
eh

reren
 in

 ein
er L

in
ie steh

en
d

en
 A

n
träg

en
 en

tsch
eid

et in
 d

er R
eg

el d
ie Z

eit
d

er E
in

b
rin

g
u

n
g

.

(3)
B

ei versch
ied

en
en

 in
 F

rag
e steh

en
d

en
 G

eld
su

m
m

en
 w

ird

1.
d

ie k
lein

ere in
 A

n
sch

lag
 g

eb
rach

te E
in

n
ah

m
esu

m
m

e,

2.
d

ie g
rößere A

u
sg

ab
esu

m
m

e u
n

d

3.
ü

b
er d

ie k
lein

ere K
ü

rzu
n

g
 d

es A
n

sch
lag

s zu
erst ab

g
estim

m
t.

B
ei Z

eitb
estim

m
u

n
g

en
 ist ü

b
er d

ie län
g

ere Z
eit zu

erst zu
 en

tsch
eid

en
.

(4)
V

erp
flich

tu
n

g
serm

äch
tig

u
n

g
en

 w
erd

en
 w

ie A
u

sg
ab

esu
m

m
en

 b
eh

an
d

elt. S
in

d
 ein

-
zeln

e A
n

träg
e zu

 ein
er H

au
sh

altsstelle in
 d

er G
esam

tsu
m

m
e von

 A
n

sch
lag

 u
n

d
V

erp
flich

tu
n

g
serm

äch
tig

u
n

g
 g

leich
, w

ird
 ü

b
er d

en
 A

n
trag

 zu
erst ab

g
estim

m
t, b

ei d
em

d
er A

n
sch

lag
 h

öh
er ist.

(5)
L

ieg
en

 zu
r g

leich
en

 H
au

sh
altsstelle A

n
träg

e vor, von
 d

en
en

 ein
er ein

e E
rh

öh
u

n
g

u
n

d
 ein

er ein
e K

ü
rzu

n
g

 d
es A

n
sch

lag
s b

ezw
eck

en
, so w

ird
 zu

erst ü
b

er d
ie h

öh
ere

H
au

sh
altsb

elastu
n

g
 ab

g
estim

m
t.

(6)
E

ven
tu

alh
au

sh
altsm

aßn
ah

m
en

 w
erd

en
 w

ie K
ü

rzu
n

g
en

 b
eh

an
d

elt. B
ei A

n
träg

en
,

d
ie d

en
 g

leich
en

 B
etrag

 en
tw

ed
er k

ü
rzen

 od
er d

em
 E

ven
tu

alh
au

sh
alt zu

w
eisen

, w
ird

d
er K

ü
rzu

n
g

san
trag

 zu
erst zu

r A
b

stim
m

u
n

g
 g

estellt.

(7)
A

b
än

d
eru

n
g

san
träg

e sin
d

 vor d
em

 H
au

p
tan

trag
 zu

r A
b

stim
m

u
n

g
 zu

 b
rin

g
en

.

§ 52

R
eih

en
folg

e d
er F

rag
en

(1)
D

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t teilt d

ie R
eih

en
folg

e d
er F

rag
en

 m
it, w

ob
ei Tei-

lu
n

g
 d

er F
rag

en
 von

 jed
em

 M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft verlan
g

t w
erd

en
 k

an
n

. E
in

w
en

-
d

u
n

g
en

 g
eg

en
 d

ie F
rag

estellu
n

g
 sin

d
 vor d

er A
b

stim
m

u
n

g
 zu

 erled
ig

en
.

(2)
Jed

e F
rag

e ist so zu
 stellen

, d
ass sie m

it Ja od
er N

ein
 en

tsch
ied

en
 w

erd
en

 k
an

n
.

§ 53

H
au

sh
altsvorlag

en
 u

n
d

 A
n

träg
e m

it fin
an

ziellen
 B

elastu
n

g
en

Ü
b

er H
au

sh
altsvorlag

en
 u

n
d

 A
n

träg
e, d

ie ein
e V

erm
in

d
eru

n
g

 d
er E

in
n

ah
m

en
 od

er
V

erm
eh

ru
n

g
 d

er A
u

sg
ab

en
 zu

r F
olg

e h
ab

en
 k

ön
n

en
, w

ird
 erst en

d
g

ü
ltig

 B
esch

lu
ss

g
efasst, w

en
n

 d
er H

au
sh

alts- u
n

d
 F

in
an

zau
ssch

u
ss sie b

eraten
 h

at. D
ie B

ü
rg

ersch
aft

k
an

n
 d

avon
 ab

w
eich

en
, sofern

 n
ich

t A
b

g
eord

n
ete in

 F
rak

tion
sstärk

e w
id

ersp
rech

en
.

§ 54

B
esch

lu
ssfassu

n
g

(1)
S

ow
eit d

ie V
erfassu

n
g

 n
ich

ts an
d

eres b
estim

m
t, fasst d

ie B
ü

rg
ersch

aft ih
re B

e-
sch

lü
sse m

it d
er M

eh
rh

eit d
er ab

g
eg

eb
en

en
 S

tim
m

en
. S

tim
m

en
g

leich
h

eit b
ed

eu
tet

A
b

leh
n

u
n

g
.

(2)
S

ow
eit fü

r ein
en

 B
esch

lu
ss od

er ein
e W

ah
l ein

e b
estim

m
te M

eh
rh

eit vorg
esch

rie-
b

en
 ist, stellt d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t au

sd
rü

ck
lich

 fest, d
ass d

ie Z
u

stim
m

u
n

g
d

er erford
erlich

en
 M

eh
rh

eit vorlieg
t. W

ird
 d

as festg
estellte A

b
stim

m
u

n
g

serg
eb

n
is von

ein
er F

rak
tion

 an
g

ezw
eifelt, so ist d

ie A
b

stim
m

u
n

g
 zu

 w
ied

erh
olen

, w
ob

ei d
ie S

tim
-

m
en

 g
ezäh

lt w
erd

en
.

§ 55

B
esch

lu
ssfäh

ig
k

eit

(1)
Z

u
r B

esch
lu

ssfäh
ig

k
eit d

er B
ü

rg
ersch

aft ist ein
e Teiln

ah
m

e d
er H

älfte ih
rer M

it-
g

lied
er erford

erlich
, jed

och
 sin

d
 alle B

esch
lü

sse g
ü

ltig
, d

ie g
efasst sin

d
, oh

n
e d

ass d
ie

B
esch

lu
ssfäh

ig
k

eit an
g

ezw
eifelt w

ord
en

 ist.
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(2)
A

u
sn

ah
m

sw
eise k

an
n

 au
ch

 b
ei A

n
w

esen
h

eit ein
er g

erin
g

eren
 Z

ah
l von

 M
itg

lie-
d

ern
 ein

 B
esch

lu
ss g

ü
ltig

 g
efasst w

erd
en

, w
en

n
 d

ie D
rin

g
lich

k
eit d

es G
eg

en
stan

d
es

k
ein

en
 A

u
fsch

u
b

 g
estattet u

n
d

 d
ies b

ei d
er L

ad
u

n
g

 zu
 d

er V
ersam

m
lu

n
g

 au
sd

rü
ck

lich
an

g
ezeig

t w
ord

en
 ist. E

b
en

so ist zu
 verfah

ren
, w

en
n

 d
er S

en
at b

ean
trag

t, d
ass w

eg
en

D
rin

g
lich

k
eit d

es G
eg

en
stan

d
es d

iese A
u

sn
ah

m
e ein

tritt.

§ 56

(L
eerp

arag
rap

h
)

§ 57

A
b

stim
m

u
n

g
 u

n
d

 n
am

en
tlich

e A
b

stim
m

u
n

g

(1)
A

b
g

estim
m

t w
ird

 in
 d

er R
eg

el d
u

rch
 H

an
d

zeich
en

. D
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

rä-
sid

en
t k

an
n

 von
 sich

 au
s d

ie G
eg

en
p

rob
e vorn

eh
m

en
. A

u
f V

erlan
g

en
 ein

es M
itg

lied
s

d
er B

ü
rg

ersch
aft n

im
m

t d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
ie G

eg
en

p
rob

e vor. D
as

G
leich

e g
ilt fü

r d
ie F

eststellu
n

g
 d

er S
tim

m
en

th
altu

n
g

.

(2)
K

ön
n

en
 sich

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t u
n

d
 d

ie V
izep

räsid
en

tin
n

en
 od

er
V

izep
räsid

en
ten

 n
ach

 d
er G

eg
en

p
rob

e ü
b

er d
as A

b
stim

m
u

n
g

serg
eb

n
is n

ich
t ein

ig
en

,
so ist d

ie A
b

stim
m

u
n

g
 zu

 w
ied

erh
olen

, w
ob

ei d
ie S

tim
m

en
 g

ezäh
lt w

erd
en

. Ist au
ch

d
ieses A

b
stim

m
u

n
g

serg
eb

n
is zw

eifelh
aft, erfolg

t n
am

en
tlich

e A
b

stim
m

u
n

g
. W

er an
d

er ersten
 A

b
stim

m
u

n
g

 n
ich

t teilg
en

om
m

en
 h

at, n
im

m
t au

ch
 an

 d
er G

eg
en

p
rob

e od
er

d
er n

am
en

tlich
en

 A
b

stim
m

u
n

g
 n

ich
t teil.

(3)
N

am
en

tlich
 ab

g
estim

m
t w

ird
 au

ch
 d

an
n

, w
en

n
 d

ies vor B
eg

in
n

 d
er A

b
stim

m
u

n
g

M
itg

lied
er d

er B
ü

rg
ersch

aft in
 F

rak
tion

sstärk
e verlan

g
en

. B
ei ein

em
 solch

en
 A

n
trag

fin
d

et w
ed

er B
eg

rü
n

d
u

n
g

 n
och

 A
u

ssp
rach

e statt.

(4)
A

b
g

estim
m

t w
ird

 b
ei n

am
en

tlich
er A

b
stim

m
u

n
g

 in
 alp

h
ab

etisch
er R

eih
en

folg
e.

N
ach

 B
een

d
ig

u
n

g
 d

es N
am

en
sau

fru
fs w

ird
 d

u
rch

 A
u

fru
f d

es A
lp

h
ab

ets G
eleg

en
h

eit
zu

r n
ach

träg
lich

en
 A

b
stim

m
u

n
g

 g
eg

eb
en

. W
eich

en
 d

ie A
u

fzeich
n

u
n

g
en

 d
er S

ch
rift-

fü
h

rer von
ein

an
d

er ab
, so d

ass d
as E

rg
eb

n
is zw

eifelh
aft ist, so w

ird
 d

ie A
b

stim
m

u
n

g
w

ied
erh

olt.

(5)
B

ei d
er n

am
en

tlich
en

 A
b

stim
m

u
n

g
 w

ird
 n

u
r d

ie ein
fach

e E
rk

läru
n

g
 m

it Ja od
er

N
ein

 zu
g

elassen
 sow

ie d
ie E

rk
läru

n
g

, d
ass m

an
 sich

 d
er S

tim
m

e en
th

ält. V
orb

eh
alte,

B
ed

in
g

u
n

g
en

 od
er ein

e B
eg

rü
n

d
u

n
g

 sin
d

 n
ich

t statth
aft. W

er sich
 d

iesen
 V

orsch
riften

n
ach

 E
rin

n
eru

n
g

 d
u

rch
 d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

en
 P

räsid
en

ten
 n

ich
t u

n
terw

irft, w
ird

 in
d

er A
b

stim
m

u
n

g
 ü

b
erg

an
g

en
.

(6)
N

am
en

tlich
e A

b
stim

m
u

n
g

en
 sin

d
 b

ei G
esch

äftsord
n

u
n

g
san

träg
en

 u
n

zu
lässig

.

§ 57
a

B
erech

n
u

n
g

sverfah
ren

B
ei W

ah
len

 w
ird

 fü
r d

ie B
erech

n
u

n
g

 d
er zu

 verg
eb

en
d

en
 S

itze d
as P

rop
ortion

alver-
fah

ren
 n

ach
 H

are/N
iem

eyer zu
g

ru
n

d
e g

eleg
t.

§ 58

W
ah

len

(1)
E

in
 M

itg
lied

 d
er B

ü
rg

ersch
aft k

an
n

 n
ich

t m
eh

r als d
ie Z

ah
l d

er zu
 W

äh
len

d
en

vorsch
lag

en
.

(2)
Ü

b
er W

ah
lvorsch

läg
e w

ird
 offen

 ab
g

estim
m

t, es sei d
en

n
, ein

 M
itg

lied
 d

er B
ü

r-
g

ersch
aft w

id
ersp

rich
t. In

 d
iesem

 F
all erfolg

t ein
e g

eh
eim

e A
b

stim
m

u
n

g
. D

ie W
ah

l d
er

M
itg

lied
er d

es S
en

ats erfolg
t in

 g
eh

eim
er A

b
stim

m
u

n
g

.

(3)
S

ofern
 ein

 G
esetz n

ich
ts an

d
eres b

estim
m

t, ist g
ew

äh
lt, w

er d
ie M

eh
rh

eit d
er ab

-
g

eg
eb

en
en

 S
tim

m
en

 erh
alten

 h
at. D

ab
ei zäh

len
 S

tim
m

en
th

altu
n

g
en

 n
ich

t m
it. B

ei S
tim

-
m

en
g

leich
h

eit en
tsch

eid
et d

as L
os.

(4)
D

ie g
eh

eim
e A

b
stim

m
u

n
g

 erfolg
t m

it S
tim

m
zetteln

 in
 W

ah
lk

ab
in

en
. D

ie S
tim

m
-

zettel d
ü

rfen
 erst n

ach
 N

am
en

sau
fru

f, u
n

m
ittelb

ar vor B
etreten

 d
er W

ah
lk

ab
in

e au
s-

g
eh

än
d

ig
t w

erd
en

. D
ie S

ch
riftfü

h
rerin

n
en

 u
n

d
 S

ch
riftfü

h
rer h

ab
en

 S
tim

m
zettel zu

-
rü

ck
zu

w
eisen

, d
ie

1.
au

ßerh
alb

 d
er W

ah
lk

ab
in

e g
ek

en
n

zeich
n

et od
er in

 d
en

 W
ah

lu
m

sch
lag

 g
eleg

t
w

u
rd

en
,
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2.
n

ich
t in

 d
en

 W
ah

lu
m

sch
lag

 g
eleg

t w
u

rd
en

,

3.
sich

 in
 ein

em
 W

ah
lu

m
sch

lag
 b

efin
d

en
, d

er offen
sich

tlich
 in

 ein
er d

as W
ah

lg
e-

h
eim

n
is g

efäh
rd

en
d

en
 W

eise von
 d

en
 ü

b
rig

en
 ab

w
eich

t od
er ein

en
 d

eu
tlich

 fü
h

l-
b

aren
 G

eg
en

stan
d

 en
th

ält.

(5)
S

tim
m

zettel, d
ie Z

u
sätze od

er K
en

n
zeich

n
u

n
g

en
 en

th
alten

, sin
d

 u
n

g
ü

ltig
, w

en
n

sie d
en

 W
illen

 d
er W

äh
lerin

 od
er d

es W
äh

lers n
ich

t zw
eifelsfrei erk

en
n

en
 lassen

 od
er

d
ie W

äh
lerin

 od
er d

er W
äh

ler erk
en

n
b

ar w
ird

. E
in

 S
tim

m
zettel ist au

ch
 u

n
g

ü
ltig

, w
en

n
er m

eh
r K

en
n

zeich
n

u
n

g
en

 als zu
 W

äh
len

d
e en

th
ält.

(6)
M

eh
rere P

erson
en

 k
ön

n
en

 in
 ein

em
 W

ah
lg

an
g

 g
ew

äh
lt w

erd
en

, w
en

n
 n

ich
t ein

e
F

rak
tion

 w
id

ersp
rich

t. W
erd

en
 m

eh
rere P

erson
en

 in
 ein

em
 W

ah
lg

an
g

 in
 g

eh
eim

er
W

ah
l g

ew
äh

lt, so sin
d

 d
ie N

am
en

 d
er V

org
esch

lag
en

en
 in

 alp
h

ab
etisch

er R
eih

en
folg

e
au

f d
em

 S
tim

m
zettel au

fzu
fü

h
ren

. D
ab

ei m
u

ss d
ie M

ög
lich

k
eit b

esteh
en

, m
it Ja, N

ein
od

er E
n

th
altu

n
g

 zu
 stim

m
en

. F
eh

lt ein
 K

reu
z, ist d

er S
tim

m
zettel u

n
g

ü
ltig

.

(7)
B

ew
erb

en
 sich

 b
ei d

er W
ah

l u
m

 ein
 A

m
t m

eh
rere P

erson
en

 u
n

d
 erfolg

t d
ie W

ah
l

in
 g

eh
eim

er A
b

stim
m

u
n

g
, so sin

d
 d

ie N
am

en
 d

er V
org

esch
lag

en
en

 in
 alp

h
ab

etisch
er

R
eih

en
folg

e au
f d

em
 S

tim
m

zettel au
fzu

fü
h

ren
. D

ie W
ah

l erfolg
t d

u
rch

 K
en

n
zeich

n
u

n
g

ein
es V

orsch
lag

s in
 d

em
 d

afü
r au

f d
em

 S
tim

m
zettel vorg

eseh
en

en
 F

eld
. F

eh
lt ein

e
K

en
n

zeich
n

u
n

g
 g

ilt d
ie S

tim
m

e als E
n

th
altu

n
g

.

X
.

A
u

ssch
lu

ss au
s d

er B
ü

rg
ersch

aft

§ 59

(1)
E

in
 M

itg
lied

 d
er B

ü
rg

ersch
aft, d

as sein
 A

m
t au

sn
u

tzt, u
m

 sich
 od

er an
d

eren
 p

er-
sön

lich
e V

orteile zu
 versch

affen
, od

er d
as sich

 b
eh

arrlich
 w

eig
ert, d

ie ih
m

 als B
ü

r-
g

ersch
aftsm

itg
lied

 ob
lieg

en
d

en
 P

flich
ten

 zu
 erfü

llen
, od

er d
as d

er P
flich

t d
er V

ersch
w

ie-
g

en
h

eit  zu
w

id
erh

an
d

elt,  k
an

n
  d

u
rch

  B
esch

lu
ss  d

er  B
ü

rg
ersch

aft  au
sg

esch
lossen

w
erd

en
.

(2)
E

in
 A

n
trag

 au
f A

u
ssch

lu
ss m

u
ss von

 m
in

d
esten

s ein
em

 V
iertel d

er g
esetzlich

en
M

itg
lied

erzah
l d

er B
ü

rg
ersch

aft au
sg

eh
en

; er ist an
 d

en
 V

erfassu
n

g
s- u

n
d

 G
esch

äfts-
ord

n
u

n
g

sau
ssch

u
ss zu

r U
n

tersu
ch

u
n

g
 u

n
d

 B
erich

terstattu
n

g
 zu

 verw
eisen

(3)
D

as b
etroffen

e M
itg

lied
 d

er B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 n

ach
 d

er B
erich

terstattu
n

g
 d

es
V

erfassu
n

g
s- u

n
d

 G
esch

äftsord
n

u
n

g
sau

ssch
u

sses in
 d

er V
ersam

m
lu

n
g

 selb
st od

er d
u

rch
ein

 an
d

eres M
itg

lied
 E

rk
läru

n
g

en
 ab

g
eb

en
. Z

u
r B

esch
lu

ssfassu
n

g
 b

ed
arf es ein

er M
eh

r-
h

eit von
 d

rei V
ierteln

 d
er g

esetzlich
en

 Z
ah

l d
er M

itg
lied

er od
er, falls w

en
ig

er, jed
och

m
in

d
esten

s d
ie H

älfte d
er g

esetzlich
en

 M
itg

lied
erzah

l, an
w

esen
d

 ist, d
er E

in
stim

m
ig

-
k

eit.

X
I.

N
ied

ersch
rift ü

b
er d

ie S
itzu

n
g

en
 V

erh
an

d
lu

n
g

sb
erich

te

§ 60

(L
eerp

arag
rap

h
)

§ 61

V
erh

an
d

lu
n

g
sb

erich
te

(1)
D

ie  V
erh

an
d

lu
n

g
en

  d
er  B

ü
rg

ersch
aft  w

erd
en

  vom
  P

rotok
olld

ien
st  d

er  B
ü

rg
er-

sch
aft w

ortg
etreu

 au
fg

en
om

m
en

 u
n

d
 ü

b
ertrag

en
.

(2)
D

ie sten
og

rap
h

isch
e A

u
fn

ah
m

e w
ird

 als V
erh

an
d

lu
n

g
sb

erich
t g

ed
ru

ck
t, sofern

 n
ich

t
ein

 B
esch

lu
ss d

er B
ü

rg
ersch

aft b
estim

m
te Teile d

avon
 au

ssch
ließt. A

u
f B

esch
lu

ss d
er

B
ü

rg
ersch

aft n
ich

t g
ed

ru
ck

te Teile d
er sten

og
rap

h
isch

en
 A

u
fn

ah
m

e sow
ie sten

og
ra-

p
h

isch
e A

u
fn

ah
m

en
 d

er g
eh

eim
en

 V
erh

an
d

lu
n

g
en

 (sieh
e § 23) w

erd
en

 in
 ein

er A
u

s-
fertig

u
n

g
 in

 d
er K

an
zlei d

er B
ü

rg
ersch

aft h
in

terleg
t.

§ 62

P
rü

fu
n

g
 d

er sten
og

rap
h

isch
en

 A
u

fn
ah

m
e d

u
rch

 d
ie R

ed
n

erin
n

en
 u

n
d

 R
ed

n
er

(1)
D

ie R
ed

n
erin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

er erh
alten

 vor d
em

 D
ru

ck
 d

ie sten
og

rap
h

isch
e A

u
f-

n
ah

m
e ih

rer R
ed

e zu
r D

u
rch

sich
t u

n
d

 etw
a erford

erlich
en

 B
erich

tig
u

n
g

 zu
g

estellt.

(2)
D

ie g
ed

ru
ck

te R
ed

e soll ein
e g

etreu
e W

ied
erg

ab
e d

es g
esp

roch
en

en
 W

ortes sein
.

D
ie R

ed
n

erin
n

en
 u

n
d

 R
ed

n
er sin

d
 d

ah
er n

u
r b

erech
tig

t, U
n

rich
tig

k
eiten

 u
n

d
 sp

rach
-
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lich
e F

eh
ler zu

 b
eseitig

en
. B

erich
tig

u
n

g
en

 d
ü

rfen
 d

en
 S

in
n

 d
er R

ed
e od

er ih
rer ein

-
zeln

en
 Teile n

ich
t än

d
ern

.

(3)
S

ten
og

rap
h

isch
e A

u
fn

ah
m

en
 von

 R
ed

en
 d

ü
rfen

 vor ih
rer P

rü
fu

n
g

 d
u

rch
 d

ie R
ed

-
n

erin
n

en
 u

n
d

 R
ed

n
er ein

em
 an

d
eren

 als d
er P

räsid
en

tin
 od

er d
em

 P
räsid

en
ten

 n
u

r m
it

Z
u

stim
m

u
n

g
 d

er R
ed

n
erin

 od
er d

es R
ed

n
ers zu

r E
in

sich
t ü

b
erlassen

 w
erd

en
.

(4)
W

erd
en

 d
ie sten

og
rap

h
isch

en
 A

u
fn

ah
m

en
 von

 d
en

 R
ed

n
erin

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

ern
 n

ich
t

in
n

erh
alb

 ein
er W

och
e zu

rü
ck

g
esan

d
t, so w

erd
en

 sie m
it d

em
 V

erm
erk

 „V
on

 d
er

R
ed

n
erin

 n
ich

t ü
b

erp
rü

ft” od
er „V

om
 R

ed
n

er n
ich

t ü
b

erp
rü

ft’’ u
n

verän
d

ert in
 d

en
V

erh
an

d
lu

n
g

sb
erich

t au
fg

en
om

m
en

.

(5)
W

ird
 d

ie B
erich

tig
u

n
g

 b
ean

stan
d

et u
n

d
 k

ein
e V

erstän
d

ig
u

n
g

 m
it d

en
 R

ed
n

erin
-

n
en

 u
n

d
 R

ed
n

ern
 erzielt, so ist d

ie E
n

tsch
eid

u
n

g
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

es P
räsid

en
ten

ein
zu

h
olen

.

X
II.

A
u

ssch
ü

sse

§ 63

E
in

setzu
n

g
 von

 A
u

ssch
ü

ssen

(1)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft w
äh

lt d
ie in

 A
rtik

el 105 d
er L

an
d

esverfassu
n

g
 vorg

eseh
en

en
A

u
ssch

ü
sse u

n
d

 fü
r d

ie versch
ied

en
en

 Z
w

eig
e ih

rer A
u

fg
ab

en
 stän

d
ig

e u
n

d
 n

ich
t-

stän
d

ig
e A

u
ssch

ü
sse. Im

 V
erfassu

n
g

s- u
n

d
 G

esch
äftsord

n
u

n
g

sau
ssch

u
ss h

at d
ie P

rä-
sid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

er B
ü

rg
ersch

aft od
er ih

re od
er sein

e S
tellvertretu

n
g

 d
en

V
orsitz. D

er V
orsitz im

 H
au

sh
alts- u

n
d

 F
in

an
zau

ssch
u

ss steh
t d

er stärk
sten

 O
p

p
osition

s-
frak

tion
 zu

.

(2)
D

ie F
rak

tion
en

 fü
h

ren
 ein

e V
erstän

d
ig

u
n

g
 ü

b
er d

ie B
esetzu

n
g

 d
er S

tellen
 d

er
A

u
ssch

u
ssvorsitzen

d
en

, d
er D

ep
u

tation
ssp

rech
erin

n
en

 od
er D

ep
u

tation
ssp

rech
er

sow
ie d

eren
 S

tellvertretu
n

g
en

 h
erb

ei. K
om

m
t es n

ich
t zu

 ein
er V

erstän
d

ig
u

n
g

, erfolg
t

d
er Z

u
g

riff n
ach

 d
em

 R
an

g
m

aßzah
lverfah

ren
 (S

ch
ep

ers), g
etren

n
t n

ach
 d

em
 V

orsitz
u

n
d

 stellvertreten
d

en
 V

orsitz in
 d

en
 stän

d
ig

en
 A

u
ssch

ü
ssen

 u
n

d
 d

en
 n

ich
tstän

d
ig

en
A

u
ssch

ü
ssen

. D
as G

leich
e g

ilt fü
r d

ie D
ep

u
tation

en
.

(3)
B

ei d
er Z

u
sam

m
en

setzu
n

g
 d

er A
u

ssch
ü

sse sin
d

 in
 d

er R
eg

el d
ie F

rak
tion

en
 d

er
B

ü
rg

ersch
aft n

ach
 ih

rer S
tärk

e zu
 b

erü
ck

sich
tig

en
. Ä

n
d

ert sich
 d

ie Z
u

sam
m

en
setzu

n
g

d
er F

rak
tion

en
, so sin

d
 au

f A
n

trag
 ein

er F
rak

tion
 N

eu
w

ah
len

 fü
r d

ie S
tellen

 d
er A

u
s-

sch
ü

sse vorzu
n

eh
m

en
, d

ie von
 d

er Ä
n

d
eru

n
g

 b
etroffen

 w
erd

en
. D

ie n
ach

 A
b

satz 1 ver-
g

eb
en

en
 S

tellen
 w

erd
en

 b
ei d

er V
erteilu

n
g

 an
g

erech
n

et.

(4)
D

ie B
ü

rg
ersch

aft k
an

n
 ih

r zu
steh

en
d

e B
efu

g
n

isse, m
it A

u
sn

ah
m

e en
d

g
ü

ltig
er

G
esetzg

eb
u

n
g

, an
 d

ie stän
d

ig
en

 A
u

ssch
ü

sse ü
b

ertrag
en

.

§ 63
a

Ö
ffen

tlich
k

eit von
 A

u
ssch

u
sssitzu

n
g

en

(1)
D

ie A
u

ssch
ü

sse tag
en

 öffen
tlich

, sow
eit sp

ezialg
esetzlich

e R
eg

elu
n

g
en

 n
ich

t en
t-

g
eg

en
steh

en
. D

ie V
orsch

riften
 d

es G
esetzes ü

b
er E

in
setzu

n
g

 u
n

d
 V

erfah
ren

 von
U

n
tersu

ch
u

n
g

sau
ssch

ü
ssen

 sow
ie d

es G
esetzes ü

b
er d

ie B
eh

an
d

lu
n

g
 von

 P
etition

en
d

u
rch

 d
ie B

rem
isch

e B
ü

rg
ersch

aft b
leib

en
 u

n
b

erü
h

rt.

(2)
D

ies g
ilt n

ich
t fü

r B
eratu

n
g

en
 u

n
d

 B
esch

lu
ssfassu

n
g

en
 ü

b
er A

n
g

eleg
en

h
eiten

 d
es

A
rtik

els 101 A
b

satz 1 N
r. 6 u

n
d

 7 sow
ie d

er A
rtik

el 85 A
b

satz 1 u
n

d
 95 d

er L
an

d
es-

verfassu
n

g
.

(3)
D

ie Ö
ffen

tlich
k

eit ist h
erg

estellt, w
en

n
 im

 R
ah

m
en

 d
er zu

r V
erfü

g
u

n
g

 steh
en

d
en

R
äu

m
lich

k
eiten

 Z
u

h
örerin

n
en

 u
n

d
 Z

u
h

örern
 sow

ie d
en

 M
ed

ien
 d

er Z
u

tritt zu
r S

itzu
n

g
d

es A
u

ssch
u

sses g
estattet w

ird
. D

er V
orsitzen

d
en

 od
er d

em
 V

orsitzen
d

en
 d

es A
u

s-
sch

u
sses ob

lieg
t d

ie A
u

frech
terh

altu
n

g
 d

er R
u

h
e u

n
d

 O
rd

n
u

n
g

 sow
oh

l in
 d

er S
itzu

n
g

selb
st als au

ch
 u

n
ter d

er Z
u

h
örersch

aft. W
ird

 ein
 ord

n
u

n
g

sg
em

äßer A
b

lau
f d

er S
itzu

n
g

d
u

rch
 Z

u
h

örerin
n

en
 u

n
d

 Z
u

h
örer g

estört, so k
an

n
 d

ie V
orsitzen

d
e od

er d
er V

orsitzen
-

d
e d

eren
 E

n
tfern

u
n

g
 veran

lassen
.

(4)
M

it d
er E

in
lad

u
n

g
 sch

läg
t d

er od
er d

ie V
orsitzen

d
e d

ie vorau
ssich

tlich
e Z

u
ord

-
n

u
n

g
 d

er zu
 b

eh
an

d
eln

d
en

 Tag
esord

n
u

n
g

sp
u

n
k

te zu
m

 öffen
tlich

en
 u

n
d

 n
ich

töffen
t-

lich
en

 S
itzu

n
g

steil vorb
eh

altlich
 d

er Z
u

stim
m

u
n

g
 d

es A
u

ssch
u

sses vor.

(5)
A

u
f A

n
trag

 ein
er F

rak
tion

 od
er au

f A
n

trag
 d

es S
en

ats k
an

n
 d

ie Ö
ffen

tlich
k

eit m
it

Z
w

eid
rittelm

eh
rh

eit d
er S

tim
m

en
 d

er an
w

esen
d

en
 M

itg
lied

er au
sg

esch
lossen

 od
er
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b
esch

rän
k

t w
erd

en
. D

ie Ö
ffen

tlich
k

eit ist d
u

rch
 d

ie V
orsitzen

d
e od

er d
en

 V
orsitzen

-
d

en
 au

szu
sch

ließen
, w

en
n

 öffen
tlich

e B
elan

g
e ein

e G
eh

eim
h

altu
n

g
 zw

in
g

en
d

 erfor-
d

ern
 od

er ü
b

erw
ieg

en
d

e sch
u

tzw
ü

rd
ig

e B
elan

g
e E

in
zeln

er ein
er öffen

tlich
en

 B
eh

an
d

-
lu

n
g

 en
tg

eg
en

steh
en

. D
iese sin

d
 b

ei A
n

trag
stellu

n
g

 b
eg

rü
n

d
et d

arzu
leg

en
.

(6)
Ü

b
er d

en
 A

n
trag

 au
f A

u
ssch

lu
ss d

er Ö
ffen

tlich
k

eit w
ird

 in
 n

ich
töffen

tlich
er S

it-
zu

n
g

 en
tsch

ied
en

. E
r k

an
n

 sich
 au

f d
ie S

itzu
n

g
 in

sg
esam

t od
er ein

zeln
e G

eg
en

stän
d

e
b

ezieh
en

.

(7)
W

ird
 d

er A
n

trag
 au

f A
u

ssch
lu

ss d
er Ö

ffen
tlich

k
eit n

ach
 A

b
satz 5 S

atz 1 ab
g

eleh
n

t,
sin

d
 d

ie G
eg

en
stän

d
e, au

f d
ie sich

 d
er A

n
trag

 b
ezieh

t, in
 öffen

tlich
er S

itzu
n

g
 zu

 b
e-

h
an

d
eln

. B
ei B

eratu
n

g
en

 in
 öffen

tlich
er S

itzu
n

g
 sin

d
 d

er u
n

an
tastb

are B
ereich

 p
riva-

ter L
eb

en
sfü

h
ru

n
g

 sow
ie B

eru
fs-, G

esch
äfts- od

er A
m

tsg
eh

eim
n

isse od
er en

tg
eg

en
-

steh
en

d
e R

ech
tsvorsch

riften
 zu

 b
each

ten
.

§ 63
b

R
ech

te u
n

d
 A

u
fg

ab
en

 d
er A

u
ssch

ü
sse

(1)
D

ie A
u

ssch
ü

sse w
erd

en
 im

 R
ah

m
en

 d
er ih

n
en

 von
 d

er B
ü

rg
ersch

aft erteilten
 A

u
f-

träg
e tätig

. In
n

erh
alb

 ih
res A

u
fg

ab
en

b
ereich

s k
ön

n
en

 sie sich
 au

ch
 au

s eig
en

er In
iti-

ative m
it ein

er S
ach

e b
efassen

.

(2)
D

ie A
u

ssch
ü

sse b
eraten

 n
ach

 d
em

 E
in

b
rin

g
en

 d
es H

au
sh

alts d
ie Teile d

es H
au

s-
h

altsp
lan

s, d
ie ih

ren
 A

u
fg

ab
en

b
ereich

 b
etreffen

.

(3)
D

ie A
u

ssch
ü

sse k
ön

n
en

 im
 R

ah
m

en
 ih

res A
u

fg
ab

en
b

ereich
s A

n
h

öru
n

g
en

 d
u

rch
-

fü
h

ren
. A

u
f A

n
trag

 ein
es V

iertels d
er A

u
ssch

u
ssm

itg
lied

er m
u

ss d
er A

u
ssch

u
ss ein

e
A

n
h

öru
n

g
 d

u
rch

fü
h

ren
.

§ 64

P
arlam

en
tarisch

e U
n

tersu
ch

u
n

g
sau

ssch
ü

sse

D
ie  B

ü
rg

ersch
aft  h

at  d
as  R

ech
t  u

n
d

  au
f  A

n
trag

  ein
es  V

iertels  ih
rer  M

itg
lied

er  d
ie

P
flich

t, p
arlam

en
tarisch

e U
n

tersu
ch

u
n

g
sau

ssch
ü

sse ein
zu

setzen
. D

iese A
u

ssch
ü

sse
u

n
d

 d
ie von

 ih
n

en
 ersu

ch
ten

 B
eh

örd
en

 k
ön

n
en

 in
 en

tsp
rech

en
d

er A
n

w
en

d
u

n
g

 d
er

S
trafp

rozessord
n

u
n

g
 alle erford

erlich
en

 B
ew

eise erh
eb

en
, au

ch
 Z

eu
g

in
n

en
 od

er Z
eu

-
g

en
 u

n
d

 S
ach

verstän
d

ig
e vorlad

en
, vern

eh
m

en
, vereid

ig
en

 u
n

d
 d

as Z
eu

g
n

iszw
an

g
s-

verfah
ren

 g
eg

en
 sie d

u
rch

fü
h

ren
. D

as B
rief-, P

ost-, Teleg
rafen

- u
n

d
 F

ern
sp

rech
g

e-
h

eim
n

is b
leib

t jed
och

 u
n

b
erü

h
rt. D

ie G
erich

ts- u
n

d
 V

erw
altu

n
g

sb
eh

örd
en

 sin
d

 ver-
p

flich
tet, d

em
 E

rsu
ch

en
 d

ieser A
u

ssch
ü

sse au
f B

ew
eiserh

eb
u

n
g

 F
olg

e zu
 leisten

. D
ie

A
k

ten
 d

er B
eh

örd
en

 sin
d

 ih
n

en
 au

f V
erlan

g
en

 vorzu
leg

en
.

§ 65

W
ah

l von
 A

u
ssch

u
ssvorsitzen

d
en

D
ie von

 d
er B

ü
rg

ersch
aft ein

g
esetzten

 A
u

ssch
ü

sse w
äh

len
 u

n
ter B

erü
ck

sich
tig

u
n

g
d

es § 63 A
b

satz 2 u
n

ter sich
 ein

e V
orsitzen

d
e od

er ein
en

 V
orsitzen

d
en

 u
n

d
 d

eren
b

ezieh
u

n
g

sw
eise d

essen
 S

tellvertretu
n

g
. B

ei d
er W

ah
l ein

es A
u

ssch
u

sses b
estim

m
t

d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er P

räsid
en

t d
as M

itg
lied

, d
as d

en
 A

u
ssch

u
ss d

as erste M
al ein

-
b

eru
fen

 soll.

§ 66

Teiln
ah

m
e an

 A
u

ssch
u

sssitzu
n

g
en

(1)
In

 d
en

 A
u

ssch
ü

ssen
 ist d

as ord
en

tlich
e M

itg
lied

 stim
m

b
erech

tig
t. Ist d

as ord
en

t-
lich

e M
itg

lied
 verh

in
d

ert, k
an

n
 d

ie S
tellvertretu

n
g

 d
u

rch
 ein

 stellvertreten
d

es M
it-

g
lied

 od
er d

u
rch

 jed
es M

itg
lied

 d
erselb

en
 F

rak
tion

 au
sg

eü
b

t w
erd

en
, w

en
n

 d
ies d

er
A

u
ssch

u
ssvorsitzen

d
en

 od
er d

em
 A

u
ssch

u
ssvorsitzen

d
en

 an
g

ezeig
t w

ird
.

(2)
A

n
 d

en
 B

eratu
n

g
en

 ein
es A

u
ssch

u
sses, d

em
 ein

 au
s d

er B
ü

rg
ersch

aft g
estellter

A
n

trag
 ü

b
erw

iesen
 ist, k

an
n

 d
as von

 d
en

 A
n

trag
stellern

 h
ierzu

 b
eau

ftrag
te M

itg
lied

d
er B

ü
rg

ersch
aft, falls es n

ich
t M

itg
lied

 d
es A

u
ssch

u
sses ist, m

it b
eraten

d
er S

tim
m

e
teiln

eh
m

en
.

(3)
A

n
 d

en
 S

itzu
n

g
en

 ein
es A

u
ssch

u
sses k

ön
n

en
 m

it b
eraten

d
er S

tim
m

e au
ch

 d
ie P

rä-
sid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

er B
ü

rg
ersch

aft u
n

d
 d

ie n
ich

t d
em

 A
u

ssch
u

ss an
g

eh
ören

-
d

en
 V

orsitzen
d

en
 d

erjen
ig

en
 F

rak
tion

en
 teiln

eh
m

en
, w

elch
e in

 d
em

 A
u

ssch
u

ss ver-
treten

 sin
d

.
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(4)
F

rak
tion

en
, d

ie in
 ein

em
 A

u
ssch

u
ss n

ich
t vertreten

 sin
d

, k
ön

n
en

 ein
 M

itg
lied

 ih
rer

F
rak

tion
 oh

n
e S

tim
m

rech
t en

tsen
d

en
.

§ 67

B
esch

lu
ssfäh

ig
k

eit u
n

d
 E

in
b

eru
fu

n
g

 ein
es A

u
ssch

u
sses

(1)
D

ie V
orsitzen

d
e od

er d
er V

orsitzen
d

e b
eru

ft d
en

 A
u

ssch
u

ss ein
. D

er A
u

ssch
u

ss ist
au

f V
erlan

g
en

 ein
es V

iertels d
er M

itg
lied

er ein
zu

b
eru

fen
.

(2)
Z

u
r B

esch
lu

ssfäh
ig

k
eit ein

es A
u

ssch
u

sses b
ed

arf es d
er A

n
w

esen
h

eit von
 m

eh
r als

d
er H

älfte sein
er M

itg
lied

er.

§ 68

E
in

h
olu

n
g

 von
 A

u
sk

ü
n

ften
 von

 au
sw

ärtig
en

 B
eh

örd
en

W
ill ein

 A
u

ssch
u

ss A
u

sk
u

n
ft von

 ein
er au

sw
ärtig

en
 B

eh
örd

e ein
h

olen
, so h

at er d
ie

V
erm

ittlu
n

g
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

es P
räsid

en
ten

 d
er B

ü
rg

ersch
aft in

 A
n

sp
ru

ch
 zu

n
eh

m
en

.

§ 68
a

E
n

q
u

etek
om

m
ission

en

(1)
Z

u
r  V

orb
ereitu

n
g

  von
  E

n
tsch

eid
u

n
g

en
  ü

b
er  u

m
fan

g
reich

e  u
n

d
  b

ed
eu

tsam
e

S
ach

k
om

p
lexe k

an
n

 ein
e E

n
q

u
etek

om
m

ission
 ein

g
esetzt w

erd
en

. D
er A

n
trag

 m
u

ss
d

en
 A

u
ftrag

 d
er E

n
q

u
etek

om
m

ission
 b

ezeich
n

en
.

(2)
D

ie M
itg

lied
er d

er E
n

q
u

etek
om

m
ission

 w
erd

en
 im

 E
in

vern
eh

m
en

 d
er F

rak
tion

en
b

en
an

n
t u

n
d

 von
 d

er P
räsid

en
tin

 od
er vom

 P
räsid

en
ten

 b
eru

fen
. K

an
n

 ein
 E

in
vern

eh
-

m
en

 n
ich

t h
erg

estellt w
erd

en
, so b

en
en

n
en

 d
ie F

rak
tion

en
 d

ie M
itg

lied
er im

 V
erh

ält-
n

is ih
rer S

tärk
e.

(3)
D

ie E
n

q
u

etek
om

m
ission

 h
at ih

ren
 B

erich
t so rech

tzeitig
 vorzu

leg
en

, d
ass b

is zu
m

E
n

d
e d

er W
ah

lp
eriod

e ein
e A

u
ssp

rach
e d

arü
b

er in
 d

er B
ü

rg
ersch

aft stattfin
d

en
 k

an
n

.

(4)
Im

 Ü
b

rig
en

 g
elten

 d
ie V

orsch
riften

 ü
b

er d
ie A

u
ssch

ü
sse sin

n
g

em
äß.

§ 69

A
u

fb
ew

ah
ru

n
g

 d
er N

ied
ersch

riften

D
ie V

orsitzen
d

en
 d

er stän
d

ig
en

 u
n

d
 n

ich
tstän

d
ig

en
 A

u
ssch

ü
sse h

ab
en

 d
ie N

ied
er-

sch
riften

, B
erich

te u
n

d
 A

n
lag

en
 d

er K
an

zlei d
er B

ü
rg

ersch
aft ein

zu
reich

en
.

X
III.

E
in

g
ab

en

§ 70

E
in

g
ab

en
 an

 d
ie B

ü
rg

ersch
aft zu

 allg
em

ein
en

 B
elan

g
en

, d
ie d

er P
räsid

en
tin

 od
er d

em
P

räsid
en

ten
 sch

riftlich
 zu

g
eg

an
g

en
 sin

d
 u

n
d

 k
ein

e P
etition

en
 d

arstellen
, w

erd
en

, sow
eit

sie d
azu

 n
ach

 F
orm

 u
n

d
 In

h
alt g

eeig
n

et sin
d

, von
 ih

m
 ih

rem
 G

eg
en

stan
d

e n
ach

 in
 d

er
n

äch
sten

 B
ü

rg
ersch

aftssitzu
n

g
 zu

r K
en

n
tn

is g
eb

rach
t u

n
d

 in
 d

er K
an

zlei d
er B

ü
rg

er-
sch

aft zu
r E

in
sich

tn
ah

m
e au

sg
eleg

t.

X
IV

.
A

u
sleg

u
n

g
 d

er G
esch

äftso
rd

n
u

n
g

§ 71

B
ei Z

w
eifelsfrag

en
 von

 w
eitreich

en
d

er B
ed

eu
tu

n
g

 ü
b

er d
ie A

u
sleg

u
n

g
 von

 B
estim

-
m

u
n

g
en

 d
er G

esch
äftsord

n
u

n
g

 h
olt d

ie P
räsid

en
tin

 od
er d

er P
räsid

en
t d

ie S
tellu

n
g

-
n

ah
m

e d
es V

erfassu
n

g
s-u

n
d

 G
esch

äftsord
n

u
n

g
sau

ssch
u

sses ein
.

X
V

. S
o

n
stig

es

§ 72

D
ru

ck
 d

er B
eratu

n
g

sg
eg

en
stän

d
e

A
lle selb

ststän
d

ig
en

 A
n

träg
e u

n
d

 A
n

frag
en

 sow
ie B

erich
te von

 A
u

ssch
ü

ssen
 w

erd
en

g
ed

ru
ck

t u
n

d
 d

en
 A

b
g

eord
n

eten
 sow

ie d
em

 S
en

at zu
g

estellt. Ist d
er D

ru
ck

 vor d
er

B
eratu

n
g

 n
ich

t m
ög

lich
, so w

erd
en

 sie zu
n

äch
st in

 an
d

erer W
eise vervielfältig

t.
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§ 73

V
erw

altu
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft

Z
u

r D
u

rch
fü

h
ru

n
g

 d
er V

erw
altu

n
g

sau
fg

ab
en

 b
ed

ien
t sich

 d
ie P

räsid
en

tin
 od

er d
er

P
räsid

en
t d

er V
erw

altu
n

g
 d

er B
ü

rg
ersch

aft. D
ie D

irek
torin

 od
er d

er D
irek

tor vertritt
sie od

er ih
n

 in
 d

er V
erw

altu
n

g
.

§ 74

U
n

erled
ig

te V
orlag

en
 b

ei S
ch

lu
ss d

er W
ah

lp
eriod

e

A
n

träg
e, A

n
frag

en
 u

n
d

 son
stig

e V
orlag

en
 g

elten
 m

it A
b

lau
f d

er W
ah

lp
eriod

e als er-
led

ig
t. D

as g
ilt n

ich
t fü

r V
orlag

en
, d

ie k
ein

er B
esch

lu
ssfassu

n
g

 b
ed

ü
rfen

.

§ 75

A
n

w
en

d
u

n
g

 d
er G

esch
äftsord

n
u

n
g

 au
f d

ie S
tad

tb
ü

rg
ersch

aft

D
ie G

esch
äftsord

n
u

n
g

 g
ilt au

ch
 fü

r d
ie S

tad
tb

ü
rg

ersch
aft. D

ie stad
tb

rem
isch

en
 M

it-
g

lied
er ein

er F
rak

tion
 d

er B
ü

rg
ersch

aft (L
an

d
tag

) b
ild

en
 u

n
ab

h
än

g
ig

 von
 ih

rer Z
ah

l
au

ch
 in

 d
er S

tad
tb

ü
rg

ersch
aft ein

e F
rak

tion
. A

n
träg

e, d
ie O

rtsg
esetzen

tw
ü

rfe en
th

al-
ten

 (O
rtsg

esetzvorlag
en

), w
erd

en
 in

 d
er S

tad
tb

ü
rg

ersch
aft in

 ein
er L

esu
n

g
 b

eraten
.

D
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ruck B
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en


